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Aufbau Ost - Chancen und Risiken für Deutschland und Europa 

i. Entwicklung der ostdeutschen Wirtschaft seit September 1995 


Zum 3. Oktober 1995 hat die Bimdesregierung mit 
ihrem Bericht „Aufbau Ost - Die zweite Hälfte des 
Wegs - Stand und Perspektiven" eine Zwischen- 
bilanz nach fünf Jahren Aufbau Ost gezogen imd die 
Grundzüge ihrer Politik bis Ende 1998 dargelegt. 
Zentrale Ergebiüsse des Berichts waren: 

- In den neuen Ländern sind seit der Vereinigung 
große wirtschaftliche imd soziale Fortschritte er- 
zielt worden. Dies betrifft beispielsweise die Über- 
tragimg der marktwirtschaftlichen Radunenbedin- 
gungen imd der Regeln der sozialen Sicherung, 
den kräftigen Anstieg der Einkommen imd Ren- 
ten, die Privatisierung und Reprivatisierung von 
Unternehmen der Treuhandanstalt, den Existenz- 
gründimgsboom, die deuthche Verbesserung der 
Infrastruktur sowie Investitionsraten, die weit über 
denen des westdeutschen „Wirtschaftswunders" 
hegen. 

- Bisher ist jedoch nur die erste Hälfte auf dem Weg 
zu einer leistungsfähigen Wirtschaft bewältigt, die 
aus eigener Kraft am Markt besteht und genügend 
Beschäftigungs- und Einkommensmöghchkeiten 
schafft. 

- Die wichtigsten nach wie vor bestehenden Her- 
ausforderungen sind die zu große Arbeitslosigkeit, 
die zu hohen Lohnstückkosten (Verhältnis zwi- 
schen Einkommen und wirtschafthcher Leistung), 
die zu schmale industrielle Basis und die immer 
noch bestehenden Nachteile bei der Infrastruktur, 
vor aüem auch im kommunalen Bereich. 

- Die Bundesregierung wird ihre Wachstums- und 
beschäftigungsoiientierte Strategie für den Auf- 
bau Ost konsequent weiterführen und vor aUem 
die dafür notwendigen finanziellen Mittel bereit- 
stellen. Das „mittelfristige Förderkonzept" der 
Bundesregierung -umgesetzt durch das Jahres- 
steuergesetz 1996 und den Bundeshaushalt 1996 - 
gibt hier sichere Rahmenbedingungen bis Ende 
1998. Darüber hinaus sind auch Länder und Kom- 
munen wirtschaftspolitisch weiterhin gefordert. 
Die entscheidende Verantwortung kommt in der 
Sozialen Marktwirtschaft Unternehmen und Ar- 
beitnehmern zu. Dies güt insbesondere für die 
Rückführung der Lohnstückkosten, die in den 
neuen Ländern höher sind als in Westdeutschland. 
Die Rückführung der Lohnstückkosten ist zwin- 
gende Voraussetzung für die Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze auf breiter Front. Insoweit gibt es auch 
zu einer moderaten Lohnpolitik keine Alternative. 

Diese Eckweite der Bilanz und die politische Strate- 
gie sind nach wie vor gültig. Allerdings sind eiiüge 
Defizite in der Untemehmensstruktur Ostdeutsch- 
lands sowie die zunehmende Abhängigkeit von der 


internationalen Wirtschaftsentwicklung im vergan- 
genen Jahr noch deuüicher geworden. So haben z. B. 
einerseits viele Unternehmen den Sprung in die 
Wettbewerbsfähigkeit geschafft. Sie agieren dyna- 
misch und flexibel auf den Märkten, ihre Ertrags^aft 
steigt und die Umsätze wachsen kräftig. Andere Un- 
ternehmen haben dagegen nach wie vor Schwierig- 
keiten, sich an den Märkten zu behaupten. Die 
Gründe hierfür sind vielfältig; sie hegen z. B. in 
Schwierigkeiten mit Untemehmenskonzepten, Ma- 
nagement-Know-how, in der Absatzsituation sowie 
der Kosten- und Ertragslage. 

Darüber hinaus hat die Konjunkturschwäche des 
letzten Jahres auch in Ostdeutschland deuthche Spu- 
ren hinterlassen. Auch der Einfluß wichtiger welt- 
wirtschafthcher Rahmenbedingungen (z. B. die zu- 
nehmende Globahsierung der Wirtschaft, die fort- 
schreitende Integration mittel- und osteuropäischer, 
lateinamerikanischer sowie ost- und südasiatischer 
Staaten in die Weltwirtschaft) auf die wirtschafthche 
Entwicklung in Ostdeutschland hat zugenommen. 


A. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den 
neuen Ländern 

Das Bruttoinlandsprodukt (BEP) war 1995 in Ost- 
deutschland um real 5,3 % höher als im Vorjahr 
(Westdeutschland: 1,6 %). Seine Zunahme lag damit 
um 4,6 % Punkte unter dem Vorjahreswachstum 
(9,9 %). Im ersten Quartal 1996 sank das BEP im Ver- 
gleich zum Voijahreszeitraum um 1,2 %. Dabei ist 
freUich der strenge Winter zu berücksichtigen, der 
eine erhebliche Einschränkung der Bautätigkeit zur 
Folge hatte. Angesichts des übelproportionalen An- 
teils der Bauwirtschaft an der gesamten Bruttowert- 
schöpfung in Ostdeutschland (1995: 17,6 %) wird die 
Abschwächung un ersten Quartal dieses Jahres inso- 
fern überzeichnet. Im zweiten Quartal ist eine gegen- 
läufige „Nachhol "-Entwicklung eingetreten. Zum 
Beispiel hat die Produktion im produzierenden Ge- 
werbe im zweiten \^erteljahr 1996 gegenüber dem 
Vorquartal saisonbereinigt um 16% zugenommen, 
und der Auftragseingang im verarbeitenden Ge- 
werbe ist um 10,5 % gestiegen. Die Verstärkung der 
konjunkturellen Auftriebskräfte im Westen Deutsch- 
lands strahlt ebenfalls auf die neuen Länder aus. Vor- 
läufige Berechnungen des Statistischen Bundesam- 
tes laufen auf einen realen Zuwachs des BEP von 
2,6 % gegenüber dem zweiten Quartal 1995 hinaus. 

Die Zahl der Erwerbstätigen wurde im Jahresdurch- 
schnitt 1995 gegenüber 1994 um rd. 103 000 über- 
troffen, bei einer Erwerbstätigenzahl von insgesamt 
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Reale Wachstumsraten des BIP in den neuen Ländern gegenüber Voijahr in % 

(Quartaisbetrachtung) 



Quelle: Statistisches Bundesamt. 


6,7 Millionen (einschl. Pendlern). Auch wurden 1995 
mit 1,047 Millionen im Jahresdurchschnitt rd. 95000 
Arbeitslose weniger gezählt als im Vorjahr. Aber: Der 
seit 1994 bestehende positive Trend auf dem Arbeits- 
markt hat sich gegen Jahresende 1995 nicht fort- 
gesetzt. Die registrierte Arbeitslosigkeit lag Ende 
August 1996 bei 15,0 %; gegenüber August 1995 
war die Arbeitslosenzahl nüt 1,123 Millionen um 
rd. 88 000 höher. Die arbeitsmarktpolitischen Maß- 
nahmen (vor allem Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
[ABM], Fortbildung imd Umschulimg, Altersüber- 
gangsgeld, § 249 h des Arbeitsfördenmgsgesetzes 
[AFG], Kurzarbeitergeld) haben zwar seit dem 
Höhepunkt 1992 beständig an Gewicht verloren. Im 
August 1996 haben mehr als 740 000 Personen 
diese Maßnahmen in Anspruch genommen. Rech- 
net man Arbeitslose imd Beschäftigte in arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen zusammen, ergibt 
sich ein Anteil der Personen, die keine Beschäfti- 
gimg im ersten Arbeitsmarkt haben, von etwa 25 %. 

Der Grad der Unterbeschäftigimg erklärt sich dabei 
nur teilweise aus der höheren Erwerbsneigung in 
den neuen Ländern. Der Anteü der Erwerbstätigen 
(ohne ABM) - bezogen auf die Gesamtbevölkerung - 
liegt mit knapp 39 % niedriger als in den alten Län- 
dern (rd. 42,5 %) (TabeUen S. 6) . 

Eine der wichtigsten Gnmdlagen für das Wachstum 
in den vergangenen Jahren war die Investitionsdyna- 
mik. Sie hat sich allerdings im Zuge der rückläufigen 
Konjunktur etwas abgeschwächt. Zwar sind die no- 
minalen Aiüageinvestitionen 1995 um rd. 10 % auf 
knapp 200Mrd. DM gestiegen. Auch erreichte die 
Investitionsquote - gemessen am BIP -* eine Rate von 
gut 52 %, wesentlich mehr als zu westdeutschen 
„Wirtschaftswimderzeiten". Für 1996 rechnet das ifo- 


Institut aber nüt einer Abschwächung des nominalen 
Wachstums auf etwa 5 %. Im verarbeitenden Ge- 
werbe sollen die Investitionen um knapp 2 % sinken 
(TabeUe S. 6). 

Die Entwicklimg eines leistungsfähigen Mittelstan- 
des ist gut vorangekommen. Viele von den etwa 
500 000 nüttelständischen Unternehmen und freibe- 
ruflichen Existenzen, die ca. 3,4 Millionen Menschen 
beschäftigen, haben sich auf den Märkten etabliert. 
Untersuchimgen zeigen z.T. ein hohes Umsatz- 
wachstum und steigende Ertragskraft. Andere Unter- 
nehmen sind aber noch nicht ausreichend stabü, um 
auf Dauer im Wettbewerb bestehen zu können. 
Gründe sind u. a. Ertrags-, Eigenkapital-, Liqiüditäts- 
imd Managementprobleme, die sich häufig gegen- 
seitig bedingen. 

Die Zahl der Untemehmensinsolvenzen ist von 3 911 
(1994) auf 5 874 (1995) gestiegen. In der Zunahme 
der Insolvenzen dürfte z. T. eine gewisse Marktberei- 
nigung nach dem Gründimgsboom der ersten Jahre 
zu sehen sein. Auch muß die Zahl der Insolvenzen 
allein kein Zeichen einer generellen Leistungs- 
schwache der Wirtschaft sein. Entscheidend ist viel- 
mehr, daß diejenigen Unternehmen im Markt blei- 
ben, die sich dort bewähren, und daß diejenigen Un- 
ternehmen, die den Markttest nicht bestehen, durch 
neue, erfolgversprechende Unternehmen ersetzt 
werden. Positiv zu werten ist, daß trotz der steigen- 
den Insolvenzzahlen auch in diesem Jcdir insgesamt 
mehr Unternehmen gegründet als abgemeldet wer- 
den. Auch 1995 gab es insgesamt 27 000 mehr Unter- 
nehmensgründimgen als -Schließungen (Tabelle S. 7). 

Die industrielle Basis in den neuen Ländern ist nach 
wie vor zu schmal. Während die Industrie in West- 
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Arbeitsiose und Arbeitsmarictentlastung 
(Durchschnitte in 1 000) 



Entwickiung der Aniageinvestitionen 



Quelle: ilo-Institut. 
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Untemehmensgründungen und -liquidationen in den neuen Ländern 



Quellen: Statistisches Bundesamt (Insolvenzen); KM-Schätzungen (alle übrigen Daten; nachrichtlich Gründungssaldo 1990: 
110 000 ). 


deutschland 1995 26,4% der gesamten Bruttowert- 
schöpfung erwirtschaftete, lag die entsprechende 
Quote in Ostdeutschland bei 14,0 %. 

Defizite besitzt die ostdeutsche Industrie noch in 
ihrer Struktur. Es dominieren Industrieimtemehmen 
und Branchen, die auf lokale und regionale Märkte 
ausgerichtet und zu wenig in den internationalen 
Wettbewerb eingebunden sind. Viele ostdeutsche 


Unternehmen sind offenbar noch unzureichend für 
den internationalen Wettbewerb gerüstet. Der Anteil 
der neuen Länder an den gesamten Exporten 
Deutschlands betrug 1995 nur rd. 2 %. Das Export- 
volumen erreichte 1995 in Ostdeutschland 3,7 % des 
BIP (Westdeutschland: 23,1 %). 

Der Lebensstandard in den neuen Ländern kann sich 
auf Dauer niu* dann auf einer stabilen Gnmdlage ent- 


Arbeitsplätze und Wertschöpfung im verarbeitenden Gewerbe Ost- und Westdeutschlands 
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Differenz zwischen Iniandsnachfrage und iniändischer Produktion 

(Produktionsiücke) 

-in Mrd. DM- 



Quelle: Statistisches Bundesamt. 


wickeln, wenn er von der eigenen Leistungskraft 
getragen wird. Die Nachfrage (privater Verbrauch, 
Investitionen und Staatsausgaben) in den neuen 
Ländern lag 1994 um rd. 215 Mrd. DM über der eige- 
nen Leistung (BIP). Anders atisgedrückt bedeutet 
dies: weniger als zwei Drittel der Nachfrage werden 
durch eigene Leistung gedeckt. Zahlen für 1995 he- 
gen nicht vor. Es gibt aber keinerlei Anzeichen dafür, 
daß sich dieses Verhältnis 1995 wesentüch verbes- 
sert hätte. Zum Vergleich: Portugal und Griechen- 
land erreichten 1994 Werte von 81,3 % bzw. 88,7 %. 
Die ostdeutsche Nachfrage kommt - wie in den ver- 
gangenen Jahren - in erhebhchem Umfang dem Ab- 
satz westdeutscher Produkte zugute. Die Differenz 
zwischen Produktion und Nachfrage wird dmch öf- 
fenthche und private Transferleistungen abgedeckt. 

Die Bundesregierung hat von 1991 bis 1996 allein für 
Infrastruktur, Investitionsfördenmg und die Verbes- 
serung der allgemeinen Lebensumstände (z. B. Woh- 
nungs- und Städtebau, Investitionshilfen an Kommu- 
nen) über 270 Mrd. DM zur Verfügung gestellt. Hin- 
zu kommen Nettoleistungen der Treuhandanstalt 
und ihrer Nachfolgeorganisationen mit rd. 125 Mrd. 
DM sowie globale Fiaanzzuschüsse an die neuen 
Länder und ihre Gemeinden in Höhe von fast 
250 Mrd. DM. Für die Anpassung an das westdeut- 
sche Sozialsystem und aktive arbeitsmarktpohtische 
Maßnahmen, die den unvermeidhchen Struktminn- 
bnich abgefedert haben, wmden über 420 Mrd. DM 
in die Haushalte des Bundes und der Sozialversiche- 
rungsträger eingestellt. Zusammen mit den sonsti- 
gen Mitteln (z. B. Finanzhilfen der Europäischen 
Union) in Höhe von rd. 105 Mrd. DM ergeben sich 
Bruttoleistimgen von über 1170 Mrd. DM. 

Ein großer Teil dieser Ausgaben - vor allem im sozia- 
len Bereich und bei der Infrastruktur - betrifft bun- 
desstaathche Leistungen, wie sie auch in den west- 
deutschen Ländern zu finden sind. Nach Abzug der 
Steuer- imd Verwaltungseinnahmen in Höhe von rd. 


270 Mrd. DM ergibt sich für die neuen Länder von 
1991 bis 1996 insgesamt ein Nettotransfer von etwa 
900 Mrd. DM. 

Insgesamt läßt sich feststellen, daß in den neuen 
Ländern im letzten Jahr ermutigende Fortschritte er- 
zielt worden sind. Neue, wettbewerbsfähige Unter- 
nehmen wachsen heran; viele ältere Unternehmen 
haben sich stabilisiert imd an den Märkten etabhert. 
Die Privatisierung der ehemaligen Staatsuntemeh- 
men ist abgeschlossen, Planungs- und Genehmi- 
gimgsveifahren werden in Ostdeutschland häufig 
schneller abgeschlossen als in Westdeutschland, es 
entsteht ein immer modernerer Kapitalstock. Das 
Ziel einer sich selbsttragenden Entwicklung ist aber 
bei weitem noch nicht erreicht. Die Wachstumskräfte 
verändern ihre Schwerpunkte. Damit verbunden 
sind z. Z. niedrigere Wachstumsraten als in der Ver- 
gangenheit. Für den Jahresdurchschnitt 1996 gehen 
die wirtschaftswissenschaftlichen Forschimgsinsti- 
tute in ihrem Frühjahrsgutachten von einem Wachs- 
tum von real rd. 3 % (Westdeutschland: 0,5 %) aus. 

Der Bauboom der ersten Jahre läßt nach. Viele Groß- 
investitionen in Infrastruktur und Industrie sind ab- 
geschlossen. Darüber hinaus führt die zunehmende 
Verflechtung der ostdeutschen mit der westdeut- 
schen - und damit indirekt der internationalen - 
Wirtschaft in der Tendenz zu einer parallelen Kon- 
junkturentwicklimg, wenngleich in den neuen Län- 
dern auf höherem Niveau. Die Zeit der Sonderkon- 
junktur Ost ist allerdings vorbei. Das engere Zusam- 
menwachsen der beiden Teilwirtschaften hat zur Fol- 
ge, daß zentrale Wettbewerbsindikatoren, wie z. B. 
die Lohnstückkosten, nun auch in Ostdeutschland 
eine immer wichtigere Rolle spielen (s. Seite 9 ff.) . 

Um so mehr bedarf es weiterhin großer Anstren- 
gungen aller wirtschaftspolitisch Verantwortlichen 
(Staat, Wirtschaft und insbesondere die Tarifpar- 
teien), um die Leistimgskraft der ostdeutschen Wirt- 
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Rnanztransfers in die neuen Länder 
-in Mrd. DM- 



Bruttotransfer -huh- Rückflüsse (Steuer- u.VerwaltungsmehreinnahrrBn) — e— Nettotransfer 


Quelle : BMF, eigene Berechnungen. 


Schaft zu stabilisieren und zu erhöhen. Notwendig 
ist, daß sich alle Beteiligten in ihren Erwartungen 
imd Forderungen an den ökonomischen Reahtäten 
und Möglichkeiten orientieren. Sie müssen ihr Han- 
deln noch konsequenter auf das gemeinsame Ziel 
ausrichten, nämlich den Aufbau einer leistungsfähi- 
gen ostdeutschen Wirtschaft, die aus eigener Kraft 
am Markt besteht mid genügend Beschäftigimgs- 
und Einkommensmöglichkeiten bietet. Hierfür sind 
die Voraussetzmigen in den neuen Ländern gut. Die 
Bevölkenmg hat in den letzten Jahren ein hohes 
Maß an Bereitschaft zu Reformen imd Änderungen 
gezeigt. Diese Reformbereitschaft güt es auch im In- 
teresse des gesamten Deutschlands für die Zukunft 
zu nutzen. Nur wenn der Aufbau Ost gelingt, können 
die Transfers vermindert und der Wirtschaftsstandort 
Deutschland insgesamt gestärkt werden. 


B. Spezielle Probleme der ostdeutschen 
Unternehmen 

Eines der entscheidenden Defizite in der ostdeut- 
schen Wirtschaft ist die nach wie vor noch nicht aus- 
reichende Untemehmensbasis. Dies betrifft sowohl 
die Zahl der Unternehmen als auch ihre Wettbe- 
werbsfähigkeit, Folge ist, daß noch nicht genügend 
Arbeitsplätze geschaffen und gesichert werden 
konnten. Hierfür spielen die folgenden Zusammen- 
hänge eine wichtige RoUe. 

1. Lohnstückkosten 

1995 setzte sich der Prozeß der Angleichung des 
Lohnniveaus in den neuen Ländern an das westdeut- 
sche Niveau etwa in gleichem Maße fort wie im Vor- 


jahr. Über alle Branchen hinweg lag die Ost-West- 
Relation der Tarifverdienste 1995 bei 87 %. In einer 
Anzahl von Branchen sehen früher vereinbarte Tarif- 
verträge eine Fortsetzung des Angleichungsprozes- 
ses im Jahre 1996 vor; so wurden beispielsweise zum 
1. März 1996 in der Stahlindustrie mid zum 1. Juli 
1996 in der Metall- imd Elektroindustrie die Tarifver- 
dienste auf 100% des Westniveaus angehoben; in 
weiteren größeren Wütschaftsbereichen - beispiels- 
weise Baugewerbe, Einzelhcmdel, privates Beinkge- 
werbe - ist die voUe Angleichung der Tarifverdienste 
für 1997/1998 vereinbart. 

Bei den Bruttoeinkommen besteht allerdings ein grö- 
ßerer Abstand zum westdeutschen Niveau. 1995 er- 
reichten diese pro Beschäftigten 72,4 % des west- 
deutschen Wertes. Die wesentlichen Ursachen der 
Abweichimg von Tarif- imd Effektivlöhnen sind darin 
zu sehen, daß in Ostdeutschland kaum übertarifliche 
Zahlungen geleistet werden und die Tarifbindung 
der Unternehmen deutlich geringer ist. Auf betriebli- 
cher Ebene werden häufig für das Unternehmen 
tragfähige Lösungen gefunden. Unterschiede gibt es 
auch bei den Personalzusatzkosten. In der ostdeut- 
schen Industrie betrugen 1995 die Personalzusatzko- 
sten 70 % des Düektentgeltes ün Vergleich zu 80 % 
in Westdeutschland. Dies ist vor allem auf eine gerin- 
gere betriebliche Altersversorgung und ein niedrige- 
res Weihnachtsgeld zurückzuführen (Tabelle S. 10). 

Die gesamtwirtschaftliche Produktivität der ostdeut- 
schen Wirtschaft - bei der Berechnung der Lohn- 
stückkosten ebenso wichtig wie die Arbeitskosten - 
hat sich zwar seit 1990 deutlich erhöht. Sie liegt mit 
55,2% je Erwerbstätigen aber nach wie vor erst bei 
gut der Hälfte des westdeutschen Niveaus. Dieser 
Wettbewerbsnachteü wird auch durch die im Ver- 
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Bruttoeinkommen je Beschäftigten 
(inkl. Arbeitgeberbeiträge) 
Westdeutschland = 100 



Quelle: Statistisches Bundesamt; verarbeitendes Gewerbe: eigene Berechnungen. 


gleich zu Westdeutschland niedrigeren Lohnkosten 
nicht ausgeghchen. 

Die ostdeutschen Lohnstückkosten hegen im Durch- 
schnitt um rd, ein Drittel über dem Niveau der 
westdeutschen. Die Lohnproduktivitätslücke gegen- 
über Westdeutschland, die sich aus dem Vergleich 
des Bruttoeinkommens je Beschäftigten mit der Pro- 
duktivität je Erwerbstätigen ergibt, hegt bei 31,2 %. 


Die zu hohen Lohnstückkosten sind für viele Unter- 
nehmen eine schwere Belastimg im Wettbewerb. 
Dies trifft vor aUem Unternehmen des verarbeiten- 
den Gewerbes, die im überregionalen und interna- 
tionalen Wettbewerb stehen. Diese für die Wettbe- 
werbsfähigkeit der ostdeutschen Unternehmen aus- 
gesprochen besorgniserregende Entwicklimg hat 
sich auch im ersten Halbjahr 1996 fortgesetzt. Die 
Lolmstückkosten sind um 3,4 % gestiegen. 


Produktivität*) je Erwerbstätigen 
Westdeutschiand = 100 



Quelle : Statistisches Bundesamt; verarbeitendes Gewerbe: eigene Berechnungen. 

*) Gesamtwirtschaft: BIP je Erwerbstätigen; verarbeitendes Gewerbe: Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen. 
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Lohnstückkosten'*) 
(Lohnprodukthritätslücke) 
Westdeutschland = 100 



■Gescrntvvirtschaft OVercrbeitendos GeMerbe 


Quelle: Statistisches Bundesamt; verarbeitendes Gewerbe: eigene Berechnungen. 

Bruttoeinkommen je Beschäftigten dividiert durch Produktivität je Erwerbstätigen (jeweils nL im Vergleich zu aL). 


2. Kaprtalausstattung und Betriebsgröße 

Die Ausstattung der Unternehmen mit modernen 
Bauten und Produktionsanlagen (Realkapitalaus- 
stattung) liegt - je Einwohner gerechnet - nach 
Schätzungen des Statistischen Bundesamtes und des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung piW) 
bei 50 bis 60 % des westdeutschen Niveaus. Dies sind 
20 bis 30 % (ca. 15 % Punkte) mehr als Mitte 1990. 
Der Kapitalstock, dessen Umfang und Struktur die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Ostdeutschlands 
entscheidend mitbestimmt, hat sich damit zwar deut- 
lich verbrmtert, ist jedoch nach wie vor unziuei- 
chend. Er ist zudem von Unternehmen zu Unterneh- 
men sehr verschieden. Der niedrige Stand der Kapi- 
talausstattung ist - neben der vielfach noch nicht 
ausreichenden Kapazitätsauslastung - ein wesentli- 
cher Grund dafür, warum ostdeutsche Unternehmen 
im Durchschrütt noch bei weitem nicht das Produkti- 
vitätsniveau westdeutscher Unternehmen erreicht 
haben. 

Eine weitere Ursache für die Wettbewerbsprobleme 
der Unternehmen ist die vielfach noch zu geringe Be- 
triebsgröße von potentiell wachstumsstarken Unter- 
nehmen, insbesondere in der Industrie. Die Betriebs- 
größe als Wettbewerbsfaktor ist insofern wichtig, als 
für die Bearbeitung überregionaler und internationa- 
ler Märkte nicht selten eine gewisse Mindestgröße 
bzw. Lieferfähigkeit unabdingbare Voraussetzungen 
sind. Insgesamt ist die Gruppe der Betriebe mit 20 bis 
100 Beschäftigten in den neuen Ländern heute die 
am häufigsten besetzte Betriebsgrößenklasse. Etwa 
zwei Drittel aller Betriebe mit etwa 31 % der Be- 
schäftigten liegen in diesem Bereich. Im Vergleich 
dazu hat diese Betriebsgrößenklasse in den alten 
Ländern weiüger Gewicht. Die Betriebe mit über 
1 000 Beschäftigten hatten 1994 in Westdeutschland 
einen Anteil von 1,9 % (Anteü an den Beschäftigten 
33,3 %), in Ostdeutschland von 0,9 % (Anteil an den 
BeschäMgten 18,3 %). 


3. Rnanzieaing 

Viele Unternehmen sehen sich darüber hinaus er- 
heblichen Finanzierungsschwierigkeiten gegenüber. 
Sie sind aufgrund der spezifischen Situation nach 
1990 einem höheren allgemeinen Marktrisiko ausge- 
setzt und haben als junge Unternehmen zugleich ein 
größeres untemehmensspezifisches Risiko. Für sie 
stellt sich im besonderen Maße sowohl die Frage 
nach einer ausreichenden Eigenkapitalbasis als auch 
nach der Fähigkeit, ausreichend Fremdkapital zu 
günstigen Konditionen zu erlangen. 


a) Eigenkapital 

Unternehmen benötigen zur Finanzierung von Inve- 
stitionen und zur teilweisen Unterlegung der Aktiva 
ausreichend eigenes Kapital. Die Haftungsfunktion 
des Eigenkapitals dient der Sicherheit der Fremd- 
kapitalgeber, aber auch dem Vertrauen von Lieferan- 
ten und Abnehmern in die Solidität des Unterneh- 
mens. Die Gründe für Eigenkapital- und Liquiditäts- 
probleme ostdeutscher Unternehmen sind z. B. Kapi- 
talengpässe aufgrund starken Untemehmenswachs- 
tums, Managementprobleme, aber auch die Ertrags- 
und Kostensituation. 

Der Spielraum zur Büdung von Eigenkapital aus Ge- 
wiimen ist inuner noch zu klein. Die Gewiimsituation 
vieler ostdeutscher Unternehmen ist nach wie vor un- 
befriedigend, wenngleich sie sich in den vergange- 
nen Jahren bereits deutlich verbessert hat. Die Deut- 
sche Bundesbank hat die Ertrags- und Finanzie- 
rungsverhältnisse von rd. 2 000 ostdeutschen Unter- 
nehmen (davon 740 aus dem verarbeitenden Gewer- 
be) im Jahre 1994 analysiert. Dabei wurden Unter- 
nehmen berücksichtigt, deren Wechsel einreichungs- 
fähig waren, so daß die analysierte Untemehmens- 
gruppe tendenziell eine Positivauslese des Untemeh- 
mensbestandes in den neuen Ländern repräsentiert. 
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Zentrale Ergebnisse der Untersuchung sind: 

- Die untersuchten Unternehmen weisen zusam- 
mengenonunen einen Verlust aus - 1,3 Mrd. DM, 
d. h. 2,8 % vom Umsatz. Gegenüber 1993 ist in ab- 
soluten Zahlen der Verlust um etwa ein Drittel, ge- 
genüber 1992 um 60 % gesunken. 

-- IVotz spürbcuer Erhöhung der Umsatzrendite um 
12,8% Punkte lag sie immer noch bei minus 
6,5 %. 

- Kleinere Unternehmen haben generell eine besse- 
re Umsatzrendite als große Unternehmen. 

- Der Personalkostenanteü am Rohertrag (Gesamt- 
leistung abzüglich Materialaufwand und Waren- 
einsatz) lag mit 59,5 % deutlich über westdeut- 
schem Niveau (51,5 %). 

Die Bundesbank kommt zu dem Schluß, daß sich die 
Eigenkapitalausstattung in den unternehmerischen 
Bilanzen im Jahre 1994 verbessert hat. Diese Verbes- 
serung ist allerdings auf die Entschuldimg mehrerer 
großer Unternehmen durch die TVeuhandanstalt zu- 
rückzuführen. 

Aus einer Bilanzanalyse der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau (KfW) aus 5 300 bei ihr eingereichten Ge- 
schäftsberichten ostdeutscher und von 7 200 west- 
deutschen Unternehmen läßt sich u. a. entnehmen, 
daß sich die Eigenkapitalausstattung ostdeutscher 
Unternehmen - ausgehend von einem höheren Ni- 
veau - dem westdeutschen Bild in etwa angeglichen 
hat. Hinter diesen Durchschnittszahlen steht aber 
eine sehr breite Streuung. So ist vor allem festzuhal- 
ten, daß der Anteil ostdeutscher Unternehmen mit 
höchstens 10 % Eigenkapital von einem \Aertel auf 


ein Drittel zugenommen hat. Ebenso wie die Deut- 
sche Bundesbank stellt die KfW fest, daß kleine Un- 
ternehmen im Durchschnitt eine bessere Ertragslage 
als größere aufweisen. 

Die Deutsche Ausgleichsbank ptA) hat Bilanzen 
von rd. 4 800 Existenzgründungen untersucht, die 
zwischen Juli 1993 und September 1995 Mittel aus 
dem Eigenkapitalhilfe-Programm für Erweiterungs- 
investitionen erhalten haben. Die DtA hat dabei fest- 
gestellt, daß zwischen 1992 und 1994 die Eigenkapi- 
talquote im Schnitt von 19,9 auf 16,5 % gesunken ist. 
Dieser Befund ist vor allem deswegen bemerkens- 
wert, weil diese niedrigen Werte unmittelbar vor 
Beginn der Investitionsphase und damit am Ende der 
Ansparphase gemessen wurden. Zu diesem Zeit- 
punkt befindet sich die Eigenkapitalausstattung jun- 
ger Unternehmen normalerweise auf ihrem Höhe- 
punkt. 

Unterschiede in der Mittelausstattung ostdeutscher 
und westdeutscher Unternehmen zeigen sich nicht 
nur in den unterschiedlichen - ausgewiesenen - Ei- 
genkapitalquoten. Bei westdeutschen Unternehmen 
ist zusätzlich zu berücksichtigen, daß sie in den letz- 
ten Jahrzehnten häufig erhebliche Rückstellungen 
und stille Reserven bilden konnten. Diese Möglich- 
keiten hatten die - noch jungen - ostdeutschen Un- 
ternehmen nicht. 

Der Beteiligimgskapitalmarkt in den neuen Ländern 
hat sich kräftig entwickelt. Eine Auswertung von Da- 
ten des Bundesverbandes deutscher Kapitalbeteili- 
gungsgesellschaften im 14. Bericht über gesamtwirt- 
schaftliche und imtemehmerische Anpassungsfort- 
schritte des DIW, IWH und des IfW ergab u. a., daß 
das Beteiligimgsvolumen 1995 bei rd. 11 % des ge- 


Ausgewählte Bilanzpositionen ost- und westdeutscher Unternehmen 
in % der Bilanzsumme (1994) 



B9S™TitlBl bngfristge Rückstelungen 

Verbindichkeiten 


■ ostdeutsche Lhternehmen ü westdeutsche Unternehmen 


Quelle ; Deutsche Bimdesbank (Monatsbericht Juli 1996). 
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Eigenkapitalqtioten von durch die KfW geförderten Unternehmen 

-in%- 



Quelle; KfW. 


Kapitalbeteiligungen in Ostdeutschland 



Beteffigungsvolutren in Mk>. DM ■ Beteiligungsvolumen Anteil am dt. Markt in % 


Quelle: Bundesverband deutscher Kapitalbeteiligungsgesellschaften e.V. 


samtdeutschen Marktes lag, also in etwa entspre- 
chend der wirtschaftlichen Leistungskraft Ost- 
deutschlands entsprach. Nach der Anzahl der Beteili- 
gungen wurden sogar 16 % erreicht. 

Diese Ergebnisse werden aber dadurch relativiert, 
daß ohne öffentlich geförderte Institute der Beteüi- 
gxingsmarkt nicht seine jetzige Größe erreicht hätte. 
Auch bietet ein Markt jimger, rasch wachsender Un- 
ternehmen Beteiligungsgebem an sich eher bessere 
Möglichkeiten als z. B. der westdeutsche Markt. Es 
müßte daher eigentlich ein deutlich höherer Anteü 
realisiert werden. 


b) Fremdkapital / Rolle der Kreditinstitute 

^^ele Unternehmen klagen über einen ihrer Meinung 
nach zu engen Kreditrahmen; oder auch darüber, 
daß die Kreditinstitute bei der Kreditvergabe zuneh- 
mend zurückhaltender imd risikoscheuer seien. 
Diese Aussagen kontrastieren scheinbar mit der Tat- 
sache, daß in den vergangenen Jahren Kreditinsti- 
tute maßgeblich an vielen der über 400 000 Unter- 
nehmensgründimgen beteiligt waren. Auch die 
Büanzrelationen aus dem Untersuchungskreis der 
Deutschen Bimdesbank oder der KfW lassen auf den 
ersten Blick nicht ein zu geringes Kreditvolumen er- 
kennen. Die Finanzierung mit Fremdkapital ist in 
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den neuen Ländern sogar stärker ausgeprägt als in 
Westdeutschland. Westdeutsche Unternehmen finan- 
zieren sich in höherem Maß aus Eigenkapital imd 
Rückstellimgen. Der dennoch in Ostdeutschland fest- 
gestellte Fremdkapitalmangel dürfte daher einerseits 
häufig das typische Problem von jimgen, schnell 
wachsenden Unternehmen sein. Andererseits haben 
Klagen von Unternehmen auch ihre Ursache darin, 
daß in vielen Firmen der Umstruktuiierungsprozeß 
und die Marktanpassimg noch nicht vollzogen sind. 
Untersuchungen von Forschungsinstituten kommen 
darüber hinaus zum Ergebnis, daß für die Ablehnimg 
von Kreditanträgen auch Engpässe bei Kreditinsti- 
tuten verantwortlich sind. Dies betrifft sowohl den 
Ausbildungsstand von Firmenkundenberatem als 
auch die Tatsache, daß einige Kreditinstitute die 
Obergrenze ihres Kreditvergabepotentials erreicht 
haben. 

Damit das höhere Markt- imd Untemehmensrisiko in 
den neuen Ländern nicht zu einem prinzipiellen Hin- 
dernis bei der Kreditvergabe wird, bieten Bund tmd 
Länder spezielle Fördermaßnähmen an (s. Seite 
25 ff.). Mangel an Sicherheiten ist ein von den Kredit- 
instituten häufig genarmter Kreditablehnimgsgrund. 
Gerade hierfür steht aber in Ostdeutschland das von 
Bund und Ländern getragene Bürgschaftsinstrumen- 
tarium zui Verfügimg. Verbürgt werden sowohl Inve- 
stitions- als auch Betriebsmittelkredite. Vorausset- 
zimg sind ein tragfähiges Untemehmenskonzept und 
die Übernahme eines mindestens 20%igen Eigen- 
obhgos durch die Hausbanken. Allein am Mangel an 
Sicherheiten muß keine Finanzierung scheitern. Die 
Kreditinstitute haben über ihre Schamierfunktion 
zwischen Sparern und Kreditnehmern eine zentrale 
RoUe im Prozeß des Aufbaus der neuen Länder. Es 


liegt auch ganz wesentlich an ihnen, daß der wirt- 
schaftliche Aufholprozeß am Mangel an Geld nicht 
scheitert. 


4. Produktabsatz 

In den vergangenen sechs Jahren ist in einem inten- 
siven Aufholprozeß mit hohen Investitionen die Wa- 
renproduktion Ostdeutschlands weitgehend erneuert 
worden. Insbesondere' überregional gehandelte In- 
dustriegüter sind hieraus völlig verändert hervorge- 
gangen. Am Begiim dieser Modernisierung stand zu- 
nächst ein enormes Schrumpfen der Warenproduk- 
tion. Die dadurch entstandene Lücke wmde vielfach 
von Lieferungen aus Westdeutschland gefüllt. 

Die Konzentration auf lokal und regional akzeptierte 
Produkte und die damit einhergehende unzureichen- 
de Erschheßung überregionaler Märkte wird auch 
sechs Jahre nach der Wende am geringen ostdeut- 
schen Anteil an den gesamtdeutschen Ausfuhren 
sichtbar: Er betrug 1995 - soweit statistisch erfaß- 
bar- rd. 2%, bei einem Anteil Ostdeutschlands an 
der gesamtdeutschen Industrieproduktion von 6,3 %. 
Dies stellt einen entscheidenden Schwachpunkt des 
ostdeutschen Mittelstandes dar, worauf auch die 
wirtschaftswissenschafüichen Institute im 14. Anpas- 
sungsbericht hinweisen. 

Ausgehend von diesem niedrigen Niveau zeigen sich 
jedoch in letzter Zeit auch Erfolge; so erhöhte sich 
die Ausfuhr im Jahre 1995 um 12,4 % gegenüber 
dem Vorjahr, und die Umorientierung des Exports 
auf die industrialisierten westlichen Länder machte 
nüt einem Anteil von 47,8% (1994: 43%) weitere 
Fortschritte. 


Ausfuhren der neuen Länder in westliche Industrieländer 
in % des Gesamtexports 



Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Zahlen des Statistischen Bundesamtes; 1995: Vorläufige Angaben. 


Westdeutsche Unternehmen aus Industrie und Han- 
del haben im Rahmen der „Einkaufsoffensive Neue 
Bundesländer" mit vielfältigen Maßnahmen (Einkäu- 
fertagen, Übernahme von Patenschaften, Transfer 
von Marketing-Know-how etc.) ebenfalls zm Integra- 
tion ostdeutscher Unternehmen in westliche Märkte 


beigetragen. Sie haben das eigene Einkaufsvolumen 
in Ostdeutschland im Jahre 1995 auf rd. 50 Mrd. DM 
gesteigert. Allerdings werden insgesamt bei Bezügen 
westdeutscher Unternehmen in der Regel nicht mehr 
als 5 % der Beschaffungsumsätze mit ostdeutschen 
Produkten erreicht; ähnlich niedrig liegt der Umsatz- 
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cinteü ostdeutscher Konsumgüter im gesamtdeut- 
schen Einzelhandel (nur gut die Hälfte der Einzel- 
händler Westdeutschlands listen irgendein ostdeut- 
sches Produkt). 

Diese Marktdurchdiingimgsprobleme machen deut- 
lich, daß viele Unternehmen sich noch in einer Um- 
stellungsphase befinden: Ein Großteil der Unterneh- 
men ist nach Umstrukturierung, Modernisierung und 
den massiven Markteinbrüchen der Anfangszeit 
noch zu klein, tun umfassende und dauerhafte über- 
regionale Marktpräsenz zeigen zu köimen; ungün- 
stige Kosten- und Ertragslagen limitieren dabei das 
Wachstum ebenso wie fortbestehende Marketing- 
defizite. 

Die Bundesregierung unterstützt die ostdeutschen 
Unternehmen bei ihren Absatzbemühungen nüt 
einem Bündel von Maßnahmen, die an den konkre- 
ten Problemen ansetzen (vor allem Hermes-Deckun- 
gen, Messeförderung im In- und Ausland, Vermark- 
tungshilfen im Ausland). Durch die - inzwischen aus- 
gelaufenen - Präferenzen bei öffenthchen Aufträgen 
ist ostdeutschen Unternehmen der Eintritt in den 
wichtigen öffentlichen Beschaffungsmarkt erleichtert 
worden. Das von den Bundesressorts erreichte hohe 
Niveau bei der Auftragsvergabe an Unternehmen 
aus den neuen Ländern (1994: etwa 20%) konnte 
auch 1995 gehalten werden. Daneben hat die Bun- 
desregierung seit 1990 Wert darauf gelegt, daß bei 
Lieferungen und Leistimgen aus Finanzierungen der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit ostdeutsche 
Unternehmen besonders berücksichtigt werden. Bis 
Ende 1995 behef sich dort das Auftragsvoiumen auf 
1,3 Mrd. DM. 


5. Forschung und Entwicklung / Produktinnovation 

Voraussetzung für die Sicherung von Beschäftigung 
und die Schaffung neuer, international wettbewerbs- 
fähiger Arbeitsplätze sind eine marktorientierte For- 
schung und Entwicklung (FuE) sowie deren Um- 
setzung in marktfähige Produkte und Verfahren. 
Qualität, Technik und Design ostdeutscher Produkte 
gelten inzwischen meist als gleichwertig mit West- 
produkten und zugleich als verhältnismäßig preis- 
wert. Zu diesem Emeuerungsprozeß hat neben der 
Investitionsförderung und den Hilfen beim Absatz 
vor allem die Förderung von Forschung, Entwicklung 
und Innovation beigetragen. Die Bundesregierung 
hat seit 1990 für die Förderung von Forschimg, Ent- 
wicklung imd Innovation in der Industrie Mittel in 
Höhe von rd. 3,2 Mrd. DM zur Verfügung gestellt. 
Diese bewährte Förderung wird 1996 auf imverän- 
dert hohem Niveau fortgeführt. 

Viele kleine und mittlere Unternehmen sind in der 
Forschung nicht aktiv. Bei denjenigen, die FuE 
betreiben, hat der Anteil der FuE -Aufwendungen am 
Umsatz inzwischen das Niveau der alten Länder 
erreicht. Analysen wirtschaftswissenschaftlicher In- 
stitute bestätigen zudem für die geförderten Unter- 
nehmen folgende positive Entwicklungsprozesse: 

- Si6 agieren überdurchschnittlich häufig auf wach- 
senden Märkten. 


- Ihr Umsatzanteil innovativer Produkte, die sich 
noch in der Marktemführungsphase befiaden, ist 
fast doppelt so hoch wie bei den nicht geförderten 
Unternehmen. 

- Die Insolvenzzahlen der geförderten Unterneh- 
men im verarbeitenden Gewerbe liegen deutlich 
unter denen in nicht geförderten Bereichen. 

- Die Patentintensität des ostdeutschen Forschungs- 
potentials übertrifft mit 16 Patenten je 100 For- 
scher und Entwickler das Niveau der alten Länder. 

Die im Zuge des Transformationsprozesses aus Kom- 
binaten und Betrieben und der Akademie der Wis- 
senschaften herausgebildeten externen Industriefor- 
schungseinrichtungen und FuE-Dienstleister haben 
sich durch ihre Mcuktnähe zu Säulen der ostdeut- 
schen Industrieforschung entwickelt. Eine Vielzcihl 
von Kooperationsbeziehungen unterstreicht, daß 
diese externen Industrieforschungseinrichtungen 
und -unternehmen als „Innovationsmultiplikatoren" 
in der Industrie gut angenommen werden. 

Trotz dieser Fortschritte haben viele Unternehmen im 
Innovationswettbewerb weiterhin Probleme. Origi- 
när neue imd eigenständige Verfahren imd Produkte 
sind nach wie vor zu selten. Der Gesamtumfang der 
FuE-Aktivitäten ist noch zu klein. Nur rd. 4% der 
gesamtdeutschen FuE-Ausgaben im Untemehmens- 
bereich entfallen auf die neuen Länder. Hier wirkt 
sich aus, daß viele Unternehmen eigene FuE-Aktivi- 
täten aus Kosten- und Größengründen nicht weiter- 
geführt haben oder sich auf wenig technologieinten- 
sive Produkte konzentrierten. Überdies wird FuE an- 
gesichts der ungewissen Zukunftschancen und des 
imsicheren Erfolgs von Forschung und Innovation 
häufig als zu hohes Kostenrisiko angesehen und des- 
halb unterlassen. Negative Folgen für die Wettbe- 
werbsfähigkeit und weiter verschlechterte Zukunfts- 
perspektiven bleiben dann nicht aus. Andere, vor 
allem privatisierte Unternehmen haben in der Folge 
von den bestehenden FuE-Kapazitäten ihrer west- 
deutschen oder internationalen Erwerber profitiert 
bzw. externe FuE-Kapazitäten genutzt. Die ver- 
stärkte Teilnahme an überregionalen und internatio- 
nalen Forschungsnetzwerken imd -kooperationen ist 
weiterhin von großer Bedeutung. Hier bestehen nach 
wie vor Defizite. 


C. Infrastrukturausstattung sowie spezielle 
Poiitikbereiche 

1 . Verkehr und Telekommunikation 

Der Bund hat in die Verkehrsinfrastruktur der neuen 
Bundesländer vom zweiten Halbjahr 1990 bis heute 
rd. 65 Mrd. DM investiert, das sind rd. 45% aller 
Infrastrukturinvestitionen in Deutschland. Von den 
65 Mrd. DM entfielen auf die Bundesschienenwege 
34 Mrd. DM, auf die Bundesfemstraßen 17 Mrd. DM 
und auf die Bundeswasserstraßen 1 Mrd. DM. ün 
Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgeset- 
zes erhielten die Länder insgesamt rd. 13 Mrd. DM, 
die zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in 
den Städten und Gemeinden im wesenüichen für 
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Verkehrsinvestitionen des Bundes in den neuen Ländern 
- in Mrd. DM gerundet - 



1991 1992 1993 1994 1995 


' M Summe 

Deutsche Reichsbahn;ab 1994 Deutsche Bahn AG1) 

e ■ ■ Bundesfemstraßen 

ÖPNV/ Kommunaler Straßenbau2) 

■ ' BundeswasserstraßenS) 



Ab 1994 nach Bahnreform nur noch Investitionen in die Bundesschienenwege. 
Ab 1991 Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG). 

Einschließlich Bauleitungskosten. 

Quelle: BMV. 


Vorhaben des Öffentlichen Personennahverkehrs 
und des kommunalen Straßenbaus bestimmt sind. 
Bisher wxirden etwa 4500 km Bimdesschienenwege 
imd ca. 11 000 km Bimdesfemstraßen aus- oder neu- 
gebaut. Nie zuvor wurde in Europa in so kurzer Zeit 
die Infrastruktur in einem solchen Umfang moder- 
nisiert. 

Die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE) die- 
nen besonders der Verbesserung der Verkehrsver- 


bindungen zwischen alten tmd neuen Ländern. Mit 
einem Gesamtvolumen von 67,5 Mrd. DM machen 
sie einen entscheidenden Teil der Verkehrsinvestitio- 
nen aus. Bis heute wurden bereits rd. 18 Mrd. DM in- 
vestiert, davon 72 % in die Schienenprojekte. Drei 
der insgesamt neun Schienenprojekte wurden inzwi- 
schen fertiggesteUt und in Betrieb genommen. Bei 
den Autobahnen sind bereits 190 km realisiert imd 
weitere 440 km befinden sich in der Bauphase. Alle 
17 VDE sind heute im Bau. 


Entwicklung der Telekommunikation 
(kumulierte Angaben) 



hvestitionsvolumen (linke Skala) — ai - neu errichtete Anschlüsse (rechte Skala) 


Qu eile : Deutsche Telekom AG. 
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Bis Ende 1995 hat die Deutsche Telekom AG rd. 
4,2 Millionen neue Telefonanschlüsse in den neuen 
Ländern eingerichtet. Der Gesamtbestand hat sich 
in dieser Zeit auf über 6 Millionen erhöht, bei Inve- 
stitionen von ca. 42 Mrd. DM. Die Digitalisierung 
des Femnetzes ist abgeschlossen. Inzwischen sind 
bereits etwa 90 % der Ortsnetze (Westdeutschland; 
rd. 60%) mit digitaler Vermittlungstechnik ausge- 
stattet. Bereits 1,2 MiUionen Haushalte sind in den 
neuen Ländern direkt per Glasfaserkabel verbun- 
den. Zusätzhch zum Aufbauprogramm der Deut- 
schen Telekom AG wurde die Infrastruktur im Be- 
reich der Telekommunikation durch erhebhche Akti- 
vitäten anderer privater Unternehmen, z. B. im Mo- 
bilfimk, im Datenfunk und der Satellitenkommuni- 
kation, entscheidend verbessert. 

2. Wohnen und Städtebau 

Die Überführung der staatlichen Wohnungswirt- 
schaft der DDR in marktwirtschaftliche Strukturen ist 
seit Herbst 1995 weiter vorangekommen. Wichtige 
gesetzliche Maßnahmen hierzu sind das Altschul- 
denhilfegesetz, das Mietenüberleitimgsgesetz, das 
Wohngeldsondergesetz sowie die Neuregelung der 


Wohneigentumsförderung mit dem Ziel, einem mög- 
hchst großen Personenkreis die Wohneigentumsbü- 
dung zu ermöglichen. Modemisierungs -/Instandset- 
zungsmaßnahmen mit Hilfe öffentlicher Mittel er- 
folgten an rd. 3,6 Millionen Wohnungen, d. h. etwa 
jede zweite Wohnung konnte seit 1990 instandge- 
setzt und zumindest teümodemisiert werden. Der 
Bimd hat hierfür in den Jahren 1991 und 1992 im 
Rahmen des „Gemeinschaftswerks Aufschwung 
Ost" 1,4 Mrd. DM auf gewandt. Darüber hinaus hat 
die KfW bis heute zinsverbiUigte Kredite in Höhe von 
48 Mrd. DM zur Verfügung gestellt. Hinzu kommt die 
Teüentschuldung in Höhe von rd. 29,5 Mrd. DM, die 
die Kredit- und Investitionsfähigkeit der Wohnungs- 
wirtschaft nachhaltig verbessert hat. 

Nach zögerüchem Beginn expandierte der Woh- 
nimgsbau kräftig und ist heute eine Stütze der Bau- 
wirtschaft. 1995 wurden noch gut 100 000 Wohnun- 
gen fertiggestellt. 1996 werden es voraussichtlich 
120 000 Wohnungen sein. 

Dennoch ist es noch ein weiter Weg bis zur vollstän- 
digen Angleichung der Wohnverhältnisse zwischen 
den alten und den neuen Ländern. Nach Einschät- 
zung des Gesamtverbandes der Wohnungswirt- 


Modemisierte und instandgesetzte Wohnungen 
im Rahmen des KfW-Wohnraum-Modernisierungsprogramms 
und des „Gemeinschaftswerks Aufschwung Osf ‘ 

- kumulierte Jahreszahlen - 


3.500.000 

3.000. 000 

2.600.000 

2.000. 000 

1.500.000 

1.000.000 

500.000 

0 
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3.396.900 



H Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost m KfW-Rogramm 


Quelle: Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) , BMBau. 
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Baugenehmigungen und Baufertigstellungen von Wohnungen 
in den neuen Ländern 
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■ Baugenehmigungen ei Baufertigstellungen 


Quelle: Statistisches Bundesamt. 


Schaft, dessen Mitgliedsuntemehmen mit 3,1 Mülio- 
nen Wohnimgen annähernd die Hälfte des gesamten 
Wohnimgsbestandes in den neuen Ländern in Höhe 
von Insgesamt 7 Millionen Wohnungen bewirtschaf- 
ten, sind allein in seinem Bereich in den nächsten 
Jahren für die noch anstehenden Instandsetzimgs- 
imd Modemisierungsmaßnahmen weitere Investitio- 
nen in einer Größenordnung von 100 bis 150 Mrd. 
DM erforderlich. 

Das Verhältnis zwischen Instandsetzimgs- und Mo- 
demisierungsmaßnahmen wird sich dabei weiter ver- 
ändern. Nachdem zunächst dringend notwendige 
Instandsetztmgsarbeiten Vorrang hatten, geht die 
Tendenz vor aUem seit 1994 zunehmend verstärkt in 
Richtung Modernisierung. Ende 1995 verfügten 85 % 
(1991: 82 %) der Wohnungen in den neuen Ländern 
über Bad/Dusche (alte Länder: 97 %) und 64 % (1991: 
50%) über Sammelheizung (alte Länder: 75%). Die 
Zahl der Haushalte, die Wohneigentum besitzen, ist 
allerdings noch deutlich rüedriger als in den alten 
Ländern (Westdeutschland: gut 40%; Ostdeutsch- 
land: gut 25 %). 

Der in den ersten Jahren nach der Vereinigung be- 
stehende Mangel an Bauland ist weitgehend besei- 
tigt. Bauland ist in den neuen Ländern noch immer 
um die Hälfte billiger als in den alten Ländern. Im 
ersten Quartal 1996 kostete im Durchschrütt der Qua- 
dratmeter baureifes Land 70 DM (Westdeutschland: 
130 DM). 

3. Soziales 
a) Arbeitsmarkt 

Gerade in der ersten Phase des Stmkturwandels in 
den neuen Ländern hatte die aktive Arbeitsmarkt- 
politik erheblich dazu beigetragen, die damit ver- 
bundenen Verwerfungen am Arbeitmarkt für die 


Arbeitnehmer abzufedem. Qualifiziemngsmaßnah- 
men eröffneten vielen Arbeitnehmern neue Perspek- 
tiven imd gaben ihnen eine Orientierung auf den 
Qualifikationsbedaif einer modernen Wirtschaft. 
ABM und Maßnahmen der produktiven Arbeitsför- 
derung nach § 249 h AFG führten nicht nur direkt zu 
einer Entlastimg des Arbeitsmarktes, sondern halfen 
auch, notwendige Infrastrukturmaßnahmen durchzu- 
führen. Insgesamt wurde durch den Einsatz der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik zeitweilig der Arbeitsmarkt 
um 2 Mühonen Arbeitslose entlastet. Angesichts der 
immer noch hohen Arbeitslosigkeit hat die Arbeits- 
marktpolitik auch weiterhin eine wichtige Fimktion 
bei der Unterstützimg des wirtschafthchen Aufbaus 
imd der Umstrukturierung in den neuen Ländern. 
Die Gesamtentlastung des Arbeitsmarktes durch die 
Arbeitsmarktpolitik beüef sich 1995 noch auf 1 Mü- 
lion Arbeitslose. Im Zuge der wirtschaftlichen Auf- 
wärtsentwicklung konnte das arbeitsmarktpolitische 
Instrumentarium bereits deutiich zurückgeführt wer- 
den. 1996 stehen insgesamt - ün wesentlichen aus 
Mitteln der Bimdesanstalt für Arbeit - 26,6 Mrd. DM 
(1993: 42,4 Mrd. DM) für aktive arbeitsmarktpoliti- 
sche Maßnahmen in den neuen Ländern zur Verfü- 
gung, insbesondere für Fortbüdimg, ABM imd Maß- 
nahmen der produktiven Arbeitsförderung. 


b) Gesundheit 

Das Gesundheitswesen in den neuen Ländern hat im 
wesentlichen das Niveau der alten Länder erreicht. 
Die Qualität der mediziiüschen Versorgung konnte 
durch die rasche Transformation des staathchen Ver- 
sorgimgssystems in ein pluralistisches Gesundheits- 
wesen entscheidend verbessert werden. Dem Ge- 
sundheitswesen kommt für das Zusammenwachsen 
Deutschlands eine große Bedeutung zu; auch ist der 
Gesundheitsbereich ein wichtiger Sektor des Ar- 
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Arbeitsmarktentlastung 
- Jahresdurchschnitte in 1 000 Personen - 



Hier definiert als Empfänger von Altersübergangsgeld, Vorruheständler, Arbeitnehmer in ABM, in Maßnahmen nach § 249 h 
AFG und in Kurz£u:beit sowie Schlechtwettergeld, Teilnehmer in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung, der beruf sf ordern- 
den Rehabilitation; 1995 Jahresdurchschnitt gemäß Haushaltsansätze. 


Quelle : Bundesanstalt für Arbeit, BMA. 


Haushaltsansätze des Bundes und der Bundesanstalt für Arbeit 
für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
-in Mrd.DM- 



*) 1996: Haushaltssoll. 

Quelle; BMA. 
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beitsmarktes, der in den neuen Ländern vergleichs- 
weise stabil geblieben ist. Insgesamt ist die Umstruk- 
turierung des Gesimdheitswesens zügig vorange- 
gangen. Die Angleichimg der Lebensverhältnisse im 
Gesimdheitswesen ist im Prinzip erreicht. 


c) Renten 

Mit dem Renten-Überleitimgsgesetz ist ein einheit- 
hches Rentenrecht für Ost- xmd Westdeutschland 
geschaffen worden. Das Verfahren der Rentenanpas- 
sung in den neuen Ländern ist inzwischen auf das- 
jenige in den alten Ländern umgestellt worden. 
Danach ergibt sich der Anpassimgssatz aus dem 
Anstieg des durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelts 


pro Kopf im Vorjahr (Ex-post-Verfahren). Rentenlei- 
stungen an ehemalige Angehörige von Zusatz- imd 
Sonderversorgungssystemen sind durch eine Ände- 
rung des Anspruchs- xmd Anwartschaftsüberfüh- 
rungsgesetzes neu geregelt worden. Dadurch sind 
zusätzlich rd. 75 000 Rentner begünstigt worden. Die 
Einkommensverhältnisse der Rentner in den neuen 
imd alten Ländern haben sich weiter angeglichen. 
Das Verhältnis der ostdeutschen zur westdeutschen 
verfügbaren Eckrente, bei der 45 Versicherungsjahre 
nüt Durchschnittsverdienst unterstellt werden, er- 
höhte sich von 40,3 % am 1. Juli 1990 auf 82,3 % am 
1. Juh 1996. Die verfügbare Eckrente nach 45 an- 
rechnimgsfähigen Versicherungsjahren stieg im 
Durchschnitt in diesem Zeitraum von 672 DM auf 
1598 DM (rd. 138%). 


Entwicklung der Renten^) 

Qe Beschäftigten/Monat in v. H. des westdeutschen Niveaus) 



Netto-Eckrente nach 45 anrechnungsfähigen Versicherungsjahren; Jahresdurchschnitte. 
Quelle: BMA. 


d) Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Die dem Umbruch zuzuschreibenden Entwicklungen 
in der Lebenswelt von Familien, älteren Menschen, 
Frauen sowie Kindern und Jugendlichen in den 
neuen Ländern haben sich den westdeutschen Le- 
bensverhältiüssen langsam angenähert. Die famihen- 
politischen Leistimgen des Bundes sind nahezu 
angeghchen (Ausnahme: Unterhaltsregelsätze), der 
Aufbau von Strukturen zur Unterstützung der Fami- 
hen zeigt Wirkung. Auch im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe, der Frauenverbände, der Altenhilfe imd 
der Wohlfahrtspflege konnten in den neuen Ländern 
mit massiver fmanzieUer Unterstützung des Bundes 
strukturell wichtige Rahmenbedingungen geschaf- 
fen werden. 


4. Bildung und Ausbildung 

Ziel der Bimdesregierung bleibt es, daß alle ausbil- 
dungswilhgen und -fähigen Jugendlichen einen Aus- 
bildimgsplatz erhalten. Die Ausbildimg im Betrieb 


hat dabei Priorität. Die Bundesregierung unterstützt 
die Anstrengungen der Wirtschaft, verstärkt Ausbil- 
dungsplätze zur Verfügung zu stellen. Der Bimd setzt 
Ausbildungsplatzentwickler zur Erhöhimg des be- 
triebhchen Ausbildimgsangebots ein (Gesamtvolu- 
men 1995 bis 1998: 54 Mio. DM). Betriebe, die allein 
nicht die fachhchen, finanzieUen und organisatori- 
schen Voraussetzungen für eine Ausbildung haben, 
werden bei der Gründimg von Ausbildungsverbün- 
den, wonach die Betriebe sich gegenseitig bei der 
Vermittlimg der betriebüchen Leminhalte ergänzen, 
unterstützt. Die Ausbildimgsplatzentwickler haben 
bislang insgesamt ca. 12 000 Zusagen für Einstellun- 
gen von Auszubildenden erhalten. 

Da das Ausbildimgsplatzangebot in den neuen 
Ländern 1995 nicht ausreichte, die Nachfrage zu 
befriedigen, haben Bund und neue Länder 1995 
erneut ein Programm für außerbetriebüche Ausbü- 
dimg beschlossen (bis zu 14 500 Plätze). Die Finan- 
zierung dieser Gemeinschaftsinitiative Ost von rd. 
860 Mio. DM für fünf Jahre erfolgt zu jeweils 50 % 
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Entwicklung der Berufsausbildungsstellen 
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■ Berufsausbildungsstelien insgesamt c:] davon; betriebliche Beruf sausbiidungssteilen 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit. 



1991/92 1992/93 1993/94 1994/96 


von Bund und neuen Ländern. Bis Ende Februar 
1996 befanden sich insgesamt 31 103 Jugendliche in 
einer außerbetrieblichen Ausbildimg der drei Ge- 
meinschaftsinitiativen (1993 bis 1995). 

Reorganisation, Ausbau und Erneuerung des Hoch- 
schulwesens in den neuen Ländern sind in den 
wichtigsten Elementen auf den Weg gebracht. Btmd 
und Länder haben mit ihrem Beschluß für ein revi- 
diertes gemeinsames Hochschulsonderprogramm JE 
(HSP ni) neue Weichen für den Ausbau der Hoch- 
schulen in den neuen Ländern gestellt: Die neuen 
Länder sind als gleichberechtigte Partner voll in die 
Programmatik des HSP HI eingebunden. Dafür sind 
von 1996 bis 2000 insgesamt 3,6 Mrd. DM vorgese- 
hen, davon trägt der Btmd mehr als 2 Mrd. DM. 
Rund 20 % der Mittel sollen in die neuen Länder flie- 
ßen. 

Das HSP in umfaßt folgende Maßnahmenschwer- 
punkte: Verbesserung der Strukturen im Hochschul- 
bereich (GraduiertenkoUegs, Einrichtung von Tuto- 
rien und Maßnahmen zur Verbesserung der Studien- 
beratung, Verbesserung der Qualität der Lehre, Ein- 
satz von Multimedia im Hochschulbereich), weitere 
Entwicklung des Fachhochschulbereichs, Verstär- 
kung der europäischen und internationalen Zusam- 
menarbeit (u. a. Auslandsstipendien für Nachwuchs- 
wissenschaftler, Gastdozenturen, Bau von Gästehäu- 
sern), Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch- 
ses (u. a. Promotions- imd Habihtationsförderung, 
vorgezogene Berufungen) und Förderung von Frauen. 
Um die Entwicklung des Hochschulbereichs in den 
neuen Ländern zu stützen, werden wichtige Maß- 
nahmen des Hochschulemeuerungsprogramms - wie 
z. B. das Wissenschaftler-Integrations- imd das Inve- 
stitionsförderungs-Programm - bis Ende 1996 weiter- 
geführt. 


5. Landwirtschaft 

Die Umstrukturierung der landwirtschaftiichen Un- 
ternehmen zeigt deutliche Fortschritte imd läßt eine 
zunehmende Stabilisierung der neuen Strukturen 
erkennen. Vor allem im Ackerbau sind im europäi- 
schen Vergleich wettbewerbsfähige Strukturen ent- 
standen. Die wirtschaftliche Konsolidierung der Un- 
ternehmen geht weiter voran. Insbesondere in Ein- 
zeluntemehmen und Personengesellschaften, die 
inzwischen zusammen mehr als 90 % der landwirt- 
schaftlichen Betriebe ausmachen, werden bereits 
befriedigende Betriebsergebnisse erzielt. 

Die Bundesregierung hat von Beginn an den Aufbau 
einer leistungsfähigen Agrarwirtschaft in den neuen 
Ländern unterstützt. In den Jahren 1990 bis 1995 
wurden aus dem Agrarhaushalt des Bundes dafür 
insgesamt rd. 17,2 Mrd. DM aufgewandt. Zudem 
haben Europäische Union und Bundesländer den 
Anpassungsprozeß mit umfangreichen Maßnahmen 
und finanziellen Mitteln begleitet. Zur erfolgreichen 
Entwicklung haben auch befristete Sonderregelun- 
gen beigetragen. 

Die schwierigste Wegstrecke beim Aufbau einer 
unternehmerischen Landwirtschaft in den neuen 
Ländern ist zurückgelegt. In Bereichen, wie bei- 
spielsweise den verschiedenen EG -Marktorganisa- 
tionen, in denen aufgrund des fortlaufenden Anpas- 
simgsprozesses in den neuen Ländern weiterhin 
Ausnahmeregelungen angezeigt sind, setzt sich die 
Bundesregierung auf EG -Ebene für eine Verlänge- 
nmg der befristeten Sonderregelungen ein. So 
konnte im Rahmen der EG-Agrarpreisverhandlun- 
gen für das Wirtschaftsjahr 1996/97 die Verschiebung 
des Abbaus der den neuen Ländern im Rahmen der 
EG -Agrarreform befristet zugewiesenen zusätzlichen 
Grundflächen um zwei Jahre durchgesetzt werden. 
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6. Energie, Rohstoffe, Wasser und Abwasser 

Bei der Umstrukturierung der ostdeutschen Energie- 
wirtschaft zu einer leistungsfähigen, ökonomisch effi- 
zienten und den Anforderungen des Umweltschutzes 
gerecht werdenden Versorgimg sind große Fort- 
schritte erreicht worden. 

- Die ostdeutsche Braunkohle hat in der Gnmdlast- 
verstromimg ihre Wettbewerbsfähigkeit behaup- 
tet. Die Braunkohleimtemehmen bilden in den 
Regionen wichtige industrielle Kerne. Der Anpas- 
sungsprozeß hat sich nach der Privatisierung im 
Jahre 1994 deutlich verlangsamt imd ist noch nicht 
abgeschlossen. Die noch notwendige Rationalisie- 
rung hat weiteren Belegschaftsabbau zur Folge. 
Abgefedert wird der Prozeß durch die Braimkoh- 
lealtlastensanierung, für die die öffentliche Hand 
bis 1997 jährlich bis zu 1,5 Mrd. DM bereitstellt. 
Mehr als 17 000 Arbeitnehmer sind in der Sanie- 
rung tätig. Allerdings ist durch den Anstieg sach- 
kostenintensiver Maßnahmen auch hier die An- 
zahl der Belegschaft rückläufig. 

- In der Stromwirtschaft ist die Privatisierung auf 
der Grundlage des Stromvertrags von 1990 und 
des Stromvergleichs von 1992 praktisch abge- 
schlossen. Die Investitionsvorhaben zur Moderni- 
sierung der Stromwirtschaft werden zügig umge- 
setzt, insbesondere die Nachrüstung imd der Neu- 
bau von Kraftwerken. Insgesamt sind bis 1999 in 
der öffentlichen Elektrizitätsversorgimg der neuen 
Länder Investitionen von über 20 Mrd. DM vorge- 
sehen. Das für die völlige Erneuerung der Energie- 
wirtschaft in kurzer Zeit aufgewendete Investiti- 
onsvolumen ist einer der Gründe dafür, daß für die 
Abnehmer das Preisniveau insgesamt höher ist als 
in Westdeutschland. 

- Die Umstellung der Gaswirtschaft auf eine 
moderne Erdgasversorgimg imd die Anbindung 
an das westeuropäische Verbundsystem sind 
abgeschlossen. Die Gasversorgungsimtemehmen 
haben hierfür rd. 10 Mrd. DM auf gewendet. Die 
Gaspreise in den neuen Ländern liegen im Durch- 
schnitt höher als in Westdeutschland. 

- Im Bereich der kommunalen Wasserwirtschaft 
(Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseiti- 
gung) sind nach wie vor erhebliche Rationalisie- 
rungspotentiale vorhanden. Hier haben struktu- 
relle Fehlentwicklimgen (vielfacher Aufbau zer- 
splitterter Zweckverbände, denen Erfahrungen, 
Know-how und Kapital fehlten) dazu geführt, daß 
- besonders bei der Abwasserbeseitigung - Kosten 
und Gebühren teilweise deutlich über westdeut- 
schem Niveau liegen, wobei umfangreiche Investi- 
tionen in den neuen Ländern noch zu tätigen sind. 

- Die Privatisierung der Mineralölwirtschaft ist ab- 
geschlossen. Nach der Modernisierung der Raffi- 
nerie Schwedt wird die im Bau befindliche neue 
Leuna-Raffinerie wesentlich zur Versorgung der 
Chenüeuntemehmen in der Region mit petroche- 
mischen Rohstoffen beitragen. 

- Bei den sonstigen mineralischen Rohstoffen hat 
das Inkrafttreten des Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung der Rechtsverhältnisse bei Bodenschätzen 
am 23. April 1996 die unterschiedliche bergrecht- 


liche Behandlimg des Steine- und Erden-Bereichs 
(vor allem Kies, Sand und Kalkstein) in neuen und 
alten Ländern beendet. Der Einigungsvertrag 
hatte die genannten Baurohstoffe im Interesse 
eines zügigen Aufbaus in Ostdeutschland weiter- 
hin den sog. bergfreien, d. h. nicht dem Grund- 
eigentümer gehörenden Bodenschätzen, zugeord- 
net. Die Angleichung an die Rechtslage in den al- 
ten Ländern ist mit einem Bestandsschutz für be- 
stehende Schürfrechte verbunden. 

Insgesamt stellen die im Vergleich zu Westdeutsch- 
land höheren Preise für Strom, teilweise für Gas, 
sowie die höheren Gebühren für Wasserversorgimg 
imd Abwasserbeseitigung einen erheblichen Wett- 
bewerbsnachteil dar. 

7. Umwelt 

Die Umweltsituation hat sich in den neuen Ländern 
erheblich verbessert. Hierzu hat vor allem die Moder- 
nisierung der Energieversorgung beigetragen. 

Ein Schwerpunkt bildete dabei weiterhin die Sanie- 
rung der ökologischen Altlasten. Im Vordergrund ste- 
hen hier Maßnahmen zur Gefahrenabwehr für die 
menschliche Gesundheit und für Schutzgüter (z. B. 
Wasser, Boden), sowie der Abbau der von den Alt- 
lasten ausgehenden Investitionshemmnisse. Im Be- 
reich der Altlastensanierung wurden rd. 70 000 Alt- 
lastenverdachtsflächen erfaßt und weitgehend gesi- 
chert. Mit der Braunkohlesanierimg wurde auf einer 
Fläche von über 100 000 ha ein riesiges Umwelt- 
sanierungsprojekt in Angriff genommen. Die Still- 
legung und Sanierung der Hinterlassenschaften des 
ostdeutschen Uranbergbaus in Sachsen und Thürin- 
gen sind weiter gut vorangekommen. Durch abge- 
schlossene und laufende Sanienmgsmaßnahmen im 
Rahmen des Wismut-Projekts konnte die Umwelt- 
belastung in den betroffenen Regionen spürbar redu- 
ziert werden. 

Im Bereich der Abfallwirtschaft wurden die Bemü- 
hungen zur Verbesserung der Infrastruktur für die 
AbfaUentsorgung fortgesetzt. Die Neustnikturienmg 
der Abfallwirtschaft ist durch Zusammenschlüsse 
von Gebietskörperschaften zu leistungsfähigen Ver- 
bänden deutlich vorangekommen. Die Zahl der be- 
triebenen Deponien wurde von 11 120 im Jahre 1990 
auf 274 im Jahrel994 reduziert. 

8. Verwaltungen sowie Eigentums- 
und Vermögensfragen 

a) Justiz und Verwaltung 

Grundausstattung und personelle Besetzung der Ge- 
richte in den neuen Ländern entsprechen heute im 
wesentlichen dem Standard der alten Länder. Auch 
im Bereich des Gerichtsvollzieherwesens entspann- 
ten sich mittlerweile die Personalprobleme. Die mei- 
sten neuen Länder haben ihren Personalbestand in 
den Jahren 1994 und 1995 deutlich erhöhen können. 
Allerdings sind in einzelnen Bereichen noch Eng- 
pässe bei der Bewältigung des Geschäftsanfalls zu 
verzeichnen. Die Überprüfungen der aus dem DDR- 
Dienst übernommenen Richter und Staatsanwälte 


22 



Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode DlUCkSdChe 13/5657 


Entwicklung der Umweltbelastung in den neuen Ländern 
(Emissionen in Mio t) 



Quelle: Umweltbundesamt. 

* ) Kohlendioxid = Unke Skala; Stickstoffoxide und Kohlenmonoxid = rechte Skala. 


haben einen wichtigen Beitrag geleistet, das Vertrau- 
en der Bürger in die rechtsstaatliche Justiz zu stär- 
ken. 

Der Verwaltungsaufbau in den neuen Ländern ist auf 
allen Ebenen (Bund, Länder und Gemeinden), nicht 
zuletzt durch die umfangreichen Hilfen von Bund 
und alten Ländern, weit vorangeschritten. Die Bun- 
desvermögensverwaltung hat in großem Umfang 
Grundstücke zum Ausbau der öffentlichen Infra- 
struktur und zu gemeiimützigen Zwecken zur Verfü- 
gung gestellt. Dabei hat der Bund durch Verbilligun- 
gen auf Eiimahmen in Höhe von rd. 1,5 Mrd. DM ver- 
zichtet. 


b) Eigentums- und Vemriögensfragen 

Die gesetzlichen Gnmdlagen zur Neuordnung der 
Eigentiuns- und Vermögensverhältnisse sind weit- 
gehend vervollständigt. Zum letzten Regelungswerk, 
dem Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsge- 
setz, hat die Bundesregienmg die erforderlichen 
Rechtsverordnungen erlassen; im Juni 1995 die 
Schiüdverschreibungsverordnung mit Einzelheiten 
zur Erfüllung des Entschädigungsanspruchs und im 
Dezember 1995 die Flächenerwerbsverordnung, mit 
der die rechtlichen Voraussetzungen für den Flä- 
chenerwerb und damit für eine zügige Privatisierung 
land- und forstwirtschaftlicher Flächen durch die 
Bodenverwertungs- imd -verwaltungsgeseUschaft 
(BWG) geregelt werden. Das Investitionsvorrangge- 
setz, dessen Geltung bis Ende 1995 befristet war, 
wurde diuch Rechtsverordnung bis Ende 1998 ver- 
längert. 


Die Vermögenszuordnung, d. h. die Aufteilung des 
ehemaligen Volkseigentums auf Gebietskörperschaf- 
ten bzw. Treuhanduntemehmen diuch die Ober- 
finanzpräsidenten und den Präsidenten der BvS, wird 
mit Nachdruck vorangetrieben. Die Bewältigung 
der über 2,5 Millionen vermögensrechtlichen An- 
sprüche durch die Vermögensämter ist weiter voran- 
geschritten; inzwischen wurden im Durchschnitt 
mehr als 65 % dieser Ansprüche durch erste Verwal- 
tungsentscheidung erledigt. Bei den untemehmens- 
bezogenen Anträgen liegt die Erledigungsquote bei 
ca. 69 %. 

Bei den zuständigen Ämtern sind inzwischen rd. 
17 100 Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsan- 
träge gemeldet worden, von denen etwa 4 800 bis 
Mitte des Jahres beschieden wurden. Über 2 500 von 
den dahinter stehenden rd. 44 000 Einzelansprüchen 
wurden positiv entschieden. 63 Schuldverschreibun- 
gen mit einem Gesamtvolumen von rd. 1 Mio. DM 
wurden den Berechtigten bis zum Stichtag vom Ent- 
schädigungsfonds des Bundesamtes zugeteilt. 

Vor allem mit Blick auf die Arbeit der Grundbuchäm- 
ter, die eine große Last bei der Herstellung gesicher- 
ter Eigentumsverhältnisse tragen, ist erfreulicherwei- 
se festzusteUen, daß in den neuen Ländern inzwi- 
schen eine bedarfsgerechte Rechtspflegerausbüdung 
sichergesteUt ist; auch gibt es schon erste dort ausge- 
bildete Rechtspfleger. Der Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitung, insbesondere die Verwendung 
des elektronischen Grundbuchs, das in Sachsen und 
Sachsen- Anhalt bereits erfolgreich eingeführt wurde, 
macht weitere Fortschritte. 
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II. Aufgaben von Politik, Wirtschaft und Tarifparteien 


Die Bilanz zeigt: \^eles ist beim Aufbau Ost in Gang 
gekommen, vieles bleibt aber auch noch zu tim. Alle 
Beteiligten müssen sich auf längere Zeiträume ein- 
stellen als ursprünglich angenommen. Die Bundes- 
regierung wird selbstverständlich auf der zweiten 
Hälfte des Weges beim Aufbau Ost weiter gefordert 
sein. Sie wird ihren Beitrag leisten. Der Aufbau Ost 
ist aber nicht allein Aufgabe des Bundes. In wichti- 
gen Bereichen sind Fehlentwicklungen eingetreten, 
die dringend korrigiert werden müssen, damit der 
Aufbau Ost gelingt. Dies gilt z. B. für das ungleichge- 
wichtige Verhältnis zwischen der Leistungsfähigkeit 
der ostdeutschen Wirtschaft und den Arbeitskosten 
(Lohnstückkosten), die für viele Unternehmen eine 
schwere Belastung im Wettbewerb ist. Die Tarifpart- 
ner müssen daraus Konsequenzen ziehen, wenn die 
Entwicklung im Osten Deutschlands nicht ernsthaft 
Schaden nehmen soU. Auch Länder und Kommunen 
sind gefordert, alle Möglichkeiten zur Verbesserung 
des ostdeutschen Standorts zu nutzen. Wichtig ist 
auch die weitere Unterstützung durch die Europäi- 
sche Umon (z. B. Beihilfepolitik, Struktuifonds). Die 
westdeutsche Wirtschaft muß mehr als bisher reali- 
sieren, daß der Aufbau einer leistungsfähigen Wirt- 
schaft in den neuen Bundesländern auch in ihrem 
eigenen Interesse liegt: Investitionen in den neuen 
Bundesländern imd Hilfen z. B. bei Absatz und 
Management sind weiter unverzichtbar. 

Je offener bestimmte Defizite und Fehlentwicklim- 
gen zutage treten, desto notwendiger ist aber auch 
eine klare Zuordnung der jeweiligen Verantwortlich- 
keiten (Bimd, Länder, Kommunen, Wirtschaft, Tarif- 
parteien und auch Europäische Union). Alle Ent- 
scheidimgsträger müssen sich ihrer Verantwortung 
bewußt sein und dürfen sich ihr nicht unter Hinweis 
auf andere Beteiligte entziehen. Der Aufbau Ost 
kann nur als Gemeinschaftswerk aller Verantwort- 
lichen in Staat, Gesellschaft und Wirtschaft gelingen. 


A. Wirtschafts- und Finanzpolitik für mehr 
Beschäftigung in ganz Deutschland 

Die Entwicklimg der wirtschaftlichen Lage muß auch 
in Ostdeutschland zimehmend unter den Vorzeichen 
der fortschreitenden Globalisierung der Wirtschaft 
gesehen werden. Durch die politischen Umwälzun- 
gen in Europa, die Öffnung imd Assozüerung Mittel- 
imd Osteuropas an die Europäische Union, die Voll- 
endung des europäischen Binnenmarktes sowie die 
Entwicklung neuer Wachstumszentren in Südost- 
asien und seit jüngster Zeit auch in China hat sich 
die Zahl der Wettbewerber an den Märkten um ein 
Vielfaches erhöht. Für die neuen Länder ist die Reak- 
tion auf dieses Umfeld nüt besonderen Anstrengxm- 
gen verbimden. Denn sie sind gleichzeitig zum 
Abbau von noch bestehenden Standortnachteilen 


gezwungen und müssen sich zusätzlich auf den inter- 
nationalen Wettbewerb einstellen. 

Die Bimdesregierung hat mit dem Aktionsprogramm 
für Investitionen und Arbeitsplätze vom Januar 1996 
sowie dem Programm für mehr Wachstum imd Be- 
schäftigung vom April 1996, die sich beide zu einem 
lunfassenden und konsistenten wirtschafts-, finanz- 
und sozialpolitischen Konzept ergänzen, entschei- 
dende Weichenstellungen zur Verbesserung des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland vorgenommen. 

Das Konzept hat folgende Schwerpunkte: 

- Offensive für unternehmerische Selbständigkeit 
und Innovation: Jeder Existenzgründer schafft im 
Durchschiütt vier neue Arbeitsplätze. Grundlage 
dafür sind in vielen Fällen neuentwickelte Pro- 
dukte imd Produktionsverfahren. Um das Beschäf- 
tigungs- und Innovationspotential von Untemeh- 
mensneugründungen voU auszuschöpfen, hat die 
Bundesregierung ein Paket von Maßnahmen be- 
schlossen, das sowohl die steuerlichen Rahmen- 
bedingungen als auch die Organisation des Kapi- 
talmarktes und insbesondere die Bereitstellung 
von Wagniskapital einbezieht. 

- Kostenentlastung des Faktors Arbeit: Beschäfti- 
gungshindemisse liegen auch in den stark ange- 
stiegenen und im internationalen Vergleich hohen 
Lohnzusatzkosten. Deswegen haben Wirtschaft, 
Gewerkschaften und Bundesregierung das ge- 
meinsame Ziel vorgegeben, den Gesamtsozialver- 
sichenmgsbeitrag bis zum Jahre 2000 wieder auf 
unter 40% zurückzuführen. Diesem Ziel dienen 
die mit dem Programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung vorgesehenen und teilweise vom 
Gesetzgeber bereits beschlossenen Maßnahmen 
in allen Zweigen der Sozialversicherung, der 
Arbeitsförderung und ün Arbeitsrecht. Nötig ist 
eine stärkere Eigenverantwortung, vor allem im 
Bereich des Gesundheitswesens. Für den Bereich 
der gesetzlichen Rentenversicherung wird eine 
von der Bundesregierung eingesetzte Kommission 
bis Ende 1996 Vorschläge erarbeiten, wie ange- 
sichts der demokratischen Herausforderungen der 
bewährte Generationenvertrag für die Zukunft 
fortentwickelt werden kann. 

- Wachstums- und beschäftigungsfördemde Steuer- 
politik: Vorrang hat die Stärkung der Investitions- 
und Innovationsdynamik der Unternehmen. Hier- 
für stehen insbesondere die Abschaffung der 
ertragsunabhängigen Steuern (Gewerbekapital- 
und Vermögensteuer) sowie die mittelstands- 
freundliche Senkung der Gewerbeertragsteuer 
zum 1. Januar 1997. Zudem wird die Bundesregie- 
rung über die Rückführung des Solidaritätszu- 
schlages hinaus eine umfassende Reform der Ein- 
kommensteuer nüt deutlich reduzierten Steuersät- 
zen auf den Weg bringen, die in dieser Legislatur- 
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Periode beschlossen werden soll. Die dafür einge- 
setzte Kommission wird ihre Vorschläge noch im 
Laufe dieses Jahres vorlegen. 

“ Gewährleistung dauerhaft solider Staatsfinanzen; 
Eine nachhaltige Entlastung von Steuern und 
Abgaben ist ohne umfassende Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte nicht möglich. Daher muß 
in den Haushalten von Bund, Ländern, Gemein- 
den und Sozialversicherungen eine strikte Spar- 
samkeit gewährleistet sein. 

~ Mehr Beschäftigimg durch mehr Wettbewerb: Die 
Bundesregierung setzt auf Wettbewerb, offene 
Märkte, konsequente Deregulienmg und Privati- 
sierung. Dies sind entscheidende Antriebskräfte 
und Voraussetzimgen für eine rege imtemehmeri- 
sche Investitions- und Innovationstätigkeit. Die 
Bundesregierung hat deshalb eine Reihe von Maß- 
nahmen zum Abbau von Wettbewerbsbeschrän- 
kungen imd Regulierungen beschlossen. 

Um das im „Bündnis für Arbeit und Standortsiche- 
rung" vom Januar 1996 von allen Beteiligten formu- 
lierte gemeinsame Ziel zu erreichen, die Wettbe- 
werbsfähigkeit des Standorts Deutschland insgesamt 
zu sichern und zu verbessern imd dabei die Zahl der 
Arbeitslosen bis zum Ende des Jahrzehnts um die 
Hälfte zu senken, kommt es entscheidend darauf an, 
daß das Wachstums- und beschäftigungspolitische 
Programm als Gesamtkonzept, d. h. in allen seinen 
Wirkungsbereichen, entschlossen umgesetzt wird. 
Dies ist auch für die Fortsetzung des Aufbaus Ost 
prioritär. Dafür ist die konstruktive Mitwirkung von 
Ländern und Gemeinden sowie von Wirtschaft imd 
Gewerkschaften eine wesentliche Eifolgsbedingung. 


B. Verantwortung der Tarifjparteien 

Das bedeutendste Hindernis für eine schnellere wirt- 
schaftliche Entwicklung in Ostdeutschland sind die 
nach wie vor zu hohen Lohnstückkosten. Es zeigt 
sich zunehmend, daß die 1991 abgeschlossenen Stu- 
fentarifverträge nicht mit der tatsächlichen wirt- 
schaftlichen Entwicklimg - die damals positiver ein- 
geschätzt wurde - in Einklang stehen. Damit nicht 
nur der Aufschwungprozeß, sondern auch der Auf- 
holprozeß wieder besser in Gang kommt, müssen sich 
die Lohnstückkosten über eine längere Zeit deuthch 
langsamer als in Westdeutschland entwickeln. 

Die Lohn-Produktivitäts-Lücke gegenüber West- 
deutschland ist mit 31,2 % (1995) nach wie vor sehr 
groß. Die Schere hat sich 1995 sogar wieder geöffnet. 
Diese Lücke kann kurzfristig nicht durch einen Pro- 
duktivitätsspnmg geschlossen werden. Investitionen, 
Forschung und Entwicklung sowie die Eroberung 
von Absatzmärkten brauchen ihre Zeit. Um so wichti- 
ger sind Entlastungen auf der Kostenseite, die unmit- 
telbar zur Verbesserung der Ertragslage und d amit 
zu mehr Investitionen beitragen können. Investitio- 
nen von heute sind die Arbeitsplätze von morgen. 

Das Herbstgutachten 1995 der sechs wichtigsten wirt- 
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute spricht 
von der „Achillesferse Lohnpolitik"; der Sachverstän- 
digenrat in seinem Jahresgutachten 1995/96 vom 


„schwerwiegenden Fehler, das Aufholen bei den 
Löhnen in begrenzter Zeit und ohne Rücksicht auf die 
tatsächlich erzielten Fortschritte in der wirtschaft- 
lichen Entwicklimg erwirken zu wollen". Im Früh- 
jahrsgutachten 1996 weisen die Institute darauf hin, 
daß die rasche Lohnangleichung eine „Unterneh- 
mens- und Investitionslücke" geschaffen habe. 

Vor diesem Hmtergnmd tragen die Tarifpartner eine 
besondere Verantwortung für die Beschäftigungsent- 
wicklung in den neuen Ländern. Sie müssen mehr 
noch als bisher ihren Beitrag dazu leisten, den Lohn- 
stückkostenüberhang gegenüber Westdeutschland 
spürbar zu verringern. Hierfür gibt es mehrere Mög- 
lichkeiten. Der Sachverständigenrat zur Begutach- 
tung der gesamtwirtschcLfthchen Entwicklung hat 
z. B. in seinem Jahresgutachten 1995/96 eine Strek- 
kung des Lohnangleichungsprozesses an das west- 
deutsche Niveau (z, B. im öffenthchen Dienst 1996 
vereinbart), betriebsnähere Lohndifferenzienmg und 
Ausnutzung vorhandener Flexibihtätspotentiale in 
Tcirifverträgen vorgeschlagen. Denkbar wären auch 
untemehmensspezifische Regelungen, wie z. B. effi- 
ziente Öffnungsklauseln und Härtefallregelungen. 
Die wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinsti- 
tute haben in ihrer Frühjahrsprognose 1996 sogar 
eine „lohnpolitische Kehrtwende" angemahnt. Die 
geeignete Art der Anpassung zu vereinbaren, ist 
Sache der Tarifparteien. 

Sie sollten dabei allerdings die Feststellung der Insti- 
tute über die notwendige Anpassung auch bei der 
Tarifpolitik beherzigen: Nur wenn die Löhne für eini- 
ge Zeit nicht oder allenfalls geringfügig angehoben 
werden, dann „wäre wahrscheinlich die letzte 
Chance gewahrt, den realen Aufholprozeß gelingen 
zu lassen und die Belastung der Gesellschaft als Gan- 
zes wieder abzubauen". Durch die damit mögliche 
zusätzliche Beschäftigung kann das Einkommens- 
potential für die neuen Länder insgesamt zunehmen. 


C. Wirtschaftsförderung in Ostdeutschland 

Ziel der Politik der Bundesregierung bleibt der Auf- 
bau einer leistungsfähigen ostdeutschen Wirtschaft, 
die aus eigener Kraft am Markt besteht und genü- 
gend Beschäftigungs- und Einkommenschancen bie- 
tet. Der durch 40 Jahre Planwirtschaft bedingte Ent- 
wicklungsrückstand ist noch lange nicht aufgeholt. 
Die Wirtschaftsförderung wird deshalb auch in Zu- 
kunft hierfür einen wichtigen Beitrag leisten müssen. 
Sie muß allerdings unter Berücksichtigung sowohl 
der gesamtwirtschaftlichen Erfordernisse als auch 
der wirtschaftlichen Fortschritte in den neuen Bun- 
desländern schrittweise zurückgeführt werden. 

Entscheidend für den Aufholprozeß ist eine nachhal- 
tige, dynamische Investitionsentwicklung, um die in- 
dustrielle Basis zu verbreitern und den Kapitalstock 
zu modernisieren. Es geht dabei um zweierlei: 
erstens muß der bereits vorhandene Untemehmens- 
bestand stabilisiert und zweitens müssen neue Inve- 
storen für Ostdeutschland geworben werden. Die 
Konzentration auf die Industrie steht dabei nicht im 
Widerspruch zu dem in allen modernen Industrie- 
staaten zu beobachtenden Wandel zur Dienstlei- 
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stungsgesellschaft. Der DiensÜeistimgssektor kann 
seine Wachstums- und Beschäftigungspotentiale 
ohne eine industrielle Anknüpfungsbasis nicht ent- 
falten. Auch finden sich Potentiale für Forschung imd 
Entwicklung am ehesten in der Industrie. Die Exi- 
stenz einer ’Nrielzahl von leistxmgsfähigen Industrie- 
unternehmen hat somit auch positive Effekte auf die 
für das wirtschaftliche Wachstum so wichtige Innova- 
tionsfähigkeit einer Volkswirtschaft. 

Mit dem „mittelfristigen Förderkonzept“ von 1996 
bis 1998 trägt die Bundesregierung sowohl der Not- 
wendigkeit einer verstärkten Konzentration der För- 
dermaßnahmen auf die Industrie als auch der allge- 
meinen Stabilisierung der ostdeutschen Unterneh- 
men Rechnimg. Ansatzpunkt ist dabei neben der 
direkten imd indirekten Förderung von Investitionen 
auch die Unterstützimg beim Aufbau einer tragfähi- 
gen Eigenkapitalbasis vieler» vor allem kleiner und 
mittlerer Unternehmen. Mit dem Eigenkapitalfonds 
Ost und der Verlängerung des Eigenkapitalhilfe-Pro- 
gramms bis Ende 1998 werden den Unternehmen 
wichtige Hilfen gegeben. 

Um verstärkt ausländische Investoren für Ost- 
deutschland zu gewinnen, gründen Bund und neue 
Bundesländer eine Gesellschaft zur Investorenwer- 
bung als Ergänzung zu den Wirtschaftsfördergesell- 
schaften der Länder. Die Finanzierung (50 Mio. DM) 
erfolgt aus dem Parteivermögen. Die neue Gesell- 
schaft soU die auf Bundes-, Länder- und regiona- 
ler Ebene bereits existierenden Aktivitäten für die 
neuen Bundesländer intensivieren und ergänzen. 
Beim Zugang der Wirtschaftsfördergesellschaften der 
neuen Bundesländer zu größeren Investoren haben 
sich Defizite gezeigt. Zentraler Aufgabenbereich der 
Gesellschaft soU daher die Ansprache insbesondere 
größerer Firmen im Ausland als potentielle Investo- 
ren in den neuen Bundesländern sein. Die neue 
Gesellschaft wird gemeinsam definierte Bimd-Län- 
der-Projekte betreuen. Die Gesellschaft ist bis Ende 
1999 befristet. 

Die Bimdesregierung wird über die Wirtschaftsförde- 
rung ab 1999 im Jahre 1997 entscheiden. Zur Vorbe- 
reitung dieser Entscheidung werden die Forschimgs- 
institute (DIW, IWH, IfW) bis zum Jahresende den 
15. Anpassungsbericht mit dem Schwerpunktthema 
Wirtschaftsförderung vorlegen. 

Zum jetzigen Zeitpimkt lassen sich folgende grund- 
sätzliche Aspekte zur Frage der Wirtschaftsförderung 
ab 1999 festhalten: 

- Die Förderung muß auf hohem Niveau fortgeführt 
werden. Allerdings muß das Förderinstnimentari- 
um vereinfacht imd einer sich verbessernden wirt- 
schaftlichen Lage angepaßt werden. Dabei wird 
die Investitionsförderung wichtigster Förder- 
schwerpunkt auf betrieblicher Ebene bleiben. Sie 
unterstützt die weitere Modernisierung und den 
Ausbau bestehender sowie den Aufbau neuer Pro- 
duktionskapazitäten und besitzt somit einen direk- 
ten Wachstumseffekt. Die Förderung wird weiter- 
hin auf die Industrie konzentriert. Daneben wird 
die Bundesregierung weiterhin ihren Beitrag zur 
Verbesserung der Eigenkapitalversorgung und 
der Innovationsfähigkeit der Betriebe leisten. 


- Die Bundesregierung hat die steuerliche Förde- 
rung für die neuen Bundesländer bereits im Rah- 
men des Jahressteuergesetzes 1996 vor allem auf 
Industrie und Mittelstand konzentriert. Weitere 
Schritte zur Straffung des Förderinstnimentariums 
enthalten der Bundeshaushalt 1996 und der Regie- 
rungsentwurf zum Bundeshaushalt 1997: Die Ab- 
satzförderung wird auf den Export konzentriert, in 
der Forschungsförderung erfolgt mit der Übernah- 
me des Programms für Produktinnovation durch 
die Länder eine deutliche Grenzziehung zum 
Bund. Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Ver- 
besserung der Transparenz und Konsistenz der 
Mittelstandsförderung in ganz Deutschland wird 
im übrigen Vorschläge eines kürzlich vorgelegten 
Gutachtens zu dieser Thematik prüfen und kon- 
krete Handlungsempfehlungen erarbeiten. Dabei 
ist für die neuen Bundesländer zu berücksichti- 
gen, daß rd. 85 % des Volumens der Wirtschaftsför- 
derung allein von den fünf wichtigsten Förder- 
instrumenten (Investitionszuschüsse imd -Zula- 
gen, Sonderabschreibungen, Eigenkapitalhilfe- 
Programm und ERP) abgedeckt werden. Eine um- 
fassende Beratung durch Kammern und Ministe- 
rien verbessert die Transparenz des Förderinstru- 
mentariums für die Unternehmen. 

Öffentliche Maßnahmen können aber immer nur 
Hilfe zur Selbsthilfe sein. In erster Linie sind unter- 
nehmerische Qualitäten gefordert. Durch verbesser- 
tes Absatzmarketing, Erhöhung der Qualifikationen 
des Vertriebspersonals, stärkere Kundenorientierung 
und durch die intensivere Nutzung der Möglichkei- 
ten von Kooperationsbeziehungen zu cmderen Unter- 
nehmen müssen die Unternehmen den wichtigsten 
Beitrag zur Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähig- 
keit leisten. Vor allem aber darf die Lohnentwicklung 
nicht weiter der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
voraneilen. 

1. Investitions- und Existenzgründungsförderung 

a) Sonderabschreibungen und Investitionszulagen 

Die steuerliche Förderung in den neuen Bundes- 
ländern ist bis Ende 1998 festgelegt. Über die weitere 
steuerliche Förderung wird 1997 entschieden. Dabei 
werden die Ergebnisse der Steuerreformkommission 
berücksichtigt. Schwerpunkt der Förderung bleibt 
die Industrie. Die weitere Förderung in Ostdeutsch- 
land muß zum Ziel haben, die im Aufbau befindliche 
Qualität des Wirtschaftsstandorts Ostdeutschland 
kontiniüerlich zu verbessern. 

b) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 

Durch die 1995 von Bund und Ländern beschlossene 
Reform der Gemeinschaftsaufgabe (GA) wurde das 
Fördersystem erheblich vereinfacht und entbürokrati- 
siert. Als Kemelemente dieser Weiterentwicklung des 
Fördersystems der GA sind insbesondere zu nennen: 

- Der industrielle Mittelstand und das produzieren- 
de Handwerk können noch stärker als bisher ge- 
fördert werden. So können Investitionsvorhaben 
kleiner imd mittlerer Unternehmen in den neuen 
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Bundesländern mit bis zu 50% der förderfähigen 
Kosten unterstützt werden. 

- GA-Mittel können nunmehr auch für nichtinvesti- 
ve Fördertatbestände eingesetzt werden, die die 
Wettbewerbsfähigkeit imd Innovationskraft von 
kleinen und mittleren Unternehmen verbessern. 
Der Mitteleinsatz kann zur Verstärkung von Lan- 
desfachprogrammen in den Bereichen Beratung, 
Schulung, Humankapital sowie angewandte For- 
schung und Entwicklung erfolgen. Damit trägt die 
GA auch zum Ausgleich größenbedingter Nach- 
teile im nichtinvestiven Bereich kleiner und mittle- 
rer Unternehmen bei. 

- Durch die Aufgabe einer differenzierten Förde- 
rung zwischen verschiedenen Investitionsarten 
und die vollständige Integration der gewerblichen 
Fremdenverkehrsförderung in die allgemeine ge- 
werbliche Förderung der GA wurde der Hand- 
lungsspielraum der Länder erheblich verbreitert. 
Förderanträge, die sich in schlüssige regionale 
Entwicklrmgskonzepte einfügen, soUen vorrangig 
berücksichtigt werden. 

- Durch die Flexibilisierung der Infrastrukturförde- 
rung können Betriebe, die nicht überregional aus- 
gerichtet sind, nunmehr die GA-geförderten Infra- 
struktureinrichtungen verstärkt nutzen. 

Nach der 1995 erfolgten Reform der Ausgestaltung 
der GA-Förderregelungen haben Bund und Länder 
in einem zweiten Schritt im Jidi 1996 das Förder- 
gebiet der GA imd das Fördergefälle zwischen Ost- 
und Westdeutschland für die Jahre 1997 bis 1999 neu 
festgelegt. Hierbei winde einerseits den aufbaupoliti- 
schen Erfordernissen in Ostdeutschland dadurch 
Rechnung getragen, daß in den strukturschwächeren 
Regionen weiterhin die Förderung auf sehr hohem 
Niveau fortgesetzt wird. Andererseits wurde das För- 
dergefälle* zwischen Ost- und Westdeutschland zu- 
gunsten der strukturschwächsten Regionen mittels 
einer regionalen Differenzierung leicht abge- 
schwächt. 

In den strukturstärkeren Regionen Ostdeutschlands 
werden die Förderhöchstsätze auf 43% für kleine 
und mittlere imd 28 % für sonstige Unternehmen zu- 
rückgeführt. Diese Reduzierung in moderatem Um- 
fang war notwendig, um einen tragfähigen Kompro- 
miß für die Fortführung der Förderung zwischen 
alten und neuen Bundesländern herzustellen. Zudem 
können besonders strukturwirksame Ansiedlungen 
im Ausnahmefall in den strukturstärkeren Regionen 
Ostdeutschlands nach wie vor mit den alten Förder- 
höchstsätzen unterstützt werden. Diese betragen für 
kleine und mittlere Unternehmen 50 % der förder- 
fähigen Investitionskosten, für sonstige Unterneh- 
men 35 %. 

Diese Anpassungen knüpfen an die bereits zuvor in 
den betreffenden Ländern praktizierte regionale Dif- 
ferenzierung an. Eine einseitige Konzentration des 
regionalpolitischen Fördermitteleinsatzes auf die ent- 
wicklungsschwächsten Regionen als Nachteüsaus- 
gleich erfolgt nicht. Auch weiterhin wird die Förde- 
rung in räumlichen Wachstumspolen auf hohem 
Niveau fortgesetzt. Im Regienmgsentwurf des Bun- 
deshaushalts 1997 ist - unter Berücksichtigung der 


Kofinanzierung durch Länder und EU - ein Bewilli- 
gungsrahmen von 6,5 Mrd. DM vorgesehen. 

c) Förderung der Kapitalbildung 

Nicht zuletzt dank der Förderung von Existenzgrün- 
dungen wächst der Untemehmensbestand in den 
neuen Bundesländern. Seitens des Bundes werden 
speziell das Eigenkapitalhilfe-Programm (EKH) und 
ERP-Kredite für Existenzgründungen und Investitio- 
nen angeboten. Existenzgründungsdarlehen nach 
dem EKH haben eigenkapitalähnlichen Charakter. 

Sie werden ohne Stellung von Sicherheiten vergeben 
und sind im kritischen Fall haftende Mittel. Sie stel- 
len damit einen echten Eigenkapitalersatz dar. Der 
Gründungsbegriff wird bei diesen Programmen nicht 
eng definiert, er schließt vielmehr die Nachgrün- 
dungsphase mit ein, um ein schrittweises Heran- 
tasten an eine ökonomisch günstige Betriebsgröße zu 
ermöglichen. 

Das Förderinstrumentarium wird entsprechend den 
Erfordernissen und den finanziellen Möglichkeiten 
weiter angepaßt. So wurde das Partnerschaftsfenster 
des EKH (EKH-Partnerschaftsvariante), das die Be- 
teiligung kompetenter Mitgesellschafter an ostdeut- 
schen mittelständischen Unternehmen erleichtert 
und damit an den häufigen Engpässen Eigenkapital 
und Managementwissen ansetzt, zur Jahreswende 
1995/96 flexibilisiert. 

Seit einiger Zeit ist die Zahl der Gründungen zwar 
zurückgegangen, sie liegt aber immer noch deutlich 
- bezogen auf den Untemehmensbestand - über 
dem westdeutschen Niveau. Im laufenden Jahr dürf- 
ten wieder weit über 10 000 Existenzgründungen in 
den neuen Ländern aus Bundesmitteln gefördert 
werden. Zur Zeit ist es wichtig, den akuten Unter- 
nehmensproblemen nach der Gründungswelle ge- 
recht zu werden. Dazu gehört die Stärkung der 
Eigenkapitalbasis, die Festigung des Unternehmens, 
die Förderung von Beteiligungen, Hilfen bei Liquidi- 
tätsengpässen, Bereitstellung von Bürgschaften we- 
gen fehlender Sicherheiten. 

Anreize für Untemehmensbeteiligungen helfen, die 
Eigenkapitalsituation durch Hereinnahme von Part- 
nern zu verbessern (ERP-BeteiÜgungsprogramm, 
EKH-Partnerschaftsvariante, Beteiligungsprogramm 
für junge Technologieuntemehmen). Eine wichtige 
Rolle spielen dabei die mittelständischen Beteüi- 
gimgsgeseUschaften. 

Durch den neuen Beteiligungsfonds Ost, mit einem 
Volumen von je 500 Mio. DM für 1996 bis 1998, wur- 
de die zusätzliche Möghchkeit geschaffen, mittel- 
ständischen Unternehmen langfristiges Eigenkapital 
durch Untemehmensbeteiligungen (KfW-Beteüi- 
gungsfonds (Ost]) bzw. nachrangige unbesicherte, 
eigenkapitalähnhche Darlehen (EKE-Programm) zur 
Verfügung zu stellen. Die Fördermittel werden nach 
dem Vorbild der Berlinförderung über eine steuer- 
begünstigte Anleihe (12 % des Anleihebetrags kön- 
nen von der Einkommensteuerschuld abgezogen 
werden) eingeworben. Der Fonds ist ein Erfolg: Bis 
Ende August 1996 lagen Anträge für Untemehmens- 
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beteiligungen (KfW) über rd. 130 Mio. DM bzw. 
nachrangige unbesicherte, eigenkapitalähnliche 
Darlehen (DtA) über rd. 380 Mio. DM vor. Nach 
Erschöpfung des 500 Mio. DM-Plafonds für 1996 
werden die Zusagen bis zmn Jahresende aus Eigen- 
mitteln der KfW und der DtA finanziert. 

Aus dem Beteiligungsfonds (Ost) der KfW refinan- 
ziert sich auch der „Technologieholding-Fonds Neue 
Bundesländer“, der gerade junge, innovative Unter- 
nehmer in den neuen Bundesländern in der schwieri- 
gen Startphase mit Wagniskapital und Management- 
wissen unterstützen will. Darüber hinaus werden mit 
einem neuen Risikokapitalprogramm der KfW von 
rd. 1 Mrd. DM Beteiligungsgesellschaften in Ost und 
West eine zusätzliche Risikoabsicherung angeboten 
werden, um ebenfcdls so den Beteiligungsmarkt wei- 
ter zu stärken. 

Neben der staaüichen Förderung bleibt die Mobili- 
sierung von privatem Wagniskapital für den Aufbau 
Ost von zentraler Bedeutung. Die von der Bundes- 
bank analysierte sehr breite Streuung der Rendite 
zeigt, daß es in den neuen Bundesländern viele er- 
folgreiche Unternehmen gibt. Entscheidend ist das 
hierfür qualifizierte Untemehmerpotential. Die Bun- 
desregierung hat insgesamt 21 Maßnahmen vorge- 
schlagen, die Risikokapitalversorgung in Gesamt- 
deutschland zu verbessern. So soll im Rahmen des 
Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes das Gesetz 
über Untemehmensbeteiligimgsgesellschaften grund- 
legend dereguliert werden. Auf diese Weise wird 
es Kapitalbeteiligungsgesellschaften erleichtert, sich 
diesem Gesetz zu unterstellen und die günstige 
steuerliche Behandlung der Untemehmensbeteili- 
gungsgeseUschaften in Anspruch zu nehmen. Auch 
sollen das Gesetz zur Umsetzung der Wertpapier- 
dienstleistungs-Richthnie und anderer EG-Richtli- 
nien sowie das Dritte Finanzmarktförderungsgesetz 
die Reihmenbedingungen für den Börsengang mittel- 
ständischer Unternehmen verbessern. Zugleich er- 
leichtert dies Beteiligungsgesellschaften, Beteiligun- 
gen nach erfolgreicher Entwicklung der Beteili- 
gungsuntemehmen mit Gewinn zu veräußern. Diese 
Maßnahmen werden auch ostdeutschen Unterneh- 
men zugute kommen. 

Die Deutsche Börse AG hat kürzlich in Leipzig „Das 
Börseninformationszentrum Leipzig" initiiert. Es soll 
unterhalb der Börsennotierung Angebot und Nach- 
frage nach Kapital zusammenbiingen. Im Lichte der 
Erfahrungen mit diesen Maßnahmen wird die Bun- 
desre0erung auch in Zukunft Möglichkeiten ziu* 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Be- 
reitstellung privaten Wagniskapitals prüfen. 

d) Fördemng der Liquidität 

Beide Hauptleihinstitute des Bundes (KfW imd DtA) 
haben seit 1994 ihre Mittelstands- bzw. Existenz- 
gründungsprogramme zur Finanzierung des allge- 
meinen Liquiditätsbedarfs geöffnet. Um Besiche- 
rungsproblemen vorzubeugen, die die Mittelinan- 
spruchnahme verhindern könnten (mit Liquiditäts- 
krediten werden keine Sicherungsgüter angeschafft), 
können die Banken im Osten eine hälftige Haftungs- 
freistellung für den Insolvenzfall ohne Risikoauf- 


schlag auf den Zins in Anspruch nehmen (diese 
Liquiditätshilfe 0bt es inzwischen auch im Westen, 
allerdings zu weniger günstigen Bedingungen). Das 
Angebot wird rege genutzt: So hat die KfW im 
ersten Halbjahr 1996 in Ostdeutschland ca. 220 Mio. 
DM an Liquiditätskrediten ohne spezielle Zweckbin- 
dung vergeben; die DtA im gleichen Zeitraum ca. 
115 Mio. DM. 


2. Fördemng von Unternehmen 
mit Konsoiidlemngsbedarf 

Bei Unternehmen mit Konsolidierungsbedarf sind 
zunächst Eigentümer und Kreditinstitute gefordert. 
Soweit ein tragfähiges Untemehmenskonzept vor- 
handen ist, sind Bund und Länder bereit, mit Instru- 
menten wie z. B. Bürgschaften und Konsolidierungs- 
fonds vorübergehend zu helfen. Die Mittel aus dem 
Ende 1994 aufgelegten Konsolidierungsfonds in 
Höhe von 750 Mio. DM sind zwischenzeitlich weit- 
gehend gebunden. Die Bundesregierung steht einer 
Aufstockung des Fonds um 250 Mio. DM aus Mitteln 
des Pcirteivermögens grundsätzlich positiv gegen- 
über. Die Möglichkeit einer weiteren Begleitung des 
Konsolidierungsfonds aus Mitteln der KfW bzw. der 
DtA unter bestimmten Voraussetzungen wird im An- 
schluß daran von der Bundesregierung mit den Ban- 
ken geprüft. 

Auch die BvS wird weiterhin für privatisierte Unter- 
nehmen im Rahmen des Vertragsmanagements ihren 
Beitrag leisten, mn die mit Privatisierungsauftrag ver- 
folgten Ziele abzusichem. In EinzelfäUen sind Beiträ- 
ge der BvS insbesondere im Zuge sog. „Konzertierter 
Aktionen" bei angemessener Beteiligung aller Betei- 
ligten wie Landesregierungen, Banken, Eigentümer, 
aber auch der Belegschaften, möglich. Die Länder 
sind aufgefordert, in KiisenfäUen die Federführung 
dieser konzertierten Aktionen zu übernehmen. Bei 
gescheiterten Privatisierungen wird die BvS bei Vor- 
liegen eines tragfähigen Untemehmenskonzepts 
auch Auffanglösungen oder Weiterveräußerungen 
unterstützen, danüt das Unternehmen durch neue 
Investoren ein solides Fundament bekommt. Bei Be- 
darf köimen finanzielle Hilfen der BvS auch durch 
eine befristete Managementunterstützimg flankiert 
werden. 


3. Forschung, Entwicklung und Innovation 

Für die nationale und internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit der ostdeutschen Unternehmen ist es 
außerordentlich wichtig, neue und konkurrenzfähige 
Produkte zu entwickeln. Um dieses zu erreichen, 
muß die industiienahe Forschimg in den neuen Bun- 
desländern weiter intensiviert werden. Hier sind zu- 
nächst die Unternehmen mit Risiko- und Innovations- 
bereitschaft gefragt. 

Die Bundesregierung wird die Eigenanstrengungen 
der Unternehmen weiter unterstützen. Schwer- 
punkte des Förderkonzeptes der Bundesre0erung 
sind: 

- Herstellung und Steigerung der technolo0schen 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und Un- 
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terstützung beim Aufbau einer modernen Indu- 
strie in den neuen Bimdesländem, 

- Herausbildimg imd Entwicklimg eines innova- 
tiven Mittelstandes über die Förderung marktfähi- 
ger Innovationen, 

- Hilfen für technologieorientierte Existenzgrün- 
dungen. 

Hierfür - einschließlich des Anteils der neuen Bim- 
desländer an bimdesweiten Förderprogrammen des 
BMWi imd des BMBF - hat die Bundesregierung für 
1997 im Haushaltsentwurf rd. 725 Mio. DM vorgese- 
hen. Das BMBF imterstützt beispielsweise im Rah- 
men des bundesweiten Programms „Forschxmgsko- 
operation in der mittelständischen Wirtschaft" ost- 
deutsche kleine und mittlere Unternehmen. Dafür 
werden bis Ende 1997 rd. 45 Mio. DM zur Verfügung 
gestellt. Hinzu kommen erhebliche Mittel für den 
weiteren Auf- und Ausbau einer forschimgs-, techno- 
logie- imd innovationsfördemden Infrastruktur (vor 
allem institutionelle Förderung von FuE-Einrichtim- 
gen wie Max-Planck-Gesellschaft, Blaue-Liste-lnsti- 
tute, Fraunhofer Gesellschaft, Großforschimgsein- 
richtungen). 

Insgesamt reicht die Nachfrage nach ostdeutschen 
Forschungsangeboten noch nicht aus, um die vor- 
handenen Forschungskapazitäten auszulasten. Diese 
Situation kann sich nur mit dem weiteren Anstieg 
der Produktion in den neuen Bimdesländem ent- 
spannen. Um bis dahin eine genügend breite, effizi- 
ente Industrieforschimg in Ostdeutschland zu erhal- 
ten, wird eine verstärkte Nachfrage nach ostdeut- 
schen Forschimgsleistungen insbesondere aus den 
alten Bimdesländem gebraucht. Dazu ist auch eine 
Intensivierung der Untemehmenskooperation in FuE 
notwendig. 

Das BMWi hat hierzu 1995 imd 1996 nach intensiven 
Diskussionen mit ost- imd westdeutschen Vertretern 
aus Wirtschaft, Forschung und Politik die Ergebnisse 
in einer „Gemeinsamen Erklärung" in Form eines 
Maßnahmenkatalogs zusammengefaßt. Das Spek- 
trum der Maßnahmen reicht u. a. von der Errichtung 
eines Pools der Wirtschaft, mit dem hervorragende 
ostdeutsche FuE-Leistungen durch Stipendien und 
Gastaufenthalte gefördert werden sollen, über ein 
Programm zur Aquiriemng und Vermittlung west- 
deutscher Nachfrage für ostdeutsche Einrichtungen 
bis zur Benennung von FuE-Beauftragten in den 
nachfragenden Unternehmen. Auf einem Sympo- 
sium im März 1996 wurden diesen Aktivitäten weite- 
re Impulse verliehen und die bisherigen Bemühun- 
gen von Politik und Wirtschaft auf eine breitere Basis 
gestellt. Die Wirtschaft hat sich verpflichtet, die an- 
gestoßenen Maßnahmen mitzutragen und die Initia- 
tiven zu unterstützen. 

Diese Anstöße dürfen allerdings nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß es auf dem Gebiet von FuE noch 
erhebhchen zusätzlichen Handlungsbedarf gibt. Eine 
Intensivierung der Anstrengungen ist daher notwen- 
dig. Hierbei ist insbesondere die westdeutsche Wirt- 
schaft gefordert, ihr Engagement nicht nur im Aus- 
land, sondern vor allem auch in den neuen Bundes- 
ländern zu verstärken. 


4. Absatzfördeoing und Managementhilfen 
a) Absatzfördeoing 

Unternehmen in den neuen Bundesländern haben 
nach wie vor erhebliche Schwierigkeiten, Marktan- 
teile in Westdeutschland und auf westlichen Märkten 
zu erobern. Als meist neue, überregional unbekannte 
Unternehmen reicht es für sie nicht aus, mit moder- 
nen Anlagen qualitativ und preislich wettbewerbs- 
fähige Produkte herzustellen, um Markterfolge zu 
erringen. Ohne eine stärkere überregionale Präsenz 
und Einbimgimg in die nationale und internationale 
Arbeitsteilung wird der Aufbau einer ostdeutschen 
Wirtschaft, die genügend Beschäftigungs- und Ein- 
kommenschancen bietet und von westlichen Trans- 
fers unabhängig ist, nicht gelingen. 

Die westdeutsche Wirtschaft bleibt weiterhin aufge- 
fordert, die Unterstützung ostdeutscher Unterneh- 
men bei Aufnahme und Intensivierung von Ge- 
schäftsbeziehungen fortzusetzen. Sie hat dies gegen- 
über dem BMWi u. a. am 3. September 1996 noch- 
mals zugesagt. Eine Kontaktstelle (Ombudsmann) 
beim DIHT kann in Diskrmiiiiierungsfällen von ost- 
deutschen Produzenten angemfen werden. Zudem 
wird sich eine Arbeitsgruppe unter Vorsitz des DIHT 
mit weiteren konkreten Verbesserungsmöglichkeiten 
des Absatzes ostdeutscher Produkte befassen. Die 
Einbeziehung in Zuliefemetze der westdeutschen 
Wirtschaft und ausländischer Tochterunternehmen 
sowie die Präsenz bei westdeutschen Handelsunter- 
nehmen ist der wirkungsvollste Weg, ostdeutschen 
Herstellern den Zugang auf westliche Märkte zu 
ebnen. Nutzung und Aufbau von ostdeutschen For- 
schungskapazitäten verbessert die Wettbewerbsfä- 
higkeit in West und Ost. Es gilt, auch in den neuen 
Bundesländern Kompetenzzentren (Leitungsfunktio- 
nen, FuE) zu schaffen. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung sollte die westdeutsche Wirtschaft darüber 
hinaus mit geeigneten Maßnahmen und Aktionen 
ihre Unterstützung weiter verstärken; z. B. personelle 
Unterstützung in Marketing- und Organisationsfra- 
gen für ostdeutsche Zulieferer, Patenschaften für 
Wirtschaftslehrstühle. 

Die Bundesregierung wird weiterhin darauf achten, 
daß ostdeutsche Unternehmen bei der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen des Bundes angemessen be- 
rücksichtigt werden. Hierzu trägt die Verpflichtung 
der Beschaffungsstellen des Bundes zur Einschaltung 
der Auftragsberatungsstellen der neuen Bundeslän- 
der und Berlins (sog. Zubenennungserlaß) bei, die 
über 1996 hinaus verlängert wird. 

Viele Unternehmen werden erst jetzt „exportfähig". 
Dies bestätigt auch das steigende Interesse an 
Absatzfördermaßnahmen. Die Bundesregierung hat 
daher beschlossen, die Förderung des Absatzes ost- 
deutscher Produkte fortzusetzen, allerdings mit einer 
Konzentration auf Exporthilfen: 

- stärkere Einbeziehung ostdeutscher Unternehmen 
in die bewährte Exportförderung durch Botschaf- 
ten, Auslandshandelskammem und die Bundes- 
stelle für Außenhandelsinformation, 
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- Verlängerung der Inlandsmesseförderung sowie 
der Sonderfördenmg zur Beteiligung ostdeutscher 
Unternehmen an Messen im Ausland, 

- Fortführung von Vermarktungsprojekten auf aus- 
gewählten Auslandsmärkten. Hierbei wird eine 
verstärkte Zusammenarbeit mit der westdeutschen 
Wirtschaft vorgenommen. 

Die Teilnahme an den international bedeutsamen 
Fachmessen in Deutschland bietet besonders für 
exportorientierte Unternehmen gute Chancen, den 
Markt zu erkunden und weltweit Abnehmer zu fin- 
den, da ausländische Aussteller einen Anteil von 
über 45% an überregionalen Veranstaltungen in 
Deutschland haben. Die Unternehmen sind aufgefor- 
dert, diesen „Weltmarkt vor der Haustüre" intensiv 
zu nutzen. Durch die Teilnahme an Auslandsmessen 
und den Vermarktungsaktionen im Ausland lernen 
die Unternehmen neue Märkte vor Ort kennen, 
erzielen konkrete Verkatifserfolge imd gewinnen vor 
allem auch langfristig nutzbares Export-Know-how. 

Die Exportanstrengungen ostdeutscher Unterneh- 
men auf Märkten außerhalb der GUS, insbesondere 
in Lateinamerika und Südostasien werden wie bisher 
durch eine flexible Hermes -Poütik unterstützt. Die 
Übernahme von Hermes-Deckungen für GUS-Ge- 
schäfte ist trotz der stark zurückgegangenen Abhän- 
gigkeit von den GUS-Märkten noch für viele Unter- 
nehmen von großer Bedeutung. Die GUS-Hermes- 
Pohtik, die wegen der besonderen Lage in den neuen 
Bundesländern bereits in den vergangenen Jahren 
den Schwerpunkt auf die Förderung ostdeutscher 
Unternehmen gelegt hat, wird daher auch 1997 die- 
ser Linie folgen. Die Höhe der Plafonds wird die Bun- 
desregierung nach Auswertimg der bis dahin vorüe- 
genden Ergebnisse im Dezember diesen Jahres fest- 
legen. 


b) Managementhilfen 

Bei den Bemühungen zur Stabilisierung der wirt- 
schaftlichen Situation kleiner imd nüttlerer Unter- 
nehmen in den neuen Bundesländern wird zuneh- 
mend deutlich, daß Unterstützxmgsmaßnahmen häu- 
fig nur dann greifen, wenn sie durch externe Mana- 
gementhilfen (Coaching) flankiert werden. Die Pro- 
blematik wurde intensiv in einer hierzu eingerich- 
teten Bund-Länder-Arbeitsgruppe behandelt, um 
die bestehenden Förderinstrmnente verstärkt für 
Coaching-Maßnahmen zu nutzen, transparenter zu 
gestalten und miteinander zu verzahnen. Die Spit- 
zenverbände der Wirtschaft und der Kreditwirtschaft 
haben ihre Beratungskonzepte um Coaching-Ele- 
mente erweitert. 

Als Managementhilfen stehen vor allem folgende 
Maßnahmen den Unternehmen zur Verfügimg: 

- Die 1995 mit Hilfe der DtA in Leipzig begonnene 
Beratungsinitiative „Rimder Tisch" für kleine und 
mittlere Unternehmen wird flächendeckend an 
insgesamt 16 Standorten (bei den Industrie- und 
Handelskammern sowie teilweise bei den Hand- 
werkskammern) angeboten, um Krisenursachen 
zu identifizieren imd Nachsorgehilfen - z. B. in 


Form von Beratungsexperten oder Finanzierungs- 
hilfen - zu vermitteln. 

- Die BvS sieht vor dem Hintergnmd von Mange- 
mentschwächen Organisation und Finanzierung 
unternehmerischer Begleitmaßnahmen zur Mana- 
gementunterstützung im Rahmen des Vertragsma- 
nagements vor. 

- Mit dem neuen Beteilungsfonds Ost wird neben 
der Verstärkung der Eigenkapitalbasis gezielt 
auch ein Beitrag zur Managementverstärkimg 
durch Hereinnahme einer tätigen Beteiligung oder 
die Finanzierung von zusätzlichen Managern ge- 
leistet. 

- Maßnahmen zur begleitenden Managementunter- 
stützung in Form von Coaching-Progranunen wer- 
den verstärkt durch die Länder angeboten. 

- Die einzelnen Kreditinstitute halten für ihren 
jeweiligen Kundenkreis abgestimmte Konzepte 
zur Früherkennung von Defiziten in der Untemeh- 
mensentwicklung sowie zur dauerhaften Stabili- 
sierung bereit und können den Unternehmen auf 
Anfrage Management-Know-how vermitteln. 

Trotz der erreichten Fortschritte bei den Maßnahmen 
von privater luid öffentlicher Seite ist festzustellen, 
daß es auf seiten der Unternehmen immer noch 
Hemmschwellen gibt, möghchst schon zur Vermei- 
dung von krisenhaften Entwicklungen externen 
Sachverstand hinzuzuziehen. 


D. Förderung in anderen Politikbereichen 

1 . Arbeitsmarktpolitik 

Die umfangreichen arbeitsmarktpoütischen Maßnah- 
men der Bundesregierung haben nach 1990 mit dazu 
.beigetragen, den tiefgreifenden, mit hohen Beschäf- 
tigungsverlusten verbundenen Umstrukturierungs- 
prozeß der ostdeutschen Wirtschaft sozial abzufe- 
dem und die Akzeptanz des strukturellen Wandels 
zu gewährleisten. Seit 1993 hat das Gewicht der 
Arbeitsmarktpoütik - sowohl was die Anzahl der 
Personen als auch die hierfür zur Verfügung stehen- 
den Mittel betrifft - bereits deutlich abgenommen 
(s. Seite 18 ff.). 

Richtig ist allerdings auch: Bei aller Bedeutimg der 
Arbeitsmarktpoütik, die auch in den kommenden 
Jahren in angemessenem Umfang fortgesetzt wird, 
darf nicht übersehen werden, daß damit keine dauer- 
haften und wettbewerbsfähigen Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden. Die längerfristige Förderung eines 
Zweiten Arbeitsmarktes im Volumen der vergange- 
nen Jahre birgt zudem die Gefahr in sich, daß zimeh- 
mend Wettbewerbsverzemmgen und Verdrängungs- 
effekte zu Lasten privater Unternehmen auftreten. So 
gibt es z. B. im Garten- und Landschaftsbau deutüch 
mehr öffentüch geförderte Beschäftigte als reguläre 
Beschäftigte im Ersten Arbeitsmarkt. 

Arbeitsmarktpoütische Maßnahmen müssen ~ wie in 
den letzten Jahren - den Fortschritten bei der Stabüi- 
sierung der Wirtschaft und auf dem Arbeitsmarkt an- 
gepaßt werden. In welchem Umfang und mit wel- 
chen Schritten dies mögüch sein wird, hängt von der 
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Arbeitsmarktlage und -entwicklung ab und wird im 
Rahmen der Haushaltsberatungen im Herbst 1996 zu 
entscheiden sein. Dabei kommt es auch darauf an, 
die Kosten pro Maßnahme, die in Ostdeutschland 
relativ hoch hegen, zu senken. 

Zu einer Stärkung des regulären Arbeitsmarktes 
wird die im Juni 1996 vom Bundeskabinett beschlos- 
sene Reform des Arbeitsförderungsrechts beitragen. 
Damit wird eine klare Ausrichtung der Arbeitsmarkt- 
poütik auf die Verbessenmg der individuellen 
Erwerbschancen und auf die Eingüederung in den 
Ersten Arbeitsmarkt erfolgen. Nach wie vor sind 
Frauen entsprechend ihrem Anteü an der Arbeits- 
losigkeit bei den arbeitsmarktpohtischen Fördermaß- 
nahmen zu berücksichtigen; hierdinrch bleiben ge- 
rade die arbeitslosen Frauen in den neuen Bundes- 
ländern eine besondere Zielgruppe der Arbeits- 
marktpohtik. Die Maßnahmen der produktiven Ar- 
beitsförderung (§ 249 h AFG) in den Bereichen Um- 
welt, soziale Dienste, Jugendhilfe werden bis Ende 
2002 verlängert. 

2. Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Vor dem Hintergrund der nach wie vor schwierigen 
wirtschafthchen imd sozialen Situation in den neuen 
Bundesländern wird die Bundesregierung auch in 
den kommenden Jahren die Entwicklung der Infra- 
struktur in den o. g. Bereichen im Rahmen ihrer 
rechtüchen und finanzieUen Möghchkeiten fördern. 
Dafür stehen voraussichthch auch 1997 für Kinder- 
und Jugendhilfe, Famiüenpoütik und Frauenver- 
bände, Altenhilfe sowie der Wohlfahrtspflege (ohne 
gesetzüche Leistungen und ohne Zivildienst) 
rd. 200 Mio. DM zur Verfügung. 

3. Verkehr und Telekommunikation 

Priorität in der Verkehrspolitik haben weiterhin die 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE), die der 
Verbesserung der Verkehrsverbindungen zwischen 
den alten imd neuen Bundesländern besonders die- 
nen. Die VDE werden weiterhin vorrangig finanziert. 
In einzelnen Fällen kommt es zur zeitlichen Strek- 
kung von Projekten. Es bleibt das Ziel der Bundesre- 
gierung, alle VDE in ihren wesentlichen Teilen bis 
Anfang des nächsten Jahrzehnts fertigzustellen. 

Bis 1997 wird das gesamte Telekommunikationsnetz 
digitalisiert sein und die neuen Bimdesländer wer- 
den über eine modernere Telekommunikationsinfra- 
struktm verfügen als die alten Bundesländer. Zum 
Beispiel wird in Ortsnetzen zunehmend die zukunfts- 
orientierte, leistungsfähige Glasfasertechnik einge- 
setzt. 


4. Ausbildung 

Auch in den kommenden Jahren ist mit einem anhal- 
tend hohen Niveau der Lehrstellennachfrage zu 
rechnen. Die Wirtschaft muß daher ihre Ausbildungs- 
anstrengungen verstärken und weiterhin über Bedarf 
ausbilden. Die Bundesregierung erwartet, daß die 
Wirtschaft ihre Zusage zur Steigerung des Ausbil- 


dimgsplatzangebots (10% in zwei Jahren) einhält. 
Sie unterstützt dies dmch eine nachhaltige Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen. Da die Zuwächse in 
den neuen Bundesländern aber noch nicht ausrei- 
chen, um allen interessierten Jugendlichen einen 
Ausbildungsplatz zu ermöghchen, haben Bund und 
neue Bundesländer mit dem „Zukunftsbündnis Lehr- 
stellen" in 1996 erneut ein Programm aufgelegt, das 
14 300 Jugendlichen in 1996 die Perspektive einer 
beruflichen Ausbüdimg eröffnen soll. Das „Zukunfts- 
bündnis Lehrstellen" ist ein Maßnahmenmix, der 
dreijährige Ausbildimgen in betriebsnahen Kapazitä- 
ten, in Kommunen oder Verbundausbildungen sowie 
zusätzliche Angebote zweijähriger voUzeitschuh- 
scher Ausbildungen (Berufsfachschulen) enthält. Der 
Bund beteihgt sich an den Kosten mit 13 250 DM pro 
Platz. Das Hilfsprogramm umfaßt ein Volmnen in 
Höhe von rd. 379 Mio. DM, wobei sich Bund imd 
neue Bundesländer diesen Betrag teilen. 

Daneben hat das BMWi sichergestellt, daß im gesam- 
ten Bimdesgebiet die Schaffung zusätzhcher Ausbil- 
dungsplätze in Betrieben künftig auch mit ERP-Dar- 
lehen gefördert werden kann. Der Einsatz zusätzli- 
chen Ausbüdungspersonals insbesondere in Ausbü- 
dungsverbünden kann aus ABM-Mitteln gefördert 
werden. Für rd. 10 000 benachteiligte Jugendliche 
wird eine Ausbüdimg durch das AFG gesichert. In 
bundeseigenen Unternehmen wurde eine Überbe- 
darfsausbüdung sichergestellt. Von Bedeutung ist 
ferner der durch die Bundesregierung geförderte 
Aufbau eines flächendeckenden Netzes überbetrieb- 
ücher Berufsbüdungsstätten zur Unterstützung vor 
allem für Klein- und Mittelbetriebe sowie die Qualifi- 
zierung des Personals in der beruflichen Büdung. 
Zu einer Verbessenmg der Rahmenbedingungen für 
ein ausreichendes Lehrstellenangebot gehört auch 
die gerade erfolgte Flexibilisierung der Ausbüder- 
eignungsverordnung - gewerbüche Wirtschaft - so- 
wie die Modifizierung des Jugendarbeitschutzgeset- 
zes bezüglich der Anwesenheitszeiten im Betrieb. 
Ferner muß die Ausweitung des Lehrstellenangebots 
verstärkt zum Gegenstand von Tarifverhandlungen 
gemacht werden, bei denen dann auch die Höhe der 
Ausbüdungsvergütung eine Rolle spielt. 

Zur Verbessenmg der Lehrstellensituation hat der 
Bundeskanzler im September 1996 insgesamt drei 
Gesprächsrunden mit hochrangigen Vertretern der 
Wirtschaft geführt. Ziel der Gespräche war es, vor- 
handene Ausbüdungsbereitschaft zu unterstützen, 
zusätzhche zu wecken und auch mittelfristig Anstöße 
für eine neue Ausbüdungsdynamik in allen Berei- 
chen unserer Wirtschaft zu geben. 

Kammern und Verbände haben in den Gesprächs- 
runden zugesichert, daß bis zum Jahresende jedem 
ausbüdungswüligen und -fähigen Jugendlichen eine 
Lehrstelle angeboten wird. Die Wirtschaft wird hier- 
zu nochmals auf die Betriebe zugehen. Für einen 
dauerhaften Lehrstellenschub werden aber zualler- 
erst neue Beschäftigungsimpulse gebraucht. Die 
Bundesregierung leistet hierzu durch das Aktions- 
programm für Investitionen und Arbeitsplätze sowie 
das Programm für mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung einen wesentiichen Beitrag. 
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5, Hochschulen 

Ab 1997 wird als Sondermaßnahme des HSP HI nur 
in den neuen Bundesländern die Förderung innovati- 
ver Forschergruppen mit einem Gesamtvolumen von 
100 Mio. DM erfolgen. Die Fördermittel sollen Wis- 
senschaftlern oder wissenschaftlichen Arbeitsgrup- 
pen die Möglichkeit bieten, weitere Drittmittel einzu- 
werben, um ihre Forschungsarbeiten - u. a. in Ver- 
bindung mit der Wirtschaft - voranzubringen. 


6. Landwirtschaft 

Mit dem Entschädigimgs- und Ausgleichsleistimgs- 
gesetz (EALG) wurde u. a. die rechtliche Grundlage 
für den vergünstigten Erwerb ehemals volkseigener 
Flächen geschaffen. Diese Flächen, etwa 1,3 Mio. ha 
landwirtschaftliche Fläche und rd. 770 000 ha Wald- 
fläche, stammen im wesentlichen aus den Enteignun- 
gen von 1945 bis 1949. Ein Teil dieser Flächen ist 
noch an frühere Eigentümer zu restituieren. Die übri- 
gen Rächen stehen für den Rächenerwerb zur Ver- 
fügung. Die landwirtschaftlichen Rächen sind zu- 
nächst in einem ersten Privatisierungsschritt langfri- 
stig verpachtet worden, um den Betrieben eine gesi- 
cherte Wirtschaftsbasis zu geben. Zum einen können 
Pächter, die am 1. Oktober 1996 im Besitz eines lang- 
fristigen Pachtvertrages über Treuhandflächen sind, 
am Rächenerwerb teilnehmen, um ihre Existenz- 
grundlage weiter zu stabilisieren. Dazu zählen Wie- 
dereinrichter (auch Alteigentümer), am 3. Oktober 
1990 ortsansässige Neueinrichter und juristische Per- 
sonen (LPG-Nachfolgeuntemehmen). Zum anderen 
können Alteigentümer, die Anspruch auf Entschädi- 
gimgs- oder Ausgleichsleistung haben, begünstigt 
Rächen innerhalb bestimmter Grenzen erwerben. 


Nach einer erfolgreichen Anpcissungs- und Umstruk- 
turierungsphase von fast sechs Jahren geht es nun in 
weiten Bereichen darum, einheitliche Rahmen- und 
Wettbewerbsbedingungen für die gesamte deutsche 
Landwirtschaft zu schaffen. So haben sich Bund und 
Länder in dem wichtigen Bereich der einzelbetriebli- 
chen Investitionsförderung mit dem Agreuinvestiti- 
onsförderungsprogramm 1997 auf einheitliche För- 
dergrundsätze ab dem 1. Januar 1997 verständigt. 
Mit dem Agrarinvestitionsförderungsprogramm 1997 
wurde ein Förderrahmen geschaffen, der es Unter- 
nehmen unter den strukturellen Gegebenheiten der 
alten und der neuen Bundesländer gleichermaßen er- 
möglicht, ihre Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
zu verbessern. Mit dem Entwurf eines \rierten Geset- 
zes zur Änderung des Landwirtschaftsanpassungsge- 
setzes sollen Fehler bei der Umwandlung und Ab- 
wicklung ehemaliger LPG korrigiert werden (z. B. 
mit Hilfe einer Verlängerung der Veijähnmgsfrist für 
Abfindungen und Ausgleichsansprüche). 

7. Bundeswehr 

Bei der Sanierung und dem Ausbau der Infrastruktur- 
einrichtungen der Bundeswehr in den neuen Bun- 
desländern sind vordringliche Ziele die weitere Ver- 
besserung der Wohnsituationen für unterkunfts- 
pflichtige Soldaten in den Kasernen, bauliche Maß- 
nahmen in den technischen Bereichen zur Her- 
stellung der vollen Funktions- und Einsatzfähigkeit 
sowie der Aufbau von Schuleinrichtimgen für die 
gesamten Streitkräfte. Bis Ende 1995 sind über 
4,6 Mrd. DM ausgegeben worden. Das erforderliche 
Gesamtvolumen für Baiunaßnahmen ab 1996 wird 
voraussichtlich immer noch über 12 Mrd. DM betra- 
gen. Für eine kontinuierliche Weiterfühnmg der ge- 
planten und der bereits eingeleiteten Baumaßnah- 


Bnittokaltmieten in % des Haushaltsnettoeinkommens/Monat 



Anmerkung: 2^ahlen beziehen sich auf Befragimgsmonat (März/Aprü) des DIW; 1991 eifolgte Mieterhöhung in den neuen Ländern 
erst im Oktober, so daß die Durchschnittsmiete tatsächlich deutlich höher liegt. 

Quelle: Sozio-ökonomisches Panel (SOEP) ; DIW. 
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men einschließlich der Bauunterhaltimg ist ange- 
strebt, jährlich rd. 1 Mrd. DM aufzuwenden, wobei 
hier letztlich die Höhe der im Verteidigungshaushalt 
insgesamt verfügbaren Mittel entscheidend sein 
wird. Letzteres gilt auch für die erhebliche Mittel 
erfordernde Sanierung von Altlastenverdachtsflä- 
chen und die Beseitigung von Munition imd Blind- 
gängern auf Bundeswehr-Liegenschaften, wofür 
auf längere Zeit jährlich voraussichtlich ca. 50 bis 
60 Mio. DM zur Verfügung stehen. 

Die Bundesregierung wird darauf achten, daß ost- 
deutsche Unternehmen bei der Vergabe von Aufträ- 
gen der Bundeswehr angemessen berücksichtigt 
werden. Für Beschaffungen der Bundeswehr wurden 
bis Mitte 1996 Aufträge in Höhe von mehr als 
3 Mrd. DM an ostdeutsche Unternehmen vergeben. 

8. Wohnen und Städtebau 

Die Privatisienmgsbemühimgen nach dem Altschul- 
denhilfegesetz werden weiter konsequent fortge- 
setzt. Durch die ErfüUimg der Privatisienmgsver- 
pflichtxmgen aus dem Altschuldenhilfegesetz sollen 
bis zum Jahre 2003 etwa 360000 Wohnungen (15 % 
des Bestandes von 2,4 Millionen Wohnungen von 
Kommimen, kommimalen Wohnungsgesellschaften 
und Wohnungsgenossenschaften) vorrangig an die 
bisherigen Mieter privatisiert werden. Bis Ende 1996 
sollen bereits gut 200000 Wohmmgen veräußert sein. 

Seit 1995 sind mit der Anerkennung mietemaher Pri- 
vatisierungsformen imd der steuerlichen Begünsti- 
gung des Erwerbs von Anteilen an neugegründeten 
eigentumsorientierten Genossenschaften die Rah- 
menbedingungen für die Privatisierung nochmals 
deutlich verbessert worden. Auch die gegenwärtig in 
der parlamentarischen Beratung befindliche Novelle 
zum Altschuldenhilfegesetz verfolgt dieses Ziel. Die 
Auflage, einen Teil der Privatisienmgserlöse an den 
Erblastentilgungsfonds abzuführen, soll für die Woh- 
nungsuntemehmen in den nächsten Jahren erleich- 
tert werden. 

Durch die am 1. Januar 1996 in Kraft getretene neue 
einkommensmiabhängige Bauzulage werden die 
Bürger in den neuen Bundesländern deutlich besser 
gefördert, da die Neuregelung insbesondere bei Be- 
ziehern imterer imd mittlerer Einkonmien stärker 
wirkt als die bisherige Förderung. Hinzu kommt eine 
spezielle Fördermaßnahme für die neuen Bundes- 
länder in Form von Bürgschaften. Diese Zusatzför- 
derung kann gewährt werden, wenn die Gesamt- 
finanzierung unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Eigenkapitals gesichert ist. Die Bauzulage beträgt 
bei Neubauten 5 000 DM, bei Altbauten 2 500 DM 
pro Jahr. Zusätzlich werden eine Kinderzulage 
von 1 500 DM und eine Ökokomponente gewährt. 
Neueste Erhebungen der Bausparkassen deuten dar- 
auf hin, daß die neue Eigenheimfördenmg in Ost- 
deutschland gut angenonunen und einen positiven 
Beitrag zur Baukonjunktur tiefem wird. 

Zur Verbesserung der Wohnsituation und zur Verste- 
tigung des Wohnungsbaus in den neuen Bundeslän- 
dern wird mit dem am 1. August 1995 in Kraft getre- 
tenen Mietenüberleitungsgesetz der sozialverträgli- 


che Übergang in das Vergleichsmietensystem fortge- 
setzt. Kostengerechte Mieten sind eine wichtige 
Grundlage für Bauinvestitionen. Die letzte admini- 
strativ geregelte Mieterhöhung in Höhe von 5 % ist 
zum 1. Januar 1997 möglich. Ab 1998 güt voll das 
westliche Vergleichsmietensystem. 

Das Wohngeldrecht soll noch in diesem Jahr für die 
neuen Bimdesländer überarbeitet werden. Nach dem 
Auslaufen des Wohngeldsondergesetzes zum 31. De- 
zember 1996 wird es in ganz Deutschland ein weit- 
gehend vereinheitlichtes Wohngeldrecht geben. Um 
insbesondere die soziale Ausgleichsfunktion des 
Wohngeldes vor allem im Osten Deutschlands zu 
sichern, sollen dort einzelne Sonderregelungen befri- 
stet verlängert werden (Beibehaltung eines Einkom- 
mensfreibetrags für Mieter mit niedrigen Einkom- 
men; Höhe imd Struktur der für die Zahlung von 
Wohngeld maßgeblichen Miethöchstbeträge berück- 
sichtigen modemisierungsbedingte Mietanhebungen 
bei älteren Wohnungen). 

Der soziale Wohnungsbau wird auf hohem Niveau 
beibehalten. Für 1997 sind Bundesfinanzhilfen in 
Höhe von 810 Mio. DM vorgesehen. Die Mittel kön- 
nen im Gegensatz zu den alten Bundesländern auch 
für die Verbesserung des Wohnungsbestandes einge- 
setzt werden. 

Infrastrukturelle Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Baulanderschließung und der Aufwendung für 
den Grunderwerb können seit kurzem im Rahmen 
des Infrastrukturprogramms der KfW gefördert wer- 
den. Seit Februar 1996 wurde hierfür den neuen Bun- 
desländern ein Finanzvolumen von insgesamt 262 
Mio. DM zugesagt. Zur Ausweitung des Baulandan- 
gebots hat im besonderen Maße auch die Veräuße- 
rung von ehemals militärisch genutztem Gelände 
durch die Bimdesvermögensverwaltung beigetragen. 
Dazu gehört auch die unentgeltliche Übertragung 
von rd. 118 000 ha und fast 20 000 Wohmmgen aus 
Btmdeseigentum auf die neuen Bimdesländer. 

Die Förderung des Wohnungsbaus in den neuen 
Bundesländern wird bis Ende 1998 im wesentlichen 
von den Regelungen des Fördergebietsgesetzes ge- 
tragen (Sonder-Af A ab 1997 für Neubau reduziert auf 
25%, für Modernisierung auf 40%). Daneben wird 
die Modemisierung/Instandsetzung des Wohnimgs- 
bestandes durch ein zinsgünstiges - von der Bundes- 
regierung subventioniertes - 60 Mrd. DM-Kreditpro- 
gramm der KfW unterstützt. Hiervon sind z.Z. rd. 
48 Mrd. DM fest vergeben. Noch 1996 soll über die 
Forderung der neuen Bundesländer, das Programm 
fortzuführen, gesprochen werden. 

Für die Bewältigung der vielfältigen städtebaulichen 
Aufgaben in Ostdeutschland hat der Bund seit 1990 
bis 1995 Finanzhilfen in Höhe von insgesamt 4,9 Mrd. 
DM bereitgestellt. Auch 1996 und 1997 liegt wie 
1995 aufgrund des nach wie vor hohen Sanierimgs- 
bedarfs der Schwerpunkt der Bundeshilfen mit je- 
weils 520 Mio. DM in den neuen Bundesländern. Es 
geht hier um die Fortführung der städtebaulichen 
Maßnahmen zur Revitalisierung der Stadtkerne, um 
die Sanierung erhaltenswerter Bausubstanz und die 
Verbesserung des Wohnumfelds in den großen Plat- 
tenbausiedlungen. Die Förderung des Städtebaus ist 
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in den neuen Bundesländern inzwischen zum 
Schlüsselinstrument nicht niir für die Erhaltung und 
Erneuerung der Bausubstanz sowie der Wohnzufrie- 
denheit, sondern auch ziu Verbesserung der nach- 
haltigen Standortqualität der Innenstädte geworden. 

9. Energie 

Höhere Strompreise als in Westdeutschland sind für 
viele, vor aUem stromintensive Unternehmen ein 
bedeutender Wettbewerbsnachteil. Zur Stärkung des 
Standorts Neue Bundesländer haben in der „Ener- 
giekonsensrunde Ost" Ende Januar 1996 alle Versor- 
gimgsstufen der ostdeutschen Stromwirtschaft und 
die Braunkohlewirtschaft gemeinsam bekräftigt, eine 
wettbewerbsfähige Stromversorgxmg der neuen Bun- 
desländer längerfristig sichersteUen zu wollen. Vor 
allem die Energieversorgungsuntemehmen sm<J auf- 
gefordert, ihre Spielrämne für wettbewerbsfähige 
Strompreise gerade für Abnehmer, die im überregio- 
nalen Wettbewerb stehen, zu nutzen. Dies ist im In- 
teresse der Beschäftigung in den neuen Bundeslän- 
dern, aber auch im Eigeninteresse der ostdeutschen 
Stromlieferanten, um ein Abwandem dieser Kunden 
zu verhindern. Die Bundesländer werden aufgefor- 
dert, im Rahmen ihrer Preisaufsicht und Genehmi- 
gungskompetenz darauf zu achten, daß alle Möglich- 
keiten ausgeschöpft werden, um Wettbewerbsnach- 
teüe für die ostdeutsche Wirtschaft zu begrenzen. 
Dies ist besonders wichtig für strompreissensible In- 
dustriekunden. 

Der Bimdesminister für Wirtschaft wird auf Wunsch 
der Wrtschaftsministerkonferenz bis Ende 1996 über 
die Entwicklung der Strompreise berichten. Zum 
gleichen Thema beabsichtigt der Ausschuß für Wirt- 
schaft des Deutschen Bundestages, Anfang Novem- 
ber ein Expertengespräch durchzuführen. Das BMWi 
hat ein Gutachten in Auftrag gegeben, in dessen 
Rahmen das Institut für Energetik (Leipzig) eine 
quantitative und qualitative Analyse der aktuellen 
Strompreisentwicklung vorlegen wird. Darüber hin- 
aus werden auch Aussagen erwartet, wie Strompreis- 
disparitäten zwischen Ost- und Westdeutschland be- 
grenzt werden können. 

10. Umweit 

Leitgedanke der ökologischen Sanierungs- und Ent- 
wicklimgsstrategie für die neuen Bundesländer war 
und ist neben der Wiederherstellung und Sicherung ei- 
ner gesunden Umwelt der Beitrag des Umweltschutzes 
zu einer integrierten Standortpolitik. Die Fortsetzung 
der bisherigen, langfristig angelegten Sanienmgs- 
politik ist zur Beseitigung noch vorhandener Gefahren- 
quellen aus Bodenkontaminationen sowohl zum 
Schutz von Gesundheit und Umwelt als auch aus wirt- 
schaftlichen Gründen erforderüch. Denn nur so kön- 
nen die Voraussetzungen für die erneute wirtschaftli- 
che Nutzimg alter Industriebrachen geschaffen wer- 
den. 

Die finanzielle Basis für die weiteren Maßnahmen ist 
durch die Bimd-Länder-Finanzierungsregelung bis 
zum Jahre 2002 gesichert. Insgesamt sind in den 
nächsten Jahren mehr als 20 Mrd. DM an öffent- 


lichen Mitteln für die Beseitigung ökologischer Alt- 
lasten vorgesehen. Für die Braunkohlesanierung in 
den Jahren 1993 bis 1997 als größtes zusammenhän- 
gendes Umweltprojekt in Deutschland sind rd. 
7 Mrd. DM vereinbart. Die Gespräche zur Fest- 
legimg des Finanzienmgsrahmens ab 1998 sind auf- 
genommen. Für weitere 23 Großprojekte wird der 
Sanierungsumfang z. Z. ermittelt. In geeigneten Fäl- 
len sollen die Sanierungsmaßnahmen mit dem Instru- 
ment der Arbeitsförderung verknüpft werden, soweit 
dies wirtschaftlich vertretbar ist. Zur weiteren Redu- 
zierung der Schadstoffbelastung in der Luft werden 
vor allem die Sanierungskonzeptionen auf der 
Grundlage der Großfeuerungsanlagenverordnimg 
imd der TA-Luft fortgeführt. 

Die imtertägigen Arbeiten beim Wismut-Projekt sol- 
len bis 1998 abgeschlossen sein. Bis Ende 1996 wer- 
den voraussichtiich ca. 4,7 Mrd. DM der vom Bund 
zur Verfügung gestellten 13 Mrd. DM ausgegeben 
werden. Die Bundesregierung wird dafür Sorge 
tragen, daß das Großprojekt auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes erfolgreich und zeitgerecht abge- 
schlossen werden kann. Nach Erteilung von ersten 
StUlegxmgsgenehmigungen ist 1995 in größerem Um- 
fang mit dem Rückbau der Kernkraftwerke in Greifs- 
wald und Rheinsberg begonnen worden. Zeit- und 
Kostenpläne werden eingehalten. Für die Aufnahme 
der abgebrannten Brennelemente und der radioakti- 
ven Reststoffe befindet sich das Zwischenlager Nord 
im Bau. Der Bimd finanziert die Stillegung mit rd. 

5.4 Mrd. DM. Bis Ende 1996 werden davon ca. 

1.4 Mrd. DM in Anspruch genommen. 

Zum Ausbau der Trinkwasserversorgung und Ab- 
wasserbeseitigung sind weiterhin beträchtiiche Inve- 
stitionen erforderlich. Die Entwicklung zeigt, daß ins- 
besondere hier nach wie vor erhebliche Rationalisie- 
rungspotentiale zur Eindämmung des bislang imge- 
brochenen Preis- und Gebührenanstiegs vorhanden 
sind. Die Ursachen liegen in beträchtiichen struktu- 
rellen Fehlentwicklungen der letzten Jahre im Ver- 
antwortungsbereich der Länder. Vor diesem Hinter- 
grund hält die Bundesregierung an ihren Vorschlä- 
gen zur Einführung wettbewerblicher, effizienzstei- 
gemder Mechanismen unter gleichberechtigter 
kooperativer Beteiligxmg leistimgsfähiger Privatun- 
temehmen fest. Die Bundesregierung fordert die 
zuständigen Länder und Kommunen auf, hierfür die 
Voraussetzungen zu schaffen. Die Bundesregierung 
setzt sich ihrerseits für die steuerüche Gleichbehand- 
lung von öffentiich-rechtiichen und privatrechthchen 
Orgaiüsationsformen ein (s. Seite 37). Dabei ist eine 
Lösung anzustreben, die keinen Anlaß für allge- 
meine Gebührenerhöhungen bietet. 

Die bei der ökologischen Sanierung in den neuen 
Bimdesläridem gewonnenen Erfahrungen können 
einen wichtigen Beitrag zur Lösung von Umweltpro- 
blemen, insbesondere auch in Mittel- und Osteuropa, 
leisten. Hierbei soll das in Leipzig auf gemeinsame 
Initiative der Bundesregierung, der Deutschen Wirt- 
schaft und der Sächsischen Staatsregienmg gegrün- 
dete Internationale Transferzentrum für Umwelttech- 
nik (ITUT) vor allem mittelständischen Unternehmen 
den Weg auf die neuen Märkte (z. B. Osteuropa, 
Lateinamerika) erleichtern. 
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11. THA-NachfbIgeorganisationen 

Die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben (BvS) soll ihren Auftrag aus dem Treu- 
handgesetz - Herausbildimg marktfähiger Unter- 
nehmen imd Aufbau einer effizienten Wirtschafts- 
struktur - bis Ende 1998 weitgehend erfüllt haben. 
Im Interesse aller Betroffenen müssen die Arbeiten 
wesentlich beschleunigt werden. Sobald Erfahrun- 
gen über die Wirksamkeit der eingeleiteten Be- 
schleunigimgsmaßnahmen vorliegen, wird entschie- 
den, welche Bereiche der BvS ihre Arbeit auch über 
1998 hinaus fortsetzen müssen. Aus heutiger Sicht 
dürften dies Teilaufgaben der Bereiche Vertrags- 
management, Umweltschutz/Altlasten und des 
Rechtsdirektorats sein. 

Von den Anfang 1995 noch 50 in vier Manage- 
ment KG zusammengefaßten Unternehmen der Be- 
teiligimgs-Management-Gesellschaft Berlin (BMGB) 
sind inzwischen 19 Unternehmen privatisiert worden. 
Eine Management KG ist aufgelöst, die resthchen 
drei Management KG werden Ende 1996 ihre Arbeit 
einsteUen. Bis dahin soUen die meisten Unternehmen 
privatisiert sein. Unternehmen, die über kein trag- 
fähiges Sanierungskonzept verfügen imd nicht priva- 
tisierungsfähig sind, müssen stiUgelegt werden, wo- 
bei für die Beschäftigten sozialverträgliche Lösungen 
angestrebt werden. Bei den drei Auslaufgesellschaf- 
ten des Bergbaus, des Braunkohletagebaus imd der 
kemtechnischen Anlagen stehen Maßnahmen zu 
bergwerks- und atomrechtlichen Stillegungen im 
Vordergrund. Soweit möglich, werden auch hier Pri- 
vatisienmgslösimgen angestrebt. Die BMGB wird bis 
Ende 1997 ihre Tätigkeit beenden. Über die Zuord- 
nung der darüber hinausreichenden Aufgaben (u. a. 
Vertragsmanagement, Auslaufgesellschaften) wird 
noch 1996 entschieden. 

Die TLG (Treuhand Liegenschaftsgesellschaft) setzt 
als Besitzgesellschaft des Bimdes die Ende 1994 auf 
das BMF übertragenen liegenschaftsbezogenen Auf- 
gaben der ehemaligen THA fort. In Zusammenarbeit 
mit den Ländern erstellt die TLG ein zielgruppenspe- 
zifisches Angebot, das insbesondere für Investoren 
geeignete Flächen nüttelstandsgerecht aufbereitet 
(geeignete Parzellierung, baurechtiiche Voraus- 
setzimgen usw.) und zu günstigen Konditionen be- 
reitstellt. Dabei wird auf eine attraktive Angebots - 
Streuung sowie auf Angebotskonkurrenzen mit ande- 
ren Anbietern geachtet. 

Die Bodenverwertungs- und -verwaltimgs GmbH 
(BWG) ist seit Ende 1995 eine 100%ige Tochter- 
gesellschaft der BvS. Die BvS hat der BWG per 
Treuhand- xmd Geschäftsbesorgungsvertrag vom 
5. Juni 1996 das zivilrechtiiche Eigentum an den 
land- imd forstwirtschaftlichen Flächen übertragen. 
Damit führt die BWG alle die bisher von der BvS 
wahrgenommenen Aufgaben bei dem land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen mit Ausnahme der 
hoheitlichen Aufgaben fort. Der Tatigkeitsschwer- 
punkt der BWG hegt bei der Privatisierung der 
land- und forstwirtschafthchen Flächen nach dem 
EALG (s. Seite 32). 


12. Justiz und Venvaltung sowie Eigentums- 
und Vermögensfragen 

a) Justiz und Verwaltung 

Einzelnen Engpässen bei der Bewältigung des Ge- 
schäftsanfalls in den Gerichten muß insbesondere im 
Rahmen der fortbestehenden Partnerschaften zwi- 
schen den alten und den neuen Bundesländern ab- 
geholfen werden. Geeignete organisatorische Maß- 
nahmen, wie etwa die Büdimg von Justizzentren mit 
einer räumhch konzentrierten Unterbringung ver- 
schiedener Justizbehörden, können Kosten sparen 
und erleichtern dem Rechtssuchenden die Orientie- 
rung. Weiter gestärkt werden muß das Vertrauen der 
Bürger in die rechtsstaathche Justiz. Außerdem 
bleibt es eine wichtige Aufgabe aUer staathchen Stel- 
len, den Bürgern in den neuen Bundesländern die 
Einrichtimgen und Verfahrensweisen des staathchen 
Rechtsschutzes zu erläutern. 

Noch bestehende Defizite in einzelnen Bereichen des 
Verwaltimgsaufbaus erfordern intensive Ausbildung 
imd Schulung sowie weitere Unterstützung durch 
die alten Bundesländer. Nach wie vor bestehende 
Personalüberhänge, insbesondere in den Kommunal- 
verwaltungen, müssen weiter abgebaut werden. 

b) Eigentums- und Vermögensfragen 

Zur Fortentwicklung des Vermögensrechts in einzel- 
nen Punkten, deren Notwendigkeit sich aus Anwen- 
dungspraxis und Rechtsprechung ergibt, stehen im 
Parlament verschiedene Vorschläge zur Diskussion. 
Dabei geht es insbesondere darum, die Modernisie- 
rung von Wohnraum zu erleichtern und Rechtssicher- 
heit im Zusammenhang mit der Rückgabe von Ver- 
mögenswerten zu schaffen, die vor der Wende unter 
Verstoß gegen DDR-Vorsctiriften übertragen wur- 
den. 

Damit bald Rechtssicherheit durch Erledigung aller 
Rückgabeanträge erreicht wird, dürfen die Anstren- 
gungen der Vermögensämter in keinem Fall nachlas- 
sen. Dies gilt auch im Hinbück auf die jetzt anstehen- 
den Entscheidungen nach dem EALG. Um den Äm- 
tern die Anwendung dieses Gesetzes zu erleichtern 
und das Verwaltungsverfahren zu beschleunigen, 
hat das BMF eine Reihe von Anwendungserlassen 
herausgegeben. 


E. Länder und Kommunen 

Neben den Ländern spielen die Kommunen eine her- 
ausgehobene RoUe bei den Investitions- und Stand- 
ortentscheidungen von Unternehmen. Auch interna- 
tional stehen ihre Standortquaütäten im Wettbewerb. 
Eine investorenfreundüche Verwaltung mit größt- 
mögücher Effizienz bei der Durchführung behörd- 
ücher Verfahren und ein ausreichendes Angebot an 
geeigneten Gewerbeflächen sind dabei ebenso wich- 
tig wie die Investitionsfähigkeit der Kommunen in 
die Infrastruktur und sog. weiche Standortfaktoren 
(z. B. Umwelt, Wohnungsbau, Kultur). Damit die 
Konununen als ein zentrales Element für die wirt- 
schaftüche Entwicklung in Ostdeutschland ihre RoUe 
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angemessen wahmehmen können, müssen sie adä- 
quat an der durch die Finanzreform 1995 geschaffe- 
nen Verbesserung der Lage der öffentlichen Haus- 
halte in den neuen Bimdesländem teilhaben. Der 
Bund hat - zusätzlich zum bimdesstaatlichen Finanz- 
ausgleich “ im Rahmen des Föderalen Konsolidie- 
rungsprogramms mit dem Investitionsfördergesetz 
Aufbau Ost ab 1995 für zehn Jahre jeweils 
6,6 Mrd. DM zur Verfügtmg gesteht. 

Von seiten der Kommxmen sind weitere Rückführun- 
gen der - trotz erheblicher Anstrengimgen nach wie 
vor überproportionalen - Personalausgaben, Spar- 
samkeit z. B. bei der Dimensionierung von Infra- 
struktureinrichtimgen imd zugleich verstärkte über- 
örtliche (rmd überregionale) Zusammenarbeit bei 
Planimg und LeistimgsersteUimg notwendig. Damit 
können finanzielle Spielräume erhalten bleiben imd 
Überkapazitäten, wie sie z. T. bei Gewerbegebieten 
entstanden sind, vermieden werden. 

Besondere Chancen bietet dabei die Zusammen- 
arbeit bei der Erstellung, Bündelimg imd Vernetzung 
von positiven Standortfaktoren etwa in den Berei- 
chen Wirtschaftsförderung, Forschimg, Fach- imd 
Hochschulen oder Kultur- und Freizeitangebot. Hier- 
zu müssen Initiativen vor Ort (z. B. Landräte/Bürger- 
meister oder Kammern) ergriffen werden, damit die 
unterschiedlichen Bereiche wirksam koordiniert und 
die zur Verfügung stehenden Programme vor Ort 
effizient genutzt werden können. Für die Werbung 
von Investoren ist dies besonders wichtig. Dadurch 
können Chancen für eine positive Entwicklung ziel- 
orientiert wahrgenommen werden. 

1 . Kommunale Altschulden - eine schnelle 
Einigung ist nötig 

Die gesellschaftlichen Einrichtungen sind nach Arti- 
kel 21 Abs. 1 des Einigimgsvertrages einschließlich 
der darauf lastenden Altschulden auf denjenigen 
Träger öffentlicher Verwaltungen übergegangen, der 
nach dem Grundgesetz für die Verwaltungsaufgabe 
zuständig ist. In der Regel sind dies die Kommunen. 
Bei der Währungsumstellung beliefen sich die Alt- 
schulden für gesellschaftliche Einrichtungen in den 
neuen Bundesländern auf rd. 5 Mrd. DM. Da bisher 
keine Zins- und Tilgungsleistungen von den Kommu- 
nen erbracht wurden, wird sich die Schuldensumme 
bis Ende 1996 auf rd. 8,4 Mrd. DM erhöhen. 

Die Bundesregierung hat bereits hn Frühjahr 1995 
Verhandlungen mit den Ländern über die Lösung 
des Altschuldenproblems aufgenommen. Die Länder 
haben die Verhandlungen abgebrochen und ün Bun- 
desrat einen Gesetzentwurf beschlossen, der die voll- 
ständige Übernahme der Altschulden in den Erb- 
lastentilgungsfonds vorsah. 

Der Deutsche Bundestag hat die Forderung der Kom- 
munen nach voller Übernahme dieser Schulden in 
den Erblastentügungsfonds abgelehnt, da sie einsei- 
tig den Bund belasten würden. Gleichzeitig ist die 
Bundesregierung vom Deutschen Bundestag beauf- 
tragt worden, dieses Problem m Verhandlungen mit 
den neuen Bundesländern möglichst schnell zu 
lösen. Dabei bleiben der im Dezember 1995 bespro- 


chene Vorschlag einer hälftigen Teüung zwischen 
Bund und neuen Bundesländern sowie die Entschlie- 
ßung des Deutschen Bimdestages die geeignete 
Grundlage für die Fortsetzung der Gespräche. Die 
Verhandlungen zwischen Bund und Ländern werden 
derzeit geführt. 


2. Privatisierungspotentiale nutzen 

In den neuen Bundesländern werden, insbesondere 
auf kommunaler Ebene, Privatisierungspotentiale 
durch Abbau von Beteiligungsbesitz, Aufgabenüber- 
tragung auf Private und private Finanzierung von 
Bauten und Infrastruktureinrichtungen genutzt. Die 
Bundesregierung erwartet allerdings, daß die hier 
bestehenden Möglichkeiten noch mehr als bisher 
ausgeschöpft werden. Die Qualität der kommunalen 
Dienstleistungen ist ein wichtiger Faktor für den 
Industriestandort Deutschland. Der überaus starke 
Anstieg staatlicher Gebühren hat in den letzten 
Jahren ein Ausmaß erreicht, das zu einer besorgnis- 
erregenden Belastung und zu einem Standortnach- 
teü geworden ist. Privatisierung in Verbindung mit 
Wettbewerb schafft am ehesten den Druck, effizien- 
tere und kostengünstigere Lösungen zu realisieren. 

In der Stadt Altenburg z. B. lagen die ermittelten 
Kosten für die Realisierung einer Abwasserentsor- 
gungsanlage zunächst bei 100 Mio. DM. Durch eine 
optimierte Planung sanken die Kosten auf 84 Mio. 
DM. Nach einer Ausschreibung hat schließlich ein 
privater Betreiber den Zuschlag bekommen: 39,7 
Mio. DM sind nun die tatsächlichen Kosten. Bis jetzt 
gibt es im Bereich der Tünkwasserversorgung und 
Abwasserentsorgung in den neuen Bundesländern 
über 70 Betriebe mit privater Beteiligung. 

Zum Beteiligungsbesitz von Ländern und Kommu- 
nen gehören z. B. Versorgungs- und Verkehrsunter- 
nehmen, Wohnungsbau- und Grundstücksverwal- 
tungsuntemehmen. Um die wirtschaftlichste Form 
der AufgäbenerfüUimg zu ermitteln, soUte hier ver- 
stärkt auf das Know-how und die Finanzierungsmög- 
lichkeiten privater Unternehmen zurückgegriffen 
werden. Zur Unterstützung auf kommunaler Ebene 
gibt das BMWi seit einigen Jahren regelmäßig aktua- 
lisierte Leitfäden für die Bereiche Abfall, Trinkwas- 
ser, Abwasser und Planungsleistungen heraus. Auf 
Initiative des BMU und des BMWi hat der DIHT 
im Mai 1994 ein Beratungsbüro für Kommunen der 
neuen Bundesländer auf dem Gebiet der Abwasser- 
beseitigung einschließlich der Wasserversorgung 
eingerichtet. Zu den Aufgaben des Büros gehört die 
Durchführung wettbewerblicher Vergabeverfahren 
unter Einschluß privater Dritter. 

Ein weiterer zentraler Schritt ist es, die Benachteili- 
gung privater Leistungserbringung zu beenden. Die 
Länder soUten die rechtlichen Rahmenbedingungen 
und ihre Genehmigungspraxis im Rahmen der Kom- 
munalaufsicht privatisierungsfreundlich gestalten. 
Auch der Bund leistet in dieser Hinsicht soweit mög- 
lich seinen Beitrag. Im Bereich der GA „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" konnte er- 
reicht werden, daß Private bei Fördermaßnahmen in 
weit größerem Umfang als in der Vergangenheit ein- 
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bezogen werden können. Vor allem wird der Bund 
die steuerlichen Rahmenbedingungen verbessern. 

Durch die Steuerangleichung zwischen privaten und 
staatlichen Anbietern soll der Wettbewerb verstärkt 
werden. Kommunale Entsorger müssen sich dann in 
stärkerem Maße als bisher dem Wirtschaftlichkeits- 
vergleich mit privaten Anbietern stellen. Hierdurch 
werden Rationalisierungspotentiale aufgetan; die 
dem Gebührenzahler zugute kommen. 

3. Planungs- und Genehmigungsverfahren 
vereinfachen und beschleunigen 

Planungs- und Genehmigimgsverfahren werden in 
den neuen Bundesländern häufig schneller durch- 
geführt als in Westdeutschland. Dies ist ein wichti- 
ger Standortvorteil. Die Bimdesregierung hat mit 
Kabinettbeschluß vom 29. Juni 1996 insgesamt drei 
Gesetzentwürfe zur Umsetzung der sog. Schlichter- 
Empfehlungen zur weiteren Verkürzung der Pla- 
nungs- und Genehmigungsverfahren beschlossen. 
Dabei sind auch die positiven Erfahrungen mit spe- 
ziellen Verfahrensvorschriften imd Beschleunigungs- 
regelungen in den neuen Bundesländern (wie z. B. 
dem Investitionserleichterungs- und Wohnbauland- 
gesetz) berücksichtigt worden. Mit der Zustimmung 
des Bundesrates am 19. Juli 1996 zu dem Gesetz zur 
Beschleunigung von Genehmigungsverfahren ist 
dieses Vorhaben in einem wichtigen Teilbereich ab- 
geschlossen. Das Gesetz sieht verstärkte Beratungs- 
imd Auskunftspflichten über Anforderungen und 
Organisation des Genehmigungsverfahrens vor und 
schafft dadurch neuartige Möglichkeiten für ein 
kooperatives Zusammenwirken zwischen Behörde 
imd Antragsteller. Dadurch kann dem hohen Bera- 
tungsbedcuf kleiner und mittelständischer Unterneh- 
men gerade in den neuen Bundesländern besonders 
Rechnung getragen werden. 

Die neuen Bundesländer können durch Anpassung 
ihrer Landesverwaltungsverfahrensgesetze an das 
geänderte Bundesverwaltungsverfahrensgesetz die 
darin enthaltenen Beschleunigungsmaßnahmen 
auch für Genehmigimgsverfahren, die von Landes- 
behörden durchgeführt werden, anwendbar machen. 
Das Gesetz übernimmt z. T. Regelungen des Ver- 
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetzes vom 
16. Dezember 1991 und des Planirngsvereinfachungs- 
gesetzes vom 17. Dezember 1993, die sich in den 
neuen Bundesländern besonders bewährt haben. Mit 
dem vorgelegten Regierungsentwurf zur Änderung 
des Baugesetzbuches strebt die Bundesregierung 
eine weitere Vereinfachung der Verfahren im Bereich 
des Bauwesens an. 

4. Wlrtschaftsfördeaing effizienter gestalten 

Mit Blick auf die Bund-Länder-Arbeitsgruppen zur 
Verbesserung der Transparenz und Konsistenz der 
Mittelstandsförderung in ganz Deutschland wird eine 
möglichst klare und sinnvolle Aufgabenverteilung 
bei der Förderung zwischen den verschiedenen 
staatlichen Ebenen besonders wichtig sein. Dies gilt 
auch für die neuen Bundesländer imt ihrem Förder- 
instrumentarium. Wichtige Schritte zu einer größeren 


Effizienz und Transparenz der Förderung in den Län- 
dern sind bereits eingeleitet und z.T. umgesetzt wor- 
den, z. B. Zusammenfassung oder Streichimg von 
Programmen, Konzentration der Programmdurchfüh- 
rung auf ein Förderinstitut oder Vereinheitiichimg 
von Antragsunterlagen. Im Interesse einer weiteren 
Verbesserung der Effizienz und Transparenz hält die 
Bundesregierung folgende Grundsätze für wichtig: 

- Eine Doppelförderung durch Bundes- imd Länder- 
programme sollte ausgeschlossen sein. 

- Die Transparenz des Fördeiinstrumentaiiums 
sollte im Interesse der Begünstigten erhöht wer- 
den. Hierbei müssen beispielsweise Kammern, 
Wirtschaftsfördergesellschaften und Kreditinsti- 
tute eine noch aktivere Rolle spielen. 


F. Europäische Union 

1. Beihilfepolitik 

Die Bundesregierung erkennt ausdrücklich die kon- 
struktive Mitwirkung der Europäischen Union (EU) 
beim wirtschciftlichen Aufbau der neuen Bundeslän- 
der an. Die Kommission und die Bundesregierung 
sind sich darüber im klaren, daß der Erfolg des 
wirtschaftlichen Aufbaus in Ostdeutschland nicht 
nur Deutschland allein, sondern die gesamte Union 
stärken wird. 

Die Entwicklung in den neuen Bundesländern ist 
nicht mit derjenigen in anderen Regionen der EU 
vergleichbar. Die Transformation von einer Plan- in 
eine Marktwirtschaft ist einmalig in den Ländern der 
EU. Die Besonderheit der ehemaligen politischen 
und wirtschaftlichen Teilung Deutschlands findet 
auch in Artikel 92 Abs. 2 c) des EG-Vertrages ihren 
Niederschlag, der die Beseitigung der teilungsbe- 
dingten wirtschaftlichen Nachteile vom Beihilfever- 
bot ausnimmt. Dieser Artikel blieb auch in den Maas- 
tricht-Verhandlungen entgegen den Bestrebungen 
der damaligen Ratspräsidentschaft im EG -Vertrag er- 
halten und ist damit geltendes Recht. Bereits 1964 
hatte die Europäische Kommission diese Vorschrift 
für den vergleichbaren Fall der Eingliederung des 
Saarlandes ausdrücklich für anwendbar erklärt. 
Nach Auffassung der Bundesregierung muß diese 
Regelung Rechtsgrundlage der Beihilfenkontrolle 
der EU-Kommission für die neuen Bundesländer 
sein, solange die dort bestehenden gravierenden 
Defizite aufgrund der jahrzehntelangen Teilung 
nicht behoben sind. In einem Memorandum vom 
13. Mai 1996 an den Präsidenten der EU-Kommis- 
sion, Jaques Smter, hat die Bundesregierung diese 
Auffassung im einzelnen begründet. Die Bundesre- 
gierung hat Klage gegen die Entscheidung der EU- 
Kommission vom 26. Juni 1996 erhoben. Gleichzeitig 
strebt die Bundesregierung in Verhandlungen mit 
der EU-Kommission eine gemeinsame Grundlage für 
die Anwendung des Artikels 92 Abs. 2 c) in der Bei- 
hilfepraxis für die neuen Bundesländer an. 

Die Auseinandersetzung um das Investitionsprojekt 
VW Sachsen darf nicht zu einem falschen und ge- 
fährlichen Grundsatzstreit zwischen „Aufbau Ost" 
und „Einigung Europas" werden. Die Bundesregie- 
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ning legt weiterhin Wert auf eine enge Zusanrnien-* 
arbeit mit der EU-Konunission in allen Beihilfefragen. 
Die neuen Bundesländer brauchen weitere Hilfen für 
den Aufbau Ost und dazu auch die Unterstützung 
der EU sowie gleichzeitig die Fortsetzung der Inte- 
gration in Europa in Richtung Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion sowie Politische Union. Beide Entwick- 
lungen gehören zusammen. 

Bundesregierung und EU-Kommission haben im 
übrigen das gleiche Ziel, nämlich die Beihilfediszi- 
plin im Gemeinsamen Markt zu gewährleisten. Das 
liegt insbesondere auch im Interesse der deutschen 
Wirtschaft. 

2. Strukturfonds 

Zu den strukturell schwächsten Regionen der EU ge- 
hörend - gemessen am BIP pro Einwohner - erhalten 
die neuen Bundesländer und Berlin (Ost) seit 1991 
auch finanzielle Unterstützung aus den Europäischen 
Strukturfonds: dem Europäischen Fonds für regio- 
nale Entwicklung, dem Europäischen Sozialfonds 
und dem Europäischen Ausgleichs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung; 
sowie dem Finanzinstrument für die Ausrichtung der 
Fischerei (FIAF). Die Mittel (1991 bis 1993: 3 Mrd. 
ECU; 1994 bis 1999: 14 Mrd. ECU) werden zur Ver- 
stärkung von Bundes- oder Landesprogrammen ver- 
wandt. Im Bereich der Regional- und Agrarpolitik 
wird der überwiegende Teil der Strukturfondsmittel 
im Rahmen der Bund-Länder-GA „Verbesserung der 
regionalen Wirtschcdtsstruktur“ bzw. „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes'' einge- 
setzt. 

Mit diesen Geldern sollen der Aufbau eines moder- 
nen Kapitalstocks insbesondere in kleinen und mitt- 
leren Unternehmen stimuliert, Engpässe in der Infra- 
struktur überwunden, notwendige Ausbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen bezuschußt imd einem 
weiteren Anwachsen vor allem der Langzeit- und 


Jugendarbeitslosigkeit entgegengewirkt werden. 
Weitere Schwerpunkte der Struktmfondsförderung 
sind die Erhaltung imd Pflege ländlicher Räume 
sowie die Flankierung des Strukturwandels in der 
Landwirtschaft und Fischerei. Im Bereich des Euro- 
päischen Sozialfonds werden die Finanzmittel zur 
beruflichen Erstausbüdimg Jugendlicher, zur Be- 
kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, zur Förde- 
rung der Chancengleichheit von Männern imd Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt sowie zur arbeitsmarkt- und 
berufsbildungspolitischen Rankienmg des Transfor- 
mations- und Strukturanpassungsprozesses in den 
neuen Bundesländern eingesetzt. 

Eine Weiterfühmng der europäischen Strukturfonds- 
förderung über 1999 hinaus erscheint daher aus heu- 
tiger Sicht unverzichtbar, um den noch längst nicht 
abgeschlossenen Umstrukturienmgsprozeß in Ost- 
deutschland nicht zu gefährden und den Entwick- 
lungsrückstand der neuen Bundesländer gegenüber 
anderen Regionen der EU schrittweise zu verrüigem. 

Gleichwohl ist es erforderlich, die Förderung insge- 
samt effizienter zu gestalten. Das betrifft sowohl die 
inhalthche Ausrichtung der Förderprogramme (z. B. 
Notwendigkeit einer stärkeren Konzentration auf die 
für den Aufhol- und Umstrukturienmgsprozeß ent- 
scheidenden Bereiche) als auch die Straffung und 
Vereinfachung der Verfahren und Verwaltungs- 
modalitäten (z. Z. komplizierte Zahlungsmodalitäten, 
aufwendige Berichts- und Evaluienmgsanforderun- 
gen selbst bei kleinen Programmen, langwierige Ge- 
nehmigungsverfahren der Programme und Förder- 
richtlinien, Reduzierung der großen Zahl von Ge- 
meinschaftsinitiativen etc.). Neben den generellen 
Vereinfachungen bei den Strukturfonds sollte im 
Rahmen der Partnerschaft mit der EU-Kommission 
bei der Fördenmg der grenzüberschreitenden Zu- 
sammenarbeit mit den mittel- imd osteuropäischen 
Staaten angestrebt werden, daß die Förderinstru- 
mente (Interreg, PHARE) und Fördermodalitäten ein- 
ander angeglichen werden. 


III. Ausblick und Perspektiven 


Der Aufbau Ost ist in den letzten Jahren in vielen Be- 
reichen zügig vorangekommen. Die Wachstums- 
kräfte verändern aber jetzt ihre Schwerpunkte. 
Nachdem in den ersten Jahren die Bauwirtschaft der 
wichtigste Wachstumsmotor war, muß der Auf- 
schwung mehr und mehr von der Industrie getragen 
werden. Mit dieser Umstellung sind z. Z. niedrigere 
Wachstumsraten verbunden als in der Vergangen- 
heit. 

Notwendig ist, daß alle Beteiligten den tatsächlich, 
erreichten Stand des Aufbaus Ost zur Keimtnis neh- 
men und die junge ostdeutsche Wirtschaft nicht mit 
zu hohen Ansprüchen überfordem. Vorrang vor 
kurzfristigen Erwartungen muß das übergeordnete 
Ziel haben: Aufbau einer Wirtschaft, die Einkommen 
und Investitionen im wesentlichen aus eigener Kraft 


erwirtschaftet und die im internationalen Wettbe- 
werb erfolgreich bestehen kann. 

Um die weiter dringend notwendigen Verbesserun- 
gen zu erreichen, sind vor allem wichtig: 

- Alle wirtschaftspolitisch Veranwortlichen müssen 
ihre Maßnahmen konsequent an den Notwendig- 
keiten für wirtschaftliches Wachstum und mehr 
Beschäftigung ausrichten, um die noch bestehen- 
den Defizite zu überwinden. Wichtig ist vor allem 
eine Korrektur der eingetretenen Fehlentwicklung 
zwischen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und 
Lohnentwicklung. Ohne entsprechende Entschei- 
dungen der Tarifpartner besteht die Gefahr, daß 
auf absehbare Zeit das Ziel einer sich selbst tra- 
genden Wirtschaft nicht erreicht wird. Eine solche 


38 



Deutscher Bundestag “ 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5657 


Entwicklung würde nicht ohne negative Rückwir- 
kungen für die gesamte deutsche, ja europäische 
Wirtschaft bleiben. Angesichts dieser Konsequen- 
zen müssen die Tarifpartner ihrer Verantwortung 
mehr als bisher gerecht werden. Ohne ihren Bei- 
trag kann der Aufbau Ost nicht gelingen. 

- Die eingeleiteten Maßnahmen der Bimdesregie- 
rung zur Verbesserung der Standortbedingungen 
in ganz Deutschland müssen jetzt konsequent rea- 
lisiert werden. Dies liegt gerade auch im Interesse 
der neuen Bundesländer. Nur ein wirtschaftlich 
leistimgsfähiges Deutschland kann die auf längere 
Zeit weiter notwendigen Transfers für den Aufbau 
Ost erwirtschaften. 

- Die Wirtschaftsförderung für Ostdeutschland muß 
auch in den nächsten Jahren auf hohem Niveau 
fortgesetzt werden. Allerdings muß das Fördeiin- 
strumentarium vereinfacht und einer sich verbes- 
sernden wirtschaftlichen Lage angepaßt werden. 
Für die Bundesregierung steht dabei fest, daß die 
Wirtschaftsfördenmg weiter auf die bestehenden 
Problembereiche, insbesondere verarbeitendes 
Gewerbe imd mangelndes Eigenkapital für Unter- 
nehmen, konzentriert werden muß. 

- Der Aufbau einer leistimgsfähigen Wirtschaft in 
Ostdeutschland hegt unverändert auch im eigenen 
Interesse der westdeutschen Wirtschaft. Investitio- 
nen, Aufbau von Entwicklungs- und Innovations- 
zentren, Kreditengagements sowie Hilfen vor 
allem auch bei Absatz und Management für die 
noch weniger leistungsfähigen ostdeutschen 


Unternehmen durch die westdeutsche Wirtschaft 
sind deshalb auf längere Zeit unverzichtbar. 

- Länder und Kommunen müssen nach der Aufbau- 
phase ihre Verantwortimg voll wahmehmen, Wirt- 
schaftsförderung zur Chefsache machen und die 
in ihrem Einflußbereich liegenden Potentiale für 
Rationalisierung und Privatisierung voll nutzen. 

- Die EU muß auch in Zukunft ihre Unterstützung 
für den Aufbau Ost leisten. Sie muß die Einzigar- 
tigkeit der Umstrukturierung einer Staats- in eine 
Privatwirtschaft bei offenen Grenzen mit den an- 
deren EU-Mitgüedem auch durch ihre Entschei- 
dimgspraxis in der Beihilfepolitik akzeptieren, wie 
dies im EG -Vertrag durch den Teilungsartikel 
(Artikel 92 Abs. 2 c)) ausdrücklich vorgesehen ist. 

Die Bundesregierung wird auch auf der zweiten 
Hälfte des Wegs wie bisher ein verläßlicher Partner 
beim Aufbau Ost sein. Maßstab ihrer Fördermaßnah- 
men ist der Stand der gegenwärtigen und abseh- 
baren wirtschaftlichen Entwicklimg. Fehler anderer 
wirtschaftspohtisch Verantwortlicher kann die Bun- 
desregierung nicht kompensieren. Dies würde im 
übrigen auch wirtschaftliche Fehlentwicklimgen nur 
verfestigen. 

Wenn alle Verantwortlichen ihre Aufgaben wahmeh- 
men, dann sind alle Chancen gegeben, daß der wirt- 
schaftliche Aufschwung und Aufholprozeß in den 
neuen Bundesländern 1997 wieder an Fahrt gewinnt. 
Damit bestehen auch imverändert gute Perspektiven, 
daß der Aufbau Ost gelingt. 


Drucksache 13/5657 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Anlage Al 

Reale Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts gegenüber dem Vorjahr 
(Ostdeutschland im Vergleich zu Westdeutschiand) 



• ) Prognose der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute (Frühjahrsgutachten 1996); Angaben gerundet. 
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Anlage A2 


Zahlen zum Arbeitsmarkt und zur Arbeitsmarktpolitik in den neuen Ländern 

- Durcbscbnitte in 1 000 - 


Zeitraum 

2. Hj. 1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Bevölkerung 

16 028 

15 910 

15 730 

15 648 

15 567 

15 494 

Erwerbspersonen 

9389 

8503 

7 894 

7 679 

7 771 

7 776 

./. Arbeitslose 

433 

913 

1 170 

1 149 

1 142 

1047 

nachrichtlich: Arbeitslosenquote . 



15,4 

15,1 

15,2 

14,0 

- Erwerbstätige mit Pendlern 

8 956 

7 590 

6 724 

6 530 

6 629 

6 729 

+ Pendler-Saldo 

-136 

-269 

-338 

-325 

-326 

-323 

= Erwerbstätige („Inlandskonzept") . 

8820 

7 321 

6 386 

6 205 

6 303 

6 406 

nachrichtlich: 







Erwerbstätigenquote^) 

55,0 

46,0 

40,6 

39,7 

40,5 

41,3 

Arbeitsinarktentlastung^) 

1086 

1881 

1978 

1649 

1314 

1065 

Teilnehmerzahl: 







- Altersübergangsgeld 

21 

189 

516 

639 

524 

341 

- Vorruhestand 

360 

365 

295 

214 

126 

33 

- ABM 

7 

183 

388 

237 

192 

206 

- § 249h AFG 




25 

88 

106 

- Qualiftzierungsmaßnahmen (FuU) . . 

39 

280 

491 

381 

259 

256 

- Kurzarbeiter^) 

1516 

1616 

370 

181 

97 

71 


Qu eile : Statistisches Bundesamt, Bundesanstalt für Arbeit, Berechnungen lAB, eigene Berechnungen (Stand: März 1996). 
Bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen; Daten für 1990 und 1991 liegen nicht vor. 

Erwerbstätige nach Inlandskonzept bezogen auf die Bevölkerung. 

Hier definiert als Empfänger von Altereübergangsgeld, Vorruheständler, Arbeitnehmer in ABM, in Maßnahmen nach § 249h 
AFG und in Kurzarbeit sowie Schlechtwettergeld, Teilnehmer in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung, der berufs- 
f ordernden Rehabilitation (nach Berechnungen des LAB). 

*) Die 7-ahl der Kurzarbeiter geht in die Arbeitsmarktentlastimg mit dem tatsächlichen durchschnittlichen Arbeitsausfall ein. 
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Anlage A3 

Anteil der Bruttowertschöpfüng der verschiedenen Wirtschaftsbereiche 
an der gesamten Bnittowertschöplung (unbereinigt) 
in jeweiligen Preisen 
-1995- 



*) Schätzungen des BMWi auf Grundlage von Globalzahlen des Statistischen Bundesamtes. 
• * ) Einschi. I&editinstitute, Versicherungen imd Wohnimgsvennietungen. 
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Anlage A4 


Bruttowertschöpfong (unbereinigt) der Wirtschaftsbereiche in jeweiligen Preisen in den neuen Ländern 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

nachr. 

alte 

Länder 

1995 



-in Mrd. DM- 


- Anteile an der unbereinigten BWS in % - 

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 

7,0 

6,9 

6,5 

6,0 

6.1*) 

3,3 

2,6 

2,1 

1,7 

1,6 

1,0 

Produzierendes Gewerbe . . 

75,2 

89,3 

102,7 

121,8 

131,3 

36,1 

33,9 

32,9 

34,3 

34,9 

34,3 

darunter: Verarbeitendes 

Gewerbe 

35,0 

37,7 

41,9 

49,1 

52,7*) 

16,3 

14,3 

13,4 

14,0 

14,0 

26,4 

Baugewerbe .... 

24,3 

37,7 

45,8 

59,4 

66,1*) 

11,7 

14,3 

14,7 

17,0 

17,6 

5,3 

Handel, Verkehr, 
Nachrichtenübermittlung . . 

29,4 

34,0 

38,7 

41,9 

44,1 

14,1 

12,9 

12,4 

11,9 

11,7 

14,5 

Dienstleistungs- 
untemehmen* *) 

45,6 

67,1 

89,8 

103,7 

113,8 

21,9 

25,5 

23,3 

29,6 

30,2 

36,8 

Staat, priv. Haushalte und 
priv. Organisationen o. E. . . 

51,3 

65,8 

74,1 

77,0 

80,9 

24,6 

25,0 

23,3 

22,0 

21,5 

13,4 

Bruttowertschöpfung (BWS) 
aller Wirtschaftsbereiche 
(unbereinigt) 

208,4 

263,1 

311,8 

350,3 

376,2*) 



100,00 

100,00 

100,00 

100,00 

nachrichtlich: 

Bruttoinlandsprodukt 


262,0 

H 

354,5 

380,7 








*) Schätzungen des BMWi (auf 0,5 Mrd. DM gerundet). Auf Grundlage von Globalzahlen des Statistischen Bundesamtes; Ab- 
weichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 

* *) Einschließlich Kreditinstitute, Versicherungen und Wohnungsveimietungen. 


43 






















Drucksache 13/5657 


Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 


Anlage A5 


Sektorale Entwicklung der Investitionen in den neuen Ländern 
- in Mrd. DM / Veränderungen zum Vorjahr in % - 



darunter: Verarbeiten- 
des Gewerbe 

* Handel, Verkehr/ 
Nachrichtenüberm. . . 

* Dienstleistungs- 

Unternehmen* *) 

darunter: Wohnungs- 
vemüetung 

* Staat/Organisationen 

o.E 

- Unternehmen 


1991 

1992 

90^8 

126,83 

40,02 

1,23 

1,25 

163 

29,81 

39,33 

31,94 

17,29 

20,98 

21,34 

21,32 

28,30 

32,74 

22,84 

33,97 

48,73 

15,53 

23,01 

48,16 

15,38 

23,98 

55,92 

75,20 

102,85 

36,77 

59,67 

79,84 

33,80 




9,80 

207,50 

5,28 

9,09 

1,30 

8,33 

3,81 

51,70 

-0,19 

3,92 

26.00 

- 1,89 

1,65 

33,58 

0,75 

21,26 

88,92 

10,09 

4,93 

64,00 

0,81 

3,45 

32,00 

6,67 

11,10 

175,50 


4,93 

111,50 1 
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Anlage A6 


Investitionen Je Einwohner nach Wirtschaftsbereichen*) in Ost- und Westdeutschland 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

Wiitschaftsbermche 



-inDM- 





-inDM- 



AUe mrtschaltsbereiche^) 

5 693 

8 062 

Ostdeutschland 

9 714 11524 12 715 

13 430 

8 983 

Westdeutschland 

9163 8 384 8 521 8627 

8 581 

Land-, Forstwirtschaft/ 
Fischerei 

77 

79 

67 

71 

77 

84 

205 

195 

165 

160 

151 

148 

Produzierendes Gewerbe . 

1874 

2 500 

3 035 

3 205 

3 342 

3 346 

2 301 

2 268 

1853 

1696 

1785 

1846 

darunter: Verarbeitendes 
Gewerbe 

1087 

1334 

1545 

1638 

1710 

1683 

1806 

1694 

1302 

1 179 

1270 

1341 

Handel, Verkehr/Nach- 
richtenübermittlung 

1340 

1799 

1946 

2106 

2150 

2 174 

1287 

1296 

1179 

1 107 

1108 

1 175 

Dienstleistungs- 
Unternehmen 

1437 

2 160 

3 053 

4279 

5211 

5 755 

4162 

4 313 

4129 

4 522 

4 570 

4 417 

darunter: Wohnungs- 

vermietung 

978 

1463 

1970 

2 891 

3 645 

4 142 

2152 

2374 

2432 

2673 

2 729 

2 615 

Staat/priv. Organisationen 
O.E 

967 

1524 

1613 

1863 

1935 

2 071 

1028 

1091 

1058 

1036 

1013 

995 

Unternehmen insgesamt . . 

4 728 

6539 

8102 

9 662 

10 780 

11359 

7 954 

8 072 

7325 

7 485 

7 614 

7 586 

Unternehmen ohne 
Wohnungsvermietung 

3 750 

5 076 

6132 

6 771 

7135 

7 217 

5 802 

5 698 

4 893 

4 812 

4 885 

4 971 


Quelle : Statistisches Bundesamt, ifo Investorenrechnung Ost, Schätzimgen des ifo Instituts (Stand: Januar 1996). 
*) Sektorale Zuordnung nach dem Eigentümerkonzept. 

**) Abgrenzimg nach der Wirtschaftszweigsystematik, d. h. neue Ausrüstimgen und Bauten. 

‘'j Darunter; Wohnungsvermietung. sonstige Dienstleistungen einschl. Banken und Versicherungen. 
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Anlage A7 

IVansf ers für Ostdeutschland in Mrd. DM 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

L Leistungen Bundeshaushalt 

75 

88 

114 

114 

135 

133 

126 

1. Zahlungen an die Länder 

21,0 

24,7 

28,2 

32,1 

19,7 

17,6 

16,5 

Investitionsfördergesetz 

5,3 

0,0 

1.5 

0,0 

6,6 

6,6 

6.6 

GA BMWi») 

2,0 

2,7 

3,7 

3,2 

3,1 

3,2 

2,9 

GA BML») 

0,5 

1,0 

1,0 

1,0 

1.1 

1,1 

1,0 

Kommunaler Straßenbau/ÖPNV 

1,8 

3,1 

1,8 

1,7 

1,5 

1.5 

0,8 

Städtebau 

0,8 

0,4 

0,4 

0,5 

0,8 

0,7 

0,7 

Sozialer Wohnungsbau 

0,7 

1,4 

0,5 

0,5 

0,6 

0,8 

0,8 

Hochschulbau/Hochschul- 
Sonderprogramm 

0,4 

0,7 

0,7 

0.7 

0.7 

0,7 

0,7 

Zinshilf e Altschulden Wohnimgsbau 

- 

- 


1,3 

1,3 

- 

- 

Finanzhilfen Pflegeeinrichtungen Ost 

- 

- 

- 

- 

0,8 

0,8 

0,8 

Förderung kultureller Infrastruktur 

1,1 

0,6 

0,6 

- 

- 

- 

- 

Wohngeld 

0,4 

1.7 

1,3 

0,9 

0,7 

0.6 

0,5 

BAföG 

0,5 

0,6 

0,5 

0,3 

0,3 

0.4 

0,3 

Kriegsopferfürsorge 

0,1 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,4 

Kindergeld Landes-ZGemeindebedarf 

0,4 

0,6 

0,8 

1.1 

1,0 

- 

- 

Fonds „Deutsche Einheit" (Bundeszuschuß) 

4,0 

9,9 

14,2 

19,5 

- 

- 


Sonstiges 

3,0 

1,9 

1,1 

1,2 

1,0*) 

1.0*) 

1,0*) 

2. Leistungen an die Bevölkerung 

30,1 

35,7 

50,6 

41,7 

43,6 

33,4 

28,0 

Kriegsopferversorgimg 

0,3 

1,0 

1,6 

1,2 

1,2 

1,6 

1,5 

Arbeitslosenhilfe/ABM, § 249h AFG u. ä. . . 

2,8 

4,7 

4.5 

5,5 

7,0 

5.5 

5,4 

Zuschuß an die BA 

5,9 

8,9 

24,4 

10,2 

6,9 

4,3 

— 

Vomihestands-ZAltersübergangsgeld 

5,7 

5,1 

5,0 

7.2 

8,2 

5,0 

2.1 

Sozialversicherung 

9,5 

10,2 

11,0 

13,4 

15,5 

16,1 

18,1 

Erziehimgsgeld 

0,6 

0,7 

0,7 

0,8 

0,8 

0,8 

0,8 

Kindergeld (ohne Landes-ZGemeindebedarf) 

5,3 

5,1 

3,4 

3,4 

4,0 

0,1 

0,1 

3. Sonstige Ausgaben 

23,5 

27,8 

34,8 

39,7 

37,1 

38,5 

36,5 

Bimdeswasserstraßen 

0,4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,4 

0,7 

0,7 

Straßenbauplan 

2,1 

4,0 

3,2 

3,7 

3,8 

4,4 

4,1 

Eisenbahnen 

7,7 

9,5 

10,1 

15,0 

13,5 

10,9 

10,5 

SDAG Wismut GmbH 

Irl 

1,1 

0,8 

0,8 

0,6 

0,6 

0,6 

Bimdesvermögens-ZBauangelegenheiten . . 

1,0 

0,9 

0,8 

0,6 

0,7 

0,7 

0,7 

Eigenkapitalhilfeprogramm 

0,2 

0,5 

0,7 

0,9 

1,2 

1,3 

1,2 

Gasölverbilligung 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Forschimg und Technologie 

(früheres BMFT, BMWi; ohne Epl. 60) 

0,6 

1,4 

1,8 

2,0 

2,0 

2,1 

2,0 

KfW-ZERP-Programme (Zinszuschüsse) .... 

- 

- 

0,4 

1,0 

1,5 

2,1 

2,4 

THA-Nachfolgegesellschciften 

- 

- 


- 

1,1 

2,8 

1,5 

Verteidigung 

4,2 

3,2 

4,7 

5,0 

3,5 

3,5 

3,5 

Zivildienstleistende 

0,4 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

Wesentliche Personalausgaben 

0,5 

0,5 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

Gewährleistungen 

- 

0,2 

3,2 

3,4 

2,7 

2,9 

2,5 

Bimdeshilfe Berlin 

1,3 

2,0 

2,5 

1,5 

— 

— 

_ 

GnmderwerbZBaumaßnahmen Berlin 

- 

0,5 

0,5 

0,3 

0,4 

0,8 

1,2 

Sonstiges 

3,8 

3,2 

4,7 

4,0 

4,5*) 

4,5*) 

4,5*) 

4. Einnahmeminderungen 

- 

- 

- 

- 

— 

7,8 

8.7 

Kindergeld (Vorjahre s, 1.1 und 1.2) 

- 

- 

- 

- 

- 

5,0*) 

5,0*) 

Leistungen nach RegG für SPNV 

- 

- 

- 

- 

- 

2,8 

3,7 

5. Neuregelimg Finanzausgleich 

- 

- 

- 

- 

34,7 

35,0 

36,0 
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Transfers für Ostdeutschland in Mrd. DM 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

n. Andere Leistungen 

58 

69 

54 


50 

51 

52 

1. Fonds „Deutsche Einheit" 

31 

24 

15 


- 

- 


2. EU 

4 

5 

5 


7 

7 


3. Rentenversicherung 


5 

9 

12 

17 

18 


4 . Bundesanstalt für Arbeit 








(ohne Bundeszuschuß) 

18 

30 

15 

17 

16 

16 


5. Lander/Gemeinden West 

5 

5 

10 

14 

10 

10 


m. T^euhandanstalt 

19,9 

29,6 

38,1 

34,4 

- 

- 


(1995 und 1996 s. 1.3) 








IV. Steuermindereinnahmen durch 








steuerliche Fördermaßnahmen 








(1-Zulage, Sonderabschreibung etc.) ' 

3 

7 

9 

10 

13 

16 

13 

Summe: 

156 

194 

215 

212 

198 

200 

191 

V. Rückflüsse^) 








Steuer- und Verwaltungsmehreinnahmen 

34 

40 

43 

47 

50 

563) 

533) 

Gesamtsumme: 

122 

154 

172 

165 

148 

144 

138 


Quelle: BMF, eigene Zusammenstellung (Stand: September 1996). 

1991 bis 1995 Ist-Zahlen, 1996 SoU-2^ahlen, 1997 Regieningsentwurf (Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt). 

') Ohne £G-Rückflüsse. 

Positionen sind grob geschätzt. 

3) Ohne Systemumstellung beim Kindergeld (s. Pos. 1.4). 

^) Ohne Bundesanteil Steuermindereinnahmen durch steuerliche Fördermaßnahmen (IV.) (Schätzung: 1991: 1,1 Mrd. DM, 1992: 
2,9 Mrd. DM, 1993: 3,7 Mrd. DM, 1994: 3,9 Mrd. DM, 1995: 5,0 Mrd. DM, 1996: 6,1 Mrd, DM, 1997: 5,4 Mrd. DM. 
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\^chtigste M^rtschaftstransfers für Unternehmen 
-lnMrd.DM- 


Anlage A8 



1991 

Ist 

1992 

Ist 

1993 

Ist 

1994 

Ist 

1995 

Ist 

1996 

SoU 

1997*) 

Soll 

Steuerliche Fördeimaßnahmen 
(1-Zulage, Sonderabschreibungen, Aussetzung 
Cewerbekapital- u. Vermögensteuer, 
Beteiligungskapital Ost, § 6b EStG) 

3,2 

7,4 

9,2 

10,0 


15,8 

13,4 

Gemeinschaftsaufgabe „Wirtschaft" 

2,0 

2,7 

3,7 

3,2 


3,2 

2,9 

Eigenkapitalhilfeprogramm 

0,2 

0,5 

0,7 

0,9 


1,3 

1,2 

ERP 

- 

- 

0,1 

0,1 

0,4 

0,5 

0,7 

THA (ab 1995: THA-NachfolgegeseUschaften) . . 

19,9 

29,6 

38,1 

34,4 

1,1 

2,8 

1,5 

Summe: 

25,3 

40,2 

51,8 

48,6 

18,7 

23,6 

19,7 


Quelle: BMF 
•) Haushaltsentwurf 1997. 
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Bilanz der Wirtschaftsförderung des Bundes in Ostdeutschland bis Ende 1995 


Die Entwicklung wettbewerbsfähiger Unternehmen 
in den neuen Ländern hat auch 1995 Fortschritte ge- 
macht. Die Investitionen sind mit fast 200 Mrd. DM 
gegenüber 1994 um rd. 10% gestiegen. Die Investi- 
tionen pro Kopf liegen seit 1993 deutlich über den- 
jenigen in Westdeutschland. Dies reflektiert u. a. den 
Erfolg der Strategie der Bimdesregierung, über hohe 
staatliche Investitionen in die Infrastruktur xmd Inve- 
stitionsfördermaßnahmen für private Investoren die 
Erneuerung bestehender imd die Gründxmg neuer 
Unternehmen voranzubringen. 

Im einzelnen sind mit den Zuschüssen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" in Höhe von 27 Mrd. DM (davon 
50% Bund) Untemehmensinvestitionen von 145 Mrd. 
DM angestoßen xmd über 900 000 Arbeitsplätze ge- 
schaffen bzw. gesichert worden. Investitionszulagen 
xmd Sonderabschreibxmgen als „Basisförderxmg" ha- 
ben Investitionen von 315 Mrd, DM ausgelöst. Mit 
ERP-Krediten von 46,5 Mrd. DM sind Investitionen 
von 127 Mrd. DM, mit Eigenkapitalhilfe in Höhe von 
14,4 Mrd. DM von über 50 Mrd. DM verbxmden; da- 


dxirch konnten rd. 3,4 Millionen Arbeitsplätze ge- 
schaffen oder gesichert werden. Etwa 300 000 Exi- 
stenzgründxmgen wxirden mit diesen Hilfen ermög- 
licht oder erleichtert, das sind mehr als die Hälfte 
aller Existenzgründxmgen in den neuen Ländern. 
(Eine Addition der Förderergebnisse ist allerdings 
wegen zahlreicher Überschneidxmgen zwischen den 
einzelnen Programmen nicht möglich.) 

Besonders wichtig für die private Investitionstätig- 
keit ist auch der Axifbau einer modernen Infrastruk- 
tur. Mit rd. 110 Mrd, DM für den Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktxir, der Telekommxinikation xmd 
der wirtschaftsnahen Infrastrxiktxir (z. B. Gewerbege- 
biete, Kläranlagen, Verkehrseinrichtxmgen) konnten 
Fortschritte erzielt werden, die „mit Händen zu grei- 
fen sind". 

Eine ausführliche Bilanz ist als BMWi-Dokximenta- 
tion Nr. 396 veröffentlicht worden. Sie kaim kosten- 
los über das Bundesmiiüsterixim für Wirtschaft, Refe- 
rat Öffentlichkeitsarbeit, Villemombler Str. 76, 53123 
Bonn, bezogen werden. 
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Anlage Bl 

Fördermaßnahmen des Bundes in Ostdeutschland bis Ende 1995 

- Überblick - 



Zusage- 
volumen 
(bei Post/ 
Verkehr 

Mittelabfluß 

angeschobenes 

Investitions- 

geschaffene/ 

geschaffene/ 

Programm 

= Investitions- 


Volumen 

gesicherte 

sanierte 


Volumen) 



Arbeitsplätze 

Wohnungen 


— in Mrd. DM — 



1. Investitioneii der gewerblichen 






Wirtschaft 






Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" 

— gewerbliche Wirtschaft - 

27,0 

18,6 

145,0 

923 000 




(Bundesanteü)*) (Aufteilung zwischen 
gewerbl. Wirtschaft und wirtschafts- 
naher Infrastruktur geschätzt) 

(13,5) 

(9,3) 




ERP-Kredite 


39,0 

127,0 1 



Eigenkapitalhilfeprogramm 

■B 

13,6 

50,3 1 

3 40ÖOOO 


Öffentliche Bürgschaften 
(Bundesanteil) 

Investitionszulage und Sonder- 

4,4 

4,03) 

16,0 

‘) 


abschreibungen (Bundesanteil) 

16,03) 

16,03) 

315,0<) 

‘) 


2. Infrastruktur 

Verkehr (2. Halbjahr 1990-1995) 

rd. 58,0 

rd.58,0 

®) 



Telekom 

41,5 

41,5 

41,5 

*) 


Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
-wirtschaftsnahe Infrastruktiu:- 

19,9 

12,4 

30,3 

‘) 


(Bundesanteil)*) (Aufteilung zwischen 
gewerbl. Wirtschaft und wirtschafts- 
naher Infrastruktur geschätzt) 

(9,95) 

(6,2) 


‘) 


3. Verbesserung von 






Rahmenbedingungen 






Wohnungs- und Städtebau (Zuschüsse 
und Kredite) 

52,75 

41,9 

156,27 


206 200 neu 

(davon KfW-Kredite) 

(42,30) 

(36,40) 



3 396 900 






saniert 

Umweltschutz 

1,94 

1,79 

4,5 (ohne 
Sofort- 
projekte) 



FuE-Förderung (BMBF/BMWi) 
industrielle Forschung 

3,8 

3,2 




(inkl. Forschungsinfrastruktur) 


(6,5) 





• ) Einschi. EFRE-Mittel (Europäischer Fonds für regionale Entwicklung). 

Hinweis: 

Eine Addition der Angaben zu den einzelnen Programmen ist aufgrund unterschiedlicher Abgrenzungen bzw. Überschnei- 
dungen in der Investitionsförderung nicht möghch. So werden z. B, im ERP-Existenzgründungsprogramm in ca. 80 % der Fälle 
Investitionen sowohl mit ERP- als auch mit EKH-Mitteln gefördert; Überschneidungen zwischen Regionalförderung auf der einen 
und ERP- bzw. EKH-Förderung auf der anderen Seite erfolgen demgegenüber nur in unter 5 % aller ERP-Fälle. Die Investitions- 
ziüage als Grundförderung dürfte in sehr vielen Fällen nüt anderen Fördermitteln kumuliert worden sein. 

Quantifizierung nicht möglich. 

Obligostand des Bundes. 

Steuermindereinnahmen (grobe Schätzung). 

*) Durch steuertiche Hilfen gefördertes Investitionsvolumen 1990-1995; darin enthalten: ca. 46 Mrd. DM in 1995, für die die 
Investitionszulage erst später (1996) abfließt. 

^) Erhebliche Besdhäftigimgswirkung im Baubereich und Zuliefeiindustrie. 

®) Regionalisierung der Investitionen ist nicht mehr möglich. 
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Anlage B2 

Regionale Aufteilung der durch GA-Mittel (gewerbl. Wirtschaft) 
und ERP-Mittel geförderten Investitionen von 1990 bis Juni 1996 
in den neuen Ländern 



ERP') 

GA')^ 

Einwohner 

Investitionen/Einw. 

in Mrd. DM 

in'ßd. 

in DM 

Brandenburg 

21,70 

28,39 


19 713 

Mecklenburg-Vorpommern 

18,62 

15,94 


18 916 

Sachsen 

41,44 

40,61 


17 950 

Sachsen-Anhalt 

22,96 

33,74 

2 746 

20 648 

Thüringen 

31,22 

27,38 

2507 

23 375 

Berlin-Ost 

4,06 

6,19 

1302 

7 873 

Gesamt 

140,00 

152,25 

15 494 

18 862 


Quelle: BAW 

Nur in 3-4 % der Fälle sind Überschneidungen anzutreffen. 
*) Investitionen der gewerblichen Wirtschaft. 
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Regionale Aufteilung der durch GA-Mittei (gewerbl. Wirtschaft) 
und ERP-Mittel geförderten Investitionen von 1990 bis Juni 1996 
in den neuen Ländern 



Quelle: BMW 
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